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Notſiedlung für Großſtädter 


von Oberpräſident a. D. von Batocki. 


Der von den Beſten im Lande mit ſo viel Be⸗ 
geiſterung aufgenommene Gedanke des freiwilligen 
Arbeitsdienſtes der erwerbsloſen deutſchen Jugend 
droht von vornherein in dem Geſtrüpp der Zuſtän⸗ 
digkeit erſtickt zu werden, das im heutigen Deutſch⸗ 
land ſchlimmer denn je wuchert. Geſchieht das, 
würde das eine kaum mehr tragbare Belaſtung für 
die durch die Not ſchon faſt erdrückte Volksſeele 
ſchaffen. Ahnliche Gefahren ſcheinen dem von der 
Reichsregierung neuerdings aufgenommenen Ge⸗ 
danken der Notſied lung großſtädtiſcher Fa- 
milien in der weiteren Umgebung der Stadt zu 
drohen. | 

Dieſer Gedanke hat das für fi, daß er aus 
der tatſächlich drängenden Entwickelung geboren iſt. 
Wer durch das Weichbild unſerer Groß- und Mittel- 
ſtädte wandert, ſtößt überall auf eine ſtändig zus | 
nehmende Zahl willkürlich aus den Ackern geſchnitte⸗ 
ner, primitiv gärtneriſcher genutzter Landſtücke von 
500 bis 2000 qm mit noch primitiver darauf er⸗ 
richteten Wohnbuden. Die Inhaber haben das 
Stückchen Land meiſt von Spekulanten zu vielfach 
ſtark überhöhten Preiſen gepachtet oder auf Ab⸗ 
zahlung gekauft. Ihr ganzes Streben geht oft dahin, 
die nur als Garten⸗ oder höchſtens Wochenendhäuschen 
polizeilich zugelaſſenen Buden für ſich zu Dauer⸗ 
wohnungen einfachſter Art auszugeſtalten und zu 
nutzen, zum Erſatz für die ſchlechte oder unerſchwing⸗ 
lich teure ſtädtiſche Mietswohnung. Der Plan der 
Reichsregierung geht dahin, die Selbſthilfe zu unter⸗ 
ſtützen, daß den Notſiedlern reichliches Gartenland 
zu mäßigem Preiſe und ein Geldbetrag zum menſchen⸗ 
würdigen Ausbau der Notwohnung gegeben wird. 
Der Amtsſchimmel iſt ſicherlich darauf bedacht, 
ſolche Pläne zu zerſtören. 

Eine Handhabe dazu bietet ihm die Boden⸗ 
frage. Faſt alle Groß⸗ und Mittelſtädte beſitzen 
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heute große Landflächen in ihrer weiteren Umgebung, 
die ihnen faſt nichts einbringen oder gar Zuſchüſſe 


koſten. Aber der Amtsſchimmel in der Geſtalt des 


Drachen Fafner liegt auf den Bodenſchätzen und 
brummt; frei nach Wagner: Ich ſitz und beſitze. 
Ich kenne eine öſtliche Großſtadt, die — zum ſchwerſten 
Schaden des umgebenden Landkreiſes — ſchon vor 
Jahren die Eingemeindung rieſiger Flächen in ihrem 
Umkreiſe durchgeſetzt und ſie zum größten Teil 
unter dem Druck der Steuerſchraube billig zum 
Eigentum erworben hat. Jetzt fehlt ihr das Geld, 
Wohnſtraßen zu bauen und es wird ihr wohl noch 
lange fehlen. Ohne Pflaſterſtraße mit ſämtlichen 
zugehörigen Leitungen darf man aber nicht bauen. 
So tummeln ſich ſeit Jahren auf Quadratmeilen 
dieſes ſtädtiſchen Geländes die Ochſen, die 
Menſchen aber, die aus der Großſtadt wegſtreben, 
drängen ſich in den Dörfern außerhalb des Stadt⸗ 
bezirks zuſammen, werden dauernd arbeitslos, weil 
ſie zu weit von den ſtädtiſchen Arbeitsſtätten ab⸗ 
wohnen und ruinieren die Finanzen der Landge⸗ 
meinden. Solches Gelände bietet Raum, um Tau⸗ 


ſende von Notſiedlern aufzunehmen und vor der 


Ausbeutung durch Bodenſpekulanten zu ützen 
Auch ſtaatliches Forſtland, daß bei bei en 
Holzpreiſen und Perſonalkoſten faſt ertraglos iſt 
kann für Notſiedler Raum bieten und ihnen zugleich 
Bauholz zur Selbſtwerbung liefern zu Preiſen, die 
für beide Teile günſtig ſind. Aber der Amts⸗ 
ſchimmel, diesmal unter grüner Schabracke, wird 


auch dieſe Löſung zu verhindern wiſſen, während Groß⸗ 


zügigkeit von Gemeinden und Staat auf die = 
biet eine gute und billige Sozialpolitik e 

Ein ſchweres Hemmnis für geſunde Wohnungs⸗ 
geſtaltung waren von jeher und ſind noch heute die 
Vorſchriften über Straßenanlage und Straßen- 
baugebühren. Ihre unvernünftige Ausgeſtaltung 


und Durchführung hat das übele Mietskaſernen⸗ 
ſyſtem weit mehr gefördert als die viel geſchmähte 


private Spekulation mit dem rohen Baulande. Die 
Anforderungen an Wohnſtraßen ſind ja neuerdings 
gegen früher ermäßigt. 
ſiedlung“ kann auch die heute üblichen Grund— 
ſätze nicht ertragen. Sie iſt nur durchführbar, wenn 
der Farmergedanke für die Notſiedlung durch⸗ 
dringt. 


der Streuſiedlung feſte Straßen zu den Häuſern, 
Gas⸗ und Waſſerleitung nicht kennt und die Ab⸗ 
wäſſer und Abfallſtoffe nicht einer Kanaliſation, 
ſondern dem Kompoſthaufen zuführt. Lediglich 
elektriſcher Strom für Licht und, falls gewerb- 
liche Hausarbeit möglich iſt, für Kraft wird den 
Notſiedlungen in der Regel ohne zu große Koſten 
zugeführt werden können. Alle genannten Hemm⸗ 
niſſe aber ſind durch Notverordnung gründlich zu 
bejeitigen. 

Weitere Feinde der Notſiedlung find die Bau— 
polizei und der Gemeinderechner. Was die 
erſtere anlangt, ſo ſollte ihre Einwirkung in der 
jetzigen Notzeit auf das Außerſte beſchränkt werden. 
Die primitivſte Holzbude im freien eigenen Garten 
iſt für die Geſundheit der Bewohner, wenn es auch 
zieht und das Öfchen raucht, immer noch beſſer als 


die „vorſchriftmäßige“ Kellerwohnung in der Miets⸗ 


kaſerne der Großſtadt. Die Farmer in Aberſee 
kennen keine Baupolizei und haben doch geſunde 
Kinder. Die Vorſchriften für Feuerſicherheit 
ſind ein Lieblingsgebiet des baupolizeilichen Amts⸗ 
ſchimmels. 


Brände nicht wegen Baumängeln, ſondern wegen 


der Wirtſchaftsnot des Beſitzers, die ihn zum An⸗ 
zünden treibt, entſtehen, und daß es weniger 
ſchlimm iſt, wenn einmal wirklich ein Nothäuschen 
abbrennt, als wenn ein Dutzend Familien in der 
Stadt verkommen. Auch auf dieſem Gebiet ſollte 
eine gründliche Notverordnung die Hemmniſſe be⸗ 
ſeitigen. 

Schwierig liegt die Frage des Schulunterrichts 
für die Notſiedlerkinder da, wo der Weg zur ſtädti⸗ 
ſchen Schule für ſie zu weit iſt. Das Bauen von 
„Schulpaläſten“, das im letzten Jahrzehnt ſo manche 
Gemeinde finanziell ruiniert hat, iſt wohl für lange 
Jahre zu Ende und große ſonſtige Schulausgaben 
ſind für die Notſiedlung untragbar. 
ſchulbaracke“ und ein heute ſtellenloſer Junglehrer, 
der gegen mäßiges Entgelt ſein Werk als echter 
Notſiedlerlehrer mit Begeiſterung treibt, werden bei 


Aber die „Gartennot⸗ 


Wenn die Stellen, was im Intereſſe des 
Siedlers unbedingt geboten iſt, genügend groß be⸗ 
meſſen werden und die Häuschen klein ſind, behält 
die Siedlung den Charakter des Dorfes, das bei 


Dabei iſt zu bedenken, daß die meiſten 


Aber eine Not⸗ 


gutem Willen auch dieſe Frage löſen. Das letzte 
ernſte Hemmnis liegt in der heutigen Regelung des 
Fürſorgeweſens. Mit Abſchaffung des armen⸗ 
rechtlichen Grundſatzes vom Anterſtützungswohnſitz 
iſt der frühere Zuſammenhang zwiſchen dem Be- 
dürftigen uud ſeiner Heimatgemeinde zerriſſen. Bei 
der heutigen Rechtslage fällt der Erwerbsloſe oder 
ſonſt unterſtützungsbedürftige Notſiedler, der in 
einer Landgemeinde an der Grenze des Großſtadt⸗ 
gebiets ſiedelt, dieſer Landgemeinde zur Laſt. Bleibt 
es dabei, ſo können zehn aus der Großſtadt kom⸗ 
mende erwerbsloſe Notſiedler das Dorf, ein paar 
Hundert den Kreis, in dem ſie eine Heimſtätte 
finden, finanziell ruinieren zu Gunſten der Großſtadt 
die wahrlich gerade hierbei keinen Anſpruch auf 
ſolche Entlaſtung hat. Auch dieſes Hemmnis 
muß durch Notverordnung beſeitigt werden, wenn 
der Gedanke der Notſiedlung von Großſtädtern ſich 
durchſetzen ſoll. 

Sind erſt die Hemmniſſe beſeitigt und ſtehen den 
mittelloſen Familien neben ſachkundiger Beratung 
und preiswertem Land beſcheidene Beihilfemittel, 
ein Bruchteil deſſen, was die öffentliche Hand bis⸗ 
her für den Bau einer Wohnung zuſchießt, zur Ver⸗ 
fügung, ſo wird der „Farmertrieb“ der 
tüchtigſten deutſchen Familien, gegen den die über⸗ 
ſeegebiete ſich aus Eigennutz abſperren, im eigenen 
Lande vielen Tauſenden zu neuem Hoffen und zu 
neuem ſeeliſch und körperlich geſunderen Leben ver⸗ 
helfen. Freilich eins bleibt zu betonen. Die Notſiedler 
dürfen die auf einfachſte Lebensgeſtaltung und Ver⸗ 
zicht auf viele Bequemlichkeiten unſerer Ziviliſation 
gerichtete „Farmergeſin nung“ nicht allzu bald 
ablegen. Wenn ſie alsbald nach der Anſetzung 
von der Gemeinde Pflaſterſtraße, Waſſerleitung, Gas, 
Kanaliſation und Straßenbahnverbindung fordern. 
iſt die Gemeinde bei Erfüllung dieſer Wünſche 
finanziell ruiniert. Deshalb ſollte von jedem Not⸗ 
ſiedler eine feierliche Verpflichtung dahin gefordert 
werden, daß er niemals in dieſer Hinſicht höhere 
Anforderungen ſtellen wird, als der ländliche Dorf⸗ 
bewohner, und daß er durch Aufitellung ſolcher 
Forderungen das Recht auf Weiterbenutzung des 
Nothauſes als Dauerwohnung verliert. 

Bei dem ganzen Plan ſtehen die gemein⸗ 
nützigen Siedlungs- und Wohnungs⸗ 
fürſorgegeſellſchaften vor einer beſonders 
verantwortlichen Aufgabe. Auf Grund ihrer prak⸗ 
tiſchen Erfahrungen ſind ſie in erſter Linie dazu 
berufen, dafür zu ſorgen, daß der ganze Plan 
weder im Bürokratismus erſtickt noch durch verkehrte 
Durchführung in ſiedlungs⸗ und bautechniſcher Hin⸗ 
ſicht von vornherein zum Mißlingen verurteilt wird. 


Agrarkriſe und Siedlung 


von Regierungs⸗ und Landeskulturrat Dr. Diettrich-Königsberg. 
Die Auswirkungen der Weltwirtſchaftskriſe er⸗ 


ſtrecken ſich beſonders auf die Landwirtſchaft des 


deutſchen Oſtens, die um ihre Exiſtenz ringt. Gleich⸗ 
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zeitig vollzieht ſich — trotz aller Not — ein Neu⸗ 
aufbau bäuerlicher Kleinbetriebe. Es fehlt nicht 
an Stimmen, die vor der Umwandlung der Agrar⸗ 


— 


ſtruktur im Oſten warnen und den neugeſchaffenen 
Siedlungen ein unrühmliches Ende vorausſagen. 
Aber wer die Urſachen und Auswirkungen der augen 
blicklichen Kriſe in der Landwirtſchaft erkannt hat 
und ſich von dieſer Erkenntnis bei der Begründung 
neuer Siedlungen leiten läßt, wird einer ſolchen 
peſſimiſtiſchen Auffaſſung mit Recht widerſprechen 
können. 

Es wird zweckmäßig ſein, kurz auf die äußere 
Erſcheinungsform und die Urſachen der Weltwirt⸗ 
ſchaftskriſe einzugehen. Das äußere Kriſenbild zeigt 
ſich vor allem in einem kataſtrophalen Preisfall. 
Getreide koſtet auf dem Weltmarkt zurzeit etwa 
100 RM je Tonne gegen 140 RM um das Jahr 
1913. Der kataſtrophale Sturz des Zuckers, der 
Baumwolle und des Kautſchuks iſt bekannt. Der 
Kautſchukpreis beträgt z. B. nur noch ein Achtel 
des Vorkriegspreiſes. Auch die Preiſe für die 
tieriſchen Produkte ſind von dem allgemeinen Ab⸗ 
gleiten nicht ganz verſchont geblieben. 

Parallel zu dieſem Preisſturz zeigt ſich eine An⸗ 
häufung von Vorräten in der ganzen Welt, wie 
man es nicht für möglich gehalten hätte. Die 
größten Vorräte weiſen Kaffee und Baumwolle auf, 
aber auch bei Weizen iſt eine Vorratsſteigerung von 
7 Millionen Tonnen Ende des Erntejahres 1926 g 
auf 16 Millionen Tonnen Ende 1929 eingetreten. 
Als Folge zeigt ſich in der Landwirtſchaft überall 
verminderte Aufnahmefähigkeit für Induſtriepro⸗ 
dukte und für Düngemittel, Schwierigkeiten bei der 
Erfüllung der Steuer⸗ und Zinsverpflichtungen und 
letzten Endes ein berangebot an ländlichen Grund- | 
ſtücken, daß zu einem allmählichen Abſinken der 
Pacht⸗ und Bodenpreiſe führt. 

Die Arſachen dieſer Schwierigkeiten liegen in 
gleicher Weiſe auf Seiten des Erzeugers wie auf 
Seiten des Verbrauchers. Was den Produzenten 
angeht, ſo kommt auf das Konto der fortſchreitenden 
Mechaniſierung des landwirtſchaftlichen Betriebes 
ein großer Teil Schuld. Während früher landwirt⸗ 
ſchaftliche Maſchinen mehr zur Überwindung der 
Arbeitszeitſpitzen gebraucht wurden, ſind dieſe be⸗ 
ſonders in den überſeeiſchen, Getreide produzieren⸗ 
den Ländern jetzt zu allen Zeiten und bei jeder 
Arbeit gang und gäbe. Beiſpiellos iſt z. B. die 
Entwickelung des Traktors, der ſich non 10/20 PS 
mit 2 Scharen nunmehr zu gewaltigen Majchinen 
mit mehreren hundert PS entwickelt hat. Hand in 
Hand mit der Mechaniſierung der Zugkraft iſt die | 
Mechaniſierung der Erntemaſchinen gegangen. Ein- | 
zelne Typen von Mähdreſchern find bereits auch 
in einigen oſtdeutſchen Großbetrieben in Benutzung. 
Die Folge hiervon iſt, daß z. B. in Amerika die 
Arbeitsleiſtung für Beſtellung und Ernte von 1 ha | 
Weizen einſchließlich des Dreſchens von 29 Männer⸗ 
ſtunden in der Vorkriegszeit jetzt bei Verwendung 
eines 12⸗Schar⸗Pfluges und eines Mähdreſchers 
auf 2½ Männerſtunden geſunken it. Zu dieſer 
hierdurch bewirkten Produktionsverbilligung kommt 
eine weitere durch die Fortſchritte bei der Her⸗ 
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ſtellung des fünjtlihen Düngers. Bei gleichzeitiger 
Verdoppelung des Weltverbrauchs an Stickſtoff in 
der Vorkriegszeit iſt der Weltmarktpreis um etwa 
337 geſunken, was außer einer ſtarken Zunahme 
der Ernteerträge naturgemäß eine weitere Verbilli⸗ 
gung der Produkte zur Folge gehabt hat. Dazu 
kommt, daß durch Züchtung hervorragenden Saat⸗ 
guts, durch intenſivere Bearbeitungsmethoden und 
durch weitere Anwendung künſtlichen Düngers be⸗ 
ſonders in Ländern mit zurückgebliebener Kultur 
noch Produktionsſteigerungen eintreten können, deren 
Umfang nur ſchwer abzuſchätzen iſt. 

Zum Unglück hat mit der ſteigenden und ver⸗ 
billigten Produktion der Bedarf der Bevölkerung 
nicht Schritt halten können. Was im beſonderen 
Deutſchland angeht, ſo muß, während einmal im 
Inland die Vorräte an Kartoffeln, Roggen und 
Hafer die Nachfrage bei weitem überſteigen, gleich⸗ 
zeitig die Fülle der überſeeiſchen Produktion durch 


rieſenhafte Zollſchranken von unſeren Märkten fern⸗ 


gehalten werden. Eine Steigerung des Bedarfs, 


beſonders bei den für die Landwirtſchaft des deutſchen 


Oſtens wichtigen Produkten wie Kartoffeln und Roggen 
wird aber trotz aller Propaganda und trotz aller 
Gewaltmaßnahmen Beimiſchungszwang von 
Roggen⸗ oder Kartoffelmehl zum Weizenmehl 
oder von Kartoffelſpiritus zum Treibſtoff — 


nicht erzielt werden können, da der tatſächliche Be⸗ 


darf mehr als gedeckt iſt, ſich anderen Nahrungs⸗ 
mitteln — z. B. Weizen — zugewandt hat oder 
auf andere Weiſe billiger und zweckmäßiger gedeckt 
werden kann. Es wird vielleicht ſogar eher mit 
einer rückläufigen Tendenz für die Agrarprodukte 
des deutſchen Oſtens gerechnet werden müſſen. 

Anders liegen die Verhältniſſe bei der tieriſchen 
Produktion. Von einer Überproduktion im eigent⸗ 
lichen Sinne kann hier nicht geſprochen werden, ſo⸗ 
lange Milch und Butter ſowie Fleiſch einem großen 
Teil der Bevölkerung nur noch vom Hörenſagen 
bekannt ſind. Bei nur geringer Zunahme des Wohl⸗ 
ſtandes würde bereits eine Nachfrage nach tieriſchen 
Produkten eintreten, die ohne weiteres aus der 
jetzigen Produktion nicht befriedigt werden könnte, 
ſodaß beſonders für den inländiſchen landwirtſchaft⸗ 
lichen Betrieb gewiſſe Ausſichten für die Zukunft 
bei einer Umſtellung auf die Veredelungswirtſchaft 
gegeben ſind. 

Die eben geſchilderte Wirtſchaftsentwickelung ſteht 
in ihrer Grundrichtung zweifellos feſt und man wird 
bei der Neugründung landwirtſchaftlicher Exiſtenzen 
darauf Bedacht nehmen müſſen, daß überwiegende 


Getreidewirtſchaft der allgemeinen Wirtſchaftsrichtung 


entgegenſteht. Durch dieſe Erkenntnis iſt ſchon viel 
gewonnen, aber fie genügt allein nicht. über der 
zukünftigen Rentabilität der landwirtſchaftlichen Ge⸗ 
ſamtproduktion in Deutſchland liegt noch Dunkel und 
es wäre vielleicht vorſichtiger, erſt die weitere Ent⸗ 
wicklung, beſonders in wirtſchaftspolitiſcher Be⸗ 
ziehung abzuwarten, ehe man neue Betriebe ins 
Leben ruft. Aber der raſche Zuſammenbruch der 


Großbetriebe im Oſten läßt ein Abwarten nicht zu; 
ſie müſſen ſofort aufgefangen und in neue, lebens⸗ 
fähige Formen umgewandelt werden. 


Die ländliche Siedlung, 


zu deren Rechtfertigung bisher vorwiegend bevöl⸗ 
kerungs⸗ und nationalpolitiſche Gründe angeführt 
wurden — über die wirtſchaftlichen Auswirkungen 
beſtand keineswegs Einigkeit —, iſt damit in erſter 


Linie zu einer wirtſchaftlichen Maßnahme | 


geworden, die die Umwandlung der Agrar⸗ 


ſtruktur des Oſtens mit dem Zweck der Be⸗ | 


gründung kriſenfeſterer Kleinbetriebe zum 
Ziele hat. 
Die Siedlungstätigkeit der allerletzen Jahre hat 


bereits zum Teil unter dieſen Vorausſetzungen ges 


ſtanden, denn es wurden überwiegend ſolche Güter 
beſiedelt, deren Eigentümer infolge der wirtſchaft⸗ 
lichen Not zum Verkauf gezwungen waren. In naher 
Zukunft wird man überhaupt für die Beſiedlung nur 
mit der Inanſpruchnahme von ſolchen vor dem Zu⸗ 


ſammenbruch ſtehenden Objekten zu rechnen haben. 


Ihr Umfang wird jo groß ſein, daß für die Ankäufe 
geſunder, nur gering verſchuldeter Betriebe kein Platz 
mehr ſein wird. 

Die bisherige Form der Aufteilung von Groß⸗ 


So müſſen alſo 


neue Formen für die ländliche Siedlung 


gefunden werden. Die Auswahl des Objekts muß 
unter anderen Geſichtspunkten als bisher vorge⸗ 
nommen werden. Extreme Böden werden von der 


Beſiedlung am beſten ganz ausgeſchloſſen, weil ihre 


Beſetzung mit neuen Gebäuden nicht mehr lohnt oder 
eine Rente ſich nicht mehr errechnen läßt. Für ſolche 
Böden bleibt, wenn der Staat nicht über ſeine bis⸗ 
herigen Maßnahmen hinaus unwirtſchaftliche Sub⸗ 
ventionen zur weiteren Zinsverbilligung geben will, 
letzten Endes nur die Aufforſtung. Man darf nicht 
nationalpolitiſche Bedenken entgegenhalten; beſſer 
ein Waldgürtel im Oſten als ein Ring zahlreicher, 
aber ſchwacher Betriebe. Ein großer Teil der Böden, 
beſonders auf der ſüdlichen Abdachung des ural⸗ 


baltiſchen Höhenrückens iſt, weltwirtſchaftlich geſehen, 


betrieben iſt bekannt; ſie läßt ſich auf die Formel 


der Fertigſiedlung bringen, d. h., dem einzelnen 


Siedler wurde die bis auf Kleinigkeiten vom gewerbs⸗ 


mäßigen Koloniſator fertiggeſtellte Siedlung ſo über⸗ 
geben, daß er ſofort zu wirtſchaften anfangen konnte. 

Die Not der Zeit, d. h. die Kapitalknappheit bei 
Staat und Siedler, verbunden mit den geringen 
Ausſichten für eine Rentabilität der einheimiſchen 
Landwirtſchaft erzwingen hier eine Umſtellung. Es 
iſt bedauerlich, von den wohldurchdachten Bautypen 
der letzten Jahre, die das Ergebnis ſorgfältiger For⸗ 
ſchungen von Landwirten und Bautechnikern ſind, 


Abſchied nehmen zu müſſen. Aber es läßt ſich unter 


den jetzigen und vorausſichtlich künftigen Verhält⸗ 


niſſen für ſolche Siedlungen — ganz abgeſehen da⸗ 
von, daß für ihre Erſtellung die notwendigen Mittel 
fehlen — keine tragbare Rente mehr errechnen. Und 
was ſoll mit dieſen Gebilden erſt geſchehen, wenn 
in Erfüllung des Fünfjahresplanes die ungeheuren 
Mengen ruſſiſchen Getreides immer energiſcher Ein⸗ 


laß an unſeren öſtlichen Grenzen verlangen? Glaubt 


wirklich jemand, daß der deutſche Konſument auf 
die Dauer das Opfer auf ſich nehmen wird, deutſchen 
Roggen zu verzehren, wenn er ruſſiſchen zum halben 


Preiſe erhält, oder ſteht zu erwarten, daß die deutſche 
Induſtrie bei Löhnen, deren Höhe letzten Endes durch 


die künſtlich hochgehaltenen Lebensmittelkoſten be⸗ 
ſtimmt wird, auf die Dauer mit dem Ausland wird 
konkurrieren können? 


Die Verhältniſſe werden im Laufe der Zeit eine 


andere Agrarpolitik erzwingen. Es hieße leichtſinnig 
handeln, wenn man dieſe Entwickelung nicht bereits 
bei Errechnung einer Rentabilität neu anzulegender 
bäuerlicher Betriebe mit einkalkulierte. 
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nicht mehr konkurrenzfähig. Vielleicht werden hier 
in einzelnen Fällen bei dem Wechſel der Beſitzform 
vom Großbetriebe zum Kleinbetrieb noch Möglich⸗ 
keiten gegeben ſein, wenn die Siedlung auf dieſen 
geringwertigeren Böden die einfachſten Formen findet, 
d. h., von Neubauten ganz abſieht und dem Siedler 
den Aus⸗ oder Umbau alter Gebäude mit eigenen 
Mitteln überläßt. Es muß aber gleichzeitig bei dieſen 
Betrieben durch genügende Grünlandzulagen eine 
Grundlage wenigſtens für eine einigermaßen umfang⸗ 
reiche Viehhaltung gegeben ſein. Sonſt werden ſich 
auf ſolchen Böden weder Lebensmöglichkeiten für den 
Bauer, noch irgendwelche Ausſichten auf Verzinſung 
und Amortiſation des aufgewendeten Kapitals er⸗ 
geben. Kann man dies nicht mit Beſtimmtheit an⸗ 
nehmen und ſchafft man trotzdem aus irgendwelchen 
Erwägungen auf ſolchen Böden bäuerliche Betriebe, 
bei denen der Produktionsſchwerpunkt dann mit der 
allgemeinen wirtſchaftlichen Entwicklung zum bäuer⸗ 
lichen Veredlungsbetriebe im Widerſpruch ſteht, ſo 
werden dieſe Wirtſchaften denſelben Weg gehen, wie 
der Großbetrieb vorher. Vielleicht kann die Züchtung 
der entbitterten Lupine oder neuer Getreideſorten, 
die ſich als Kreuzung von Roggen und Weizen er⸗ 
geben, oder die Züchtung einer Sandluzerne den 
Kreis des beſiedlungsfähigen Landes künftig noch 
erweitern; aber unter den jetzigen Verhältniſſen wird 
man beſſer tun, ſolche Böden der Aufforſtung zuzu⸗ 
führen, als Menſchen darauf anzuſetzen, zumal gutes 
Siedlungsland reichlich zur Verfügung ſteht. 

Die Verhältniſſe mit den ſchweren Böden liegen 
ähnlich. Als Folge der Agrarkriſe fallen auch größere 
Flächen ſchweren Bodens an und harren eines neuen 
Verwendungszweckes. Man braucht mit ihnen, ſo⸗ 
weit ſie noch die Möglichkeit zur Ackerung geben, und 
ſoweit ſie warm und kalkhaltig und in guter 
Kultur ſind, nicht engherzig zu ſein, denn 
auch die Gegenden des ſchweren Bodens in 
Oſtpreußen ſind zum großen Teil bäuerlich 
beſiedelt und der bäuerliche Beſitz zeigt, 
daß er auch auf dieſem Boden vorwärts zu 
kommen vermag. Der Schwerpunkt des Betriebes 


wird ji, beſonders bei den ſchwerſten Flächen, 


auf Grünlandwirtſchaft zu legen haben, aber es muß 


immerhin ein Teil da ſein, der einen Ausgleich inner⸗ 


halb des Betriebes durch Anbau von Körnern und 
Hackfrüchten ermöglicht. 


ſchweren Böden ſind in Kriſenzeiten beſonders an⸗ 
fällig, wie die Zwangsverſteigerungsſtatiſtiken in den 
Gegenden der ſogenannten „Tonellipſe“ deutlich 
zeigen. Man wird auch hier, ſobald man nicht die 
Sicherheit der Exiſtenzmöglichkeit für den Siedler 
hat — was vielerorts infolge der kurzlebigen Dränage 
auf ſolchen Böden zu erwarten ſteht — lieber den 
Weg der Aufforſtung als den der Beſiedlung gehen. 

Die allgemeine Agrarkriſe hat ſich auch in Deutſch⸗ 
land dahin ausgewirkt, daß die Preiſe für Land⸗ 
güter aller Art erheblich abgeſunken ſind. Nach der 
„Denkſchrift über die veränderten wirtſchaftlichen 
Grundlagen der ländlichen Siedlung“, erſtattet von 
den Direktoren des Deutſchen Forſchungsinſtituts 
für Agrar- und Siedlungsweſen: Profeſſor Sering⸗ 
Berlin, Profeſſor Seraphim⸗Roſtock, Profeſſor Lang⸗ 
Königsberg und Profeſſor von Dietze⸗Jena, iſt mit 
aller Deutlichkeit auf die Spannung zwiſchen den tat⸗ 
ſächlich im Oſten gezahlten Landgüterpreiſen und 
den auf Grund der vorhandenen Rentabilitäts⸗ 
verhältniſſe tatſächlichen Wert der Landgüter hinge⸗ 
wieſen. Sicher ſind gegenüber der Vorkriegszeit die 
Preiſe erheblich zurückgegangen, wobei gleichzeitig 
die für die Siedlung beſonders in den letzten beiden 
Jahren in Anſpruch genommenen Güter in ihrer 
Bodenbeſchaffenheit weit über dem Durchſchnitt der 
früher angekauften liegen. Aber es bedarf trotzdem 
beſonderer Aufmerkſamkeit, bei den unſicheren wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſen für die Zukunft und der 
durch Generationen andauernden Rentenbelaſtung 
für den Siedler, daß der Landerwerbspreis der all- 
gemeinen, durch die Agrarkriſe vorgeſchriebenen 
Richtung folgt. Daß dieſer Entwickelung die Oſt⸗ 
hilfsmaßnahmen vielfach hindernd im Wege ſtehen, 
iſt unbeſtreitbar; aber ihre Maßnahmen ſind von 
der Reichs⸗ und Staatsregierung gebilligt worden, 
um aus allgemeinen wirtſchaftlichen Erwägungen 
ein plötzliches Abſacken der Bodenpreiſe zu ver⸗ 


meiden. Man muß deshalb dieſe Maßnahmen auch 


als Siedlungspraktiker mit in Kauf nehmen, ſoweit 
dieſe nur eine vorübergehende Erſcheinung ſind. 
Sollte aber jemand glauben, zur Rettung 
der einmal in die Betriebe geſteckten Staats- 
gelder ein überholtes Preisniveau konſer— 
vieren zu können, ſo wird damit zwangs- 
läufig eine geſunde Siedlung unmöglich ge— 
macht. Nicht bürokratiſche und finanz- 
politiſche Erwägungen dürfen die Frage 
der Bodenpreiſe entſcheidend beein— 
fluſſen; die Wirtſchaft des agrariſchen 
Oſtens verlangt, auch wenn ſchwere Opfer 
gebracht werden müſſen, gering belaſtetes 
Land, d. h., niedrige Bodenpreiſe, und 


Mit der Inveſtierung von 
neuem Gebäudekapital wird man auch hier außer⸗ 
ordentlich vorſichtig ſein müſſen, denn gerade die 


die geſamte Rente des Siedlers wird 
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dieſe Entwickelung künftig aufhalten, 
hieße die Geſundung des Oſtens und den 
Fortgang der Siedlung verhindern. 

Selbſt bei den ſchon erheblich abgeglittenen Boden⸗ 
preiſen, deren weitere Senkung jetzt in Anbetracht 
des überaus ſtarken Angebots zu erwarten ſteht, 
enthält gerade der Preis des Landes für den Siedler 
und ſeine künftige Belaſtung noch einen Unſicherheits⸗ 
faktor allererſten Ranges. Dieſer Zuſtand iſt außer⸗ 
ordentlich gefährlich, wenn ſich gleichzeitig die Kauf⸗ 
kraft des Geldes zu heben beginnt. Wie wird hier⸗ 
durch ein Schuldner belaſtet werden, der ſeine Schulden 
mit Waren bezahlen muß, deren Preiſe von Jahr 
zu Jahr abgleiten? 

Für die zweckmäßigſte Art der Durchführung eines 
Siedlungsverfahrens unter den obwaltenden kriſen⸗ 
haften Zuſtänden gibt es kein einheitliches Rezept. 
Soviel ſteht jedoch feſt, daß die bereits erwähnte 
Fertig⸗ oder Standard⸗Siedlung zu den Ausnahme⸗ 
erſcheinungen gehören wird. Sie wird nur noch 
da am Platze ſein, wo wohlhabende Siedler durch 
hohe Anzahlungen in der Lage ſind, die Geldbe⸗ 
wegung der öffentlichen Hand und damit auch die 
hieraus reſultierende Rentenbelaſtung aufs äußerſte 
herabzuſetzen. In allen anderen Fällen wird man 
neue Wege ſuchen müſſen. Im Intereſſe der Ein⸗ 
ſparung öffentlicher Gelder wird man nicht allein 
mehr zu prüfen haben, ob das Objekt preiswert 
und zu Siedlungszwecken geeignet iſt; man wird 
auch darauf achten müſſen, ob die auf dem 
Grundſtück ſtehenden Hypotheken ſtehen 
bleiben und durch Zinsverbilligung für 
den Siedler auf ein tragbares Maß ge⸗ 
ſenkt werden können, und beſonders, ob 
nach Lage und Beſchaffenheit aus den vor- 
handenen Gebäuden möglichſt viele Stellen 
ohne erhebliche Koſten errichtet werden 
können, jo daß Neubauten oder teure Um— 
bauten nach Möglichkeit, überflüſſig 
werden. Dies wird man dadurch fördern können, 
daß weitgehendſt zuerſt Land zur Hebung beſtehender 
Kleinbetriebe abgetrennt wird, damit die Reſtfläche 
nach Möglichkeit den Altgebäuden zugeteilt werden 
kann. Daß Aus- und Umbauten alter Gebäude in 
viel weiterem Umfange und mit viel geringeren Mitteln 
als bisher allgemein üblich, getätigt werden können, 
zeigen mehrere Beiſpiele der Mecklenburgiſchen Land⸗ 
geſellſchaft. Man wird auf dieſe Weiſe nicht nur 
vorhandene Werte ſtärker als bisher erhalten können; 
ſich auch bei 
beſcheidenem Aus- und Durchbau und reſtloſer Aus⸗ 
nutzung der Altgebäude immerhin um etwa 30 Pro⸗ 
zent ſenken laſſen. Gleichzeitig kann die geſamte Kapital⸗ 
bewegung hierdurch erheblich gedroſſeltwerden. Selbſt⸗ 
verſtändlich wird man allein mit den alten Gebäuden 
auch bei ſtarken Anliegerabverkäufen nur in ſeltenen 
Fällen auskommen, und man wird ſchon zum Teil 
aus wirtſchaftlichen Gründen gezwungen ſein, einen 
Teil der Außenſchläge mit unbedingt notwendigen 
Gebäuden zu beſetzen, aber man ſoll bei der Auf⸗ 


Abb. 1. 


ſtellung der Teilungspläne nicht engherzig jein. Man | 


wird hier und da auch an größere Stellen heran— 


gehen müſſen, wenn es z. B. die zweckmäßige Aus⸗ 


nutzung der Altgebäude verlangt und wird auch ſo 
durch Minderung des Gebäudekapitals auf die 


Flächeneinheit zur Senkung der Rente beitragen 


können. Damit ſoll keineswegs etwas gegen die 
Zweckmäßigkeit und Notwendigkeit der Auslegung 
auch kleinerer Stellen geſagt ſein, wie ſie beſonders 
in dem neuen Siedlungsprogramm der Reichsregierung 


in Ausſicht genommen ſind. Die kleine Stelle iſt in 


wirtſchaftlicher Beziehung anders zu beurteilen als 
der bäuerliche Familienbetrieb, der zur Zahlung 
ſeiner Rente allein auf die Erträgniſſe der Wirtſchaft 


angewieſen iſt, wogegen der Kleinſtellenbeſitzer ein- 


mal mit Nebeneinnahmen aus Handel oder Gewerbe 


rechnet, im übrigen aber als Selbſtverſorger anzu⸗ 


ſprechen iſt. Die Auslegung der kleineren Stellen 
bezweckt nicht wie die der bäuerlichen — betriebs- 


wiſſenſchaftlich geſehen — die Schaffung wirtſchaft⸗ 


licherer Betriebsformen gegenüber denen des Groß— 
betriebes, vielmehr ſollen die kleinen Stellen 


dazu beitragen, Menſchen, die aus dem Pro- 


duktionsprozeß bereits ausgeſchieden waren, 
in ihn wieder einzugliedern. Man braucht des⸗ 


halb vor Neuinveſtitionen bei kleinen Stellen aus 


wirtſchaftlichen Erwägungen nicht mit demſelben Maße 


zu meſſen wie bei bäuerlichen Stellen, denn die Ziel⸗ 


ſetzung iſt eine andere. Allerdings wird auch hier 


Dorfſtraße von Norden bis zur Ringchauſſee. 


| äußerſte Sparſamkeit, beſonders beim Bauprogramm, 
gefordert werden müſſen (man ſpricht von 4000 RM 
je 20-Morgen-Stelle), wenn die Gelbjtverjorgung des 
Siedlers nicht zur Illuſion werden ſoll. 

Was die bäuerliche Neuſiedlung angeht, ſo 
ſcheint nach Verſuchen, die in Raudnitz, Kreis Roſen⸗ 
berg, gemacht ſind, eine Abſenkung der bisher etwa 
13700 RM betragenden Baukoſten auf etwa 7000 RM 
je Bauernſtelle ohne erhebliche Verkleinerung der 
Stall⸗ und Scheunenfläche möglich zu ſein. Dieſe 
Bauten brauchen allerdings den Vorwurf eines 
Amerikaners, daß im allgemeinen in Deutſchland für 
die Ewigkeit gebaut werde, nicht hinzunehmen; aber 
eine 30 jährige Lebensdauer dürfte ihnen mit Sicher⸗ 
heit auch im oſtpreußiſchen Klima beſchieden ſein, eine 
Dauer, die bei der jetzigen ſchnellebigen Zeit mit 
ihren techniſchen Fortſchritten und den unüberſehbaren 
Rentabilitätsverhältniſſen bei weitem ausreichend 
ſein dürfte. 

Auch die genannten Preiſe können vielleicht 
noch durch Selbſthilfe des Siedlers oder durch 

Einſchaltung des „freiwilligen Arbeits- 

dienſtes“ geſenkt werden. Hierüber werden 
künftige Verſuche Klarheit bringen müſſen. Aber es 
wird vielleicht auch Objekte geben, wo ſelbſt dieſer 
Kapitalaufwand nicht mehr wird vertreten werden 
können. Hier wird man andere Wege für die Ver⸗ 
wertung der Landteile, die nicht mit alten Gebäuden 
beſetzt werden können, ſuchen müſſen. 
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Abb. 2. Dorfſtraße von Süden. 


Das Wort „Siedlung“ wird allerdings hierbei 
ſehr klein geſchrieben werden müſſen. Vielleicht iſt 
der künftige Weg der, daß die vorhandenen Guts⸗ 
gebäude mit Ausnahme eines Wohnhauſes, eines 
Maſchinenſchuppens und eines Getreideſilos an neue 
Siedler nebſt der erforderlichen Landzulage vergeben 
werden und zu den zurückbehaltenen Gebäuden eine 
Landfläche von etwa 800 Morgen belaſſen wird. Dieſe 
werden dann im mechaniſierten Familienbetrieb 


rein maſchinell nach Muſter der Einmannfarm be⸗ 


wirtſchaftet werden. Man wird, wenn man auf dieſe 
Weiſe ein Beifpiel praktiſch durchrechnet und das 
Objekt für dieſe Zwecke nach Bodenbeſchaffenheit und 


Lage geeignet iſt, finanziell und wirtſchaftlich zu 


günſtigeren Ergebniſſen kommen, als wenn das Ob- 
jekt in der jetzt üblichen Form reſtlos aufgeteilt würde. 
Doch ſoll im Rahmen dieſes Aufſatzes auf die hierzu 
notwendigen Berechnungen nicht weiter eingegangen 


werden, da dieſe demnächſt geſondert in dieſem Heft 
behandelt werden ſollen. Selbſtverſtändlich iſt der 
Siedlungseffekt in dieſem Falle außerordentlich gering. 
Wahrſcheinlich wird die Zahl der Seelen vor und 
nach der Aufteilung die gleiche ſein, aber dieſer 
Mangel darf nicht zu unwirtſchaftlichen Maßnahmen 
verleiten. Es kommt allein darauf an, daß 
lebensfähige Betriebe geſchaffen werden. 
Jeder Gedanke, der den Weg hierzu weiſt, muß 
ſorgfältig geprüft werden, damit tatſächlich nur nach 
wirtſchaftlichen Grundſätzen geſiedelt wird. Aller- 
dings kann und will die Siedlung kein Allheilmittel 
zur Behebung der landwirtſchaftlichen Kriſe ſein, 
aber ſie wird durch ihre verſchiedenartigen Aus⸗ 
wirkungen und die mannigfaltigen Zweige ihrer Be⸗ 
tätigung neben ihrer arbeitspolitiſchen Bedeutung 
das Problem des landwirtſchaftlichen Oſtens immer⸗ 
hin einer beachtlichen Teillöſung näherbringen. 


Abſintkeim, eine ſtadtnahe Wirtſchaftsſiedlung 


von Regierungsbaumeiſter Kretſchmer. 


Für die ländliche Beſiedlung iſt das Nachbarver⸗ 
hältnis zu einer Stadt von beſonderer Bedeutung. 
Die Nähe der Stadt bietet dem auf zuſätzlichen 
Erwerb angewieſenen Siedler mannigfache Aus⸗ 
ſichten und Vorteile. Dies gibt dem Siedlungs⸗ 
programm neue Antriebe und macht es möglich, 
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gerade ſolchen Exiſtenzen auf nicht allein landwirt⸗ 
ſchaftlicher Grundlage zu wirtſchaftlicher Selbſt⸗ 
ſtändigkeit auf eigener Scholle zu verhelfen. Be⸗ 
triebe dieſer Art werden für den Charakter der 
ſtadtnahen Siedlung mitbeſtimmend, indem ſie 
dem Ganzen gegenüber Siedlungen in rein land⸗ 


Abb. 3. Dorfkern. 


wirtſchaftlicher Umgebung 
verleihen. 

Die Oſtpreußiſche Bau⸗ und Siedlungsgeſellſchaft 
hat ſich ſtets bemüht, derartig günſtige nachbarliche 
Beziehungen bei ihrer Siedlungsarbeit wahrzunehmen, 
vor allem auch in der unmittelbaren Nachbarſchaft der 
Stadt Königsberg. Nachdem im Jahre 1930 das 
ca. 600 Morgen große Gut Lauth aufgeteilt 
worden iſt, find in dieſem Jahre die Güter Lapſau 
mit 928 Morgen und Abſintkeim mit 1040 
Morgen beſiedelt worden. Sie liegen ſämtlich dicht 
bei Königsberg und grenzen unmittelbar an die Ring- 
chauſſee. Es waren Siedlungsaufgaben breiterer 
Baſis zu erfüllen, vor allem in Abſintkeim, 
das ſich als Erwerbsſiedlung verſchiedener Berufs⸗ 
gruppen kennzeichnet. Die Art und die Zweckbe⸗ 
ſtimmung der ausgelegten Stellen zeigen dieſes am 
beſten. Unter den eingerichteten 30 Stellen finden 


ein beſonderes Gepräge 


ſich 15 rein landwirtſchaftliche Betriebe in den ver⸗ 


ſchiedenſten Größen bis zu 60 Morgen, die zum Teil 
auf Spezialbeſchäftigungen eingerichtet ſind. Die 


übrigen 15 Siedlungen mit einem Landbeſitz von 15 


bis 20 Morgen ſind mit irgend welchen gewerblichen 
Betrieben verbunden. 

Dieſer Eigenart iſt bei dem Aufbau und der 
Geſtaltung der Siedlung Abſintkeim Rechnung ge⸗ 
tragen. Das räumliche Erfordernis ſolcher Erwerbs⸗ 
ſtellen iſt ein beſonderes. Für dieſe Stellen mit 
ihren geſchäftlichen Wechſelbeziehungen innerhalb 
der Siedlungsgemeinde war ein engeres Zuſammen⸗ 
rücken erwünſcht. 
eines Siedlungskerns. Im Zuſammenhange hiermit, 
wurde für die Geſamtſiedlung überhaupt eine mög⸗ 
lichſt geſchloſſene Anlage angeſtrebt. Die natür⸗ 
lichen Gegebenheiten des Siedlungsgeländes unter⸗ 
ſtützten dieſes. Das vorhandene Gelände von Ab⸗ 
fintfeim iſt eben und weithin überſehbar, es erſtreckt 


Dies gab den Anlaß zur Bildung 
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ſich in feiner Hauptausdehnung von Nord nach Süd. 
Der in der Mitte vorhandene Feldweg iſt in ſeiner 
Richtung belaſſen und ſoll als ordentlicher Verkehrs⸗ 
weg ausgebaut werden (Bild 3). Die Neuſiedlung 
iſt an den vorhandenen Wegen entwickelt worden. 
Die Beſitzſtellen ſind aneinandergereiht mit der 
Differenzierung, daß die kleinen Stellen, (die Neben⸗ 
erwerbsſtellen) ſich in nächſter Nähe des alten Zu⸗ 
ganges zur Siedlung zu einem Dorfkern zuſammen⸗ 
ſchließen, und weiter nach Süden die größeren land⸗ 
wirtſchaftlichen Stellen folgen, die ſich breiter ent⸗ 
wickeln. So iſt, um das Beſondere der Planung 
zu kennzeichnen, von der alten Dorfbildung der 
charakteriſtiſche enge Zuſammenſchluß der Nachbar⸗ 
ſtellen gewahrt. In der Geſamtgeſtaltung der Sied⸗ 
lung tritt uns gegenüber dem alten Dorfbilde etwas 
Neues entgegen, zum mindeſten etwas Eigenwilliges, 
das ſich von dem Hergebrachten ſehr unter⸗ 
ſcheidet. 

Es iſt der anders geſtaltete Bautyp und ſeine Ge⸗ 
ſamtwirkung, die zu einem neuen Aufbaubilde geführt 
haben. Dieſer Typ, wie er ſich auf den Abbildungen 
3 und 4 zeigt, hat nichts mehr mit dem uns von 
früher vertrauten Ausſehen des alten Bauernhauſes 
zu tun. Seine kubiſche, langgeſtreckte Form, die 
gleichſam zu einem Maßſtab für das weite ebene 
Gelände in Oſtpreußen wird, iſt das Kennzeichnende 
zuſammen mit der in ſeiner Geſamtwirkung ſich er⸗ 
gebenden raumbildenden Kraft. Wie dieſes in den 
langen Aufbauſtraßen dieſer Siedlung zum Ausdruck 
kommt, zeigen die Abbildungen 1 und 2. Auf die 
Beſonderheiten der verwendeten Typen auch in 
wirtſchaftlicher Hinſicht brauchen wir hier nicht ein⸗ 
zugehen, da dieſes bereits in einem Aufſatz (Länd⸗ 
licher Siedlungstyp) in Nr. 3 des „Oſtpreußiſchen 
Heims“, 12. Jahrgang, eingehender behandelt 
worden iſt. 


Abb. 4. Die Erwerbsſiedlungen und Altgebäude mit Tiſchlereiwerkſtatt. 


Die oben nachgewieſenen Grundzüge der Geſamt⸗ anordnen. Dabei liegen Gehöft und Acker unmittel- 
anordnung ſind im Lageplan, Abbildung 5, erkennbar. bar zuſammen. 
Dieſer zeigt eine gut durchgeführte Geländeaufteilung, Es iſt für die Geſamtwirkung und bei 
wobei der Aufreihung der Gehöfte entſprechend die der Gleichheit der Typen eine ſelbſtverſtändliche 


zugehörigen Acker ſich in zweckmäßigem Zuſchnitt Forderung, daß ſich die Bauten der einzelnen Stellen 


neue ee, dune. 


1 2 2 2 aloe 


\ 


Abb. 5. Abſintkeim, Aufteilungsplan. 
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einer einheitlichen Bauflucht unterordnen. Deutlich Landwirtſchaft tätigen Siedlern finden ſich Sonder⸗ 
erkennbar zeichnet ſich im Lageplan der Kern der beſchäftigungen. So iſt der Erwerber einer 60⸗Morgen⸗ 
Siedlung ab, beſtehend aus den hier zuſammenliegen⸗ Stelle ein bekannter Herrenreiter, der ſich der Zucht 
den Wirtſchaftsſtellen, die in ihrer Mannigfaltigkeit von Rennpferden widmen will. Wie es ſich ſchon jetzt 
das Merkmal der Siedlung abgeben. Unter den hier zeigt, werden gerade dieſe vielgeſtaltigen Spezialſtellen, 
angeſetzten Erwerbsſiedlern finden wir die verſchie- | wenn ſich die Beziehungen zu Königsberg und in der 
denſten Berufszweige vertreten, einen Maurer, einen eigenen Siedlungsgemeinde mehr gefeſtigt haben, zu 
Zimmerer, einen Schmied und Stellmacher, einen etwas kommen. Es ſei noch erwähnt, daß 3 deutſche 
Tiſchlermeiſter, der als ſelbſtändiger Unternehmer Rückwanderer in Abſintkeim eine neue Exiſtenz ges 
auftritt und einen größeren Werkſtattbetrieb ein⸗ funden haben. 

gerichtet hat, ferner einen Müllermeiſter, der eine Der volkswirtſchaftliche Wert der in Abſintkeim ge⸗ 
Schrotmühle aufgeſtellt hat, um auf Lohn zu arbeiten, leiſteten Siedlungsarbeit liegt außerdem darin, daß 
eine ehemalige Wirtin, die eine Milchſpezialwirtſchaft der Beſtand an ſelbſtändigen Haushaltungen auf das 
eingerichtet hat, eine Gardinenſpinnerei, einen Fuhr⸗ doppelte von 14 auf 27 vermehrt worden iſt. 

halter, einen Kaufmann für Kolonialwaren, eine Stelle An den verwendeten Bautypen werden die not⸗ 
mit Zahnpraxis, die von der Frau eines Siedlers aus⸗ wendigen Sparmaßnahmen weſentliche Veränderungen 
geübt wird; dann verſchiedene, mehr landwirtſchaft⸗ eintreten laſſen. In ihren Grundzügen werden die 
liche Spezialbetriebe, wie Hühner⸗ und Geflügelzucht, Typen erhalten bleiben. Auch die gute bauliche Wir⸗ 
Freilandgärtnerei, wo ein Siedler zehn Bienenvölker kung und die Vorteile der Anlage werden durch die 
aufſtellen will. Auch unter den ausſchließlich in der Einſparungen nicht verwiſcht werden. 


Siedlung und Oſthilfe 


von Regierungsaſſeſſor Emil Pahlke, Geſchäftsführer der Treuhandſtelle für Umſchuldungs⸗ 
kredite der Provinz Oſtpreußen. 


Dieſer Vortrag, der am 6. Oktober 1931 in Auhnlich vielſeitig find die verſchiedenen möglichen 


der ſiedlungswiſſenſchaftlichen Monatszuſammen⸗ 1 f ſthilf 2 
tunflberSffpreuhicien Deimftättegehalien wurde, | Geſichtspunkte bei der Betrachtung der Oſthilfemaß⸗ 


behandelt eine der Kernfragen für die Entwicklung nahmen. Sie werden weitgehend als eine agrar⸗ 

der Oſtpreußiſchen Wirtſchaft. Wir bringen die politiſche Aufgabe mit der Betonung des Politiſchen 
VVV»f’Pl[f re gewertet und zwar teils als Maßnahmen zur Beſitz⸗ 
Standputt a ge dg ger konſervierung, teils als Maßnahmen zur Veränderung 

erörtert merden. D. Schr. der gegenwärtigen Beſitzverteilung. Man kann anderer⸗ 

ſeits die Aufgabe der Oſthilfe in der finanziellen 

Wer über die Beziehungen zwiſchen Siedlung und Bereinigung der in der allgemeinen oſtdeutſchen Wirt⸗ 
Oſthilfe, wie ſie ſind und wie ſie ſein könnten, ſprechen ſchaft beſtehenden Verhältniſſe ſehen, man kann ſie 
will, muß ſich zunächſt darüber klar werden, unter ſchließlich auch in den Rahmen koloniſatoriſcher Auf⸗ 
welchen beſonderen Geſichtspunkten dieſe beiden großen gaben ſtellen inſofern, als ſie die Entwurzelung 


Aufgabengebiete zu betrachten ſind. ſchollengebundener Menſchen im oſtdeutſchen Lebens⸗ 
Es mag ſchwierig erſcheinen, allgemeingültige Aus⸗ raum zu verhindern berufen iſt. 
führungen über den Zuſammenhang dieſer beiden Alle dieſe Auffaſſungen haben einen richtigen Kern. 


Fragenkomplexe zu geben, weil ſie beide unter außer⸗ Die Entſcheidung, welche nichtig iſt, kann ſich nicht 
ordentlich verſchiedenen Geſichtspunkten betrachtet aus der Erörterung ſachlicher Momente ergeben, 
werden können. Die Wahl der für die einzelne Frage ſondern wird jeweils von der Haltung des Einzelnen 
in den Vordergrund zu ſtellenden Betrachtungsweiſe zu den verſchiedenen Fragenkomplexen beſtimmt. 
hängt naturgemäß weitgehend von der perſönlichen Trotzdem glaube ich, daß es eine von dieſer perſön⸗ 
Einſtellung zu der genannten Aufgabe ab, ſodaß man lichen Haltung weitgehend losgelöſte Betrachtungs⸗ 
bei einer Erörterung des Zuſammenhanges Gefahr weiſe gibt, die zu einer rein ſachlichen Unter⸗ 
läuft, agrarpolitiſche, bevölkerungspolitiſche oder ſonſt ſuchung des Zuſammenhanges zwiſchen 
irgendwie von der politiſchen Einſtellung abhängende Siedlung und Oſthilfe führen kann. Es wird 
Ideen mit dem Mantel der Allgemeingültigkeit zu dazu nötig ſein, dieſe beiden großen Aufgabengebiete 
umkleiden. zunächſt ausſchließlich nach der tatſächlichen Seite, 
Man kann die Siedlung in erſter Linie als koloniſa⸗ d. h. nach der Seite der Auswirkung oder des Er⸗ 
toriſche Aufgabe anſehen mit dem Ziel, die Zahl der folges zu unterſuchen. 
an die Scholle gebundenen Menſchen zu vermehren. Es kann jedenfalls unter den heutigen Verhält⸗ 
Man kann ſie andererſeits bevölkerungspolitiſch be⸗ niſſen kein Zweifel darüber beſtehen, daß beide Auf⸗ 
trachten, man kann ſchließlich ihre wichtigſte Ziel⸗ gaben, die weitgehende Eingriffe in die landwirt⸗ 
ſetzung in der Beeinfluſſung der Wanderungsbewe⸗ ſchaftlichen Verhältniſſe der Provinz bedeuten, ihre 
gung ſehen. ſtärkſte und vor allem unmittelbarſte Auswirkung auf 
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dem Gebiete der Landwirtſchaft haben, in ihrer 
Durchführung alſo Maßnahmen agrarpolitiſcher oder 
agrarwirtſchaftlicher Natur ſind. 

Wenn man auf Grund dieſer überlegung als 
Ausgangspunkt der Unterſuchung die Auswirkungen 
dieſer Maßnahmen auf das agrariſche Gebiet wählt, 
dann liegt es zunächſt nahe, die Siedlung als die 
notwendige ſtrukturverändernde Maßnahme der Oſt⸗ 
hilfeaktion der beſitzkonſervierenden Maßnahme 
gegenüber zu ſtellen. Mir ſcheint aber, daß eine 
ſolche Problemſtellung zu einfach iſt und den tatſäch⸗ 
lichen Verhältniſſen nicht gerecht wird. Man muß, 
um den Boden für die grundſätzliche Beſprechung 
des Themas Siedlung und Oſthilfe zu finden, noch 
einen Schritt weiter ins Allgemeine gehen. | 

Die beiden Arbeitsgebiete Siedlung und Ofthilfe 
find die wichtigſten unmittelbar wirkenden agrar= | 
politiſchen Maßnahmen unſerer Zeit. Wie auf der 
einen Seite mit der Einführung von Zöllen die voll⸗ 
ſtändige Entwertung der Produkte durch ſtaatlichen 
Eingriff vermieden werden ſoll, wobei naturgemäß 
auch über dieſe erſte Auswirkung hinaus ſich weitere 
Folgen ergeben, ſo ſind auf der anderen Seite 
Siedlung und Oſthilfe zunächſt einmal beſtimmt, die 
völlige Entwertung der landwirtſchaftlichen Produk⸗ 
tionsmittel zu verhindern. Dabei ergeben ſich zwangs⸗ 
läufig auch weitere Folgen. 

Der ſtaatliche Eingriff bei Oſthilfe und Siedlung 
liegt zwar nicht wie bei den Zöllen in Zwangsvor⸗ 
ſchriften, liegt aber grundſätzlich ähnlich inſofern, als 
öffentliche Mittel zu einem Zinsſatz bereitgeſtellt 
werden, der einer laufenden Subventionierung gleich⸗ 
zuachten iſt. Die Verbilligung des Kredites und die 
Verteuerung des Produktes ſind zwei Wege zum 
gleichen Ziel. 

Unter dieſem Geſichtspunkt wird man bei den 
heutigen ungewöhnlichen Notzeiten zunächſt einmal 
die Aufgabe der Agrarpolitik darin ſehen 
können, den Verfall der oſtdeutſchen Land- 
wirtſchaft durch völlige Entwertung der 
Produkte und der Produktionsmittel zu 
hindern. 

In dieſen Rahmen ſind auch Siedlung und Oſt⸗ 
hilfe einzubeziehen. Die eingangs erwähnten zahl⸗ 
reichen verſchiedenartigen Geſichtspunkte, die für die 
Betrachtung dieſer beiden Aufgabengebiete denkbar 
ſind, laſſen ſich aus der Diskuſſion ausſcheiden, weil 
die Größe der gegenwärtigen Not die Probleme 
komprimiert und die an ſich mögliche weitgehende 
Differenzierung in der Problemſtellung durch den 
ihr innewohnenden Zwang beiſeite ſchiebt. 

Aus dieſer Formulierung der Aufgabe könnte zu⸗ 
nächſt geſchloſſen werden, daß ſowohl die Siedlung 
als auch die Oſthilfe in einer hemmungsloſen Er⸗ 
höhung der Bod enpreiſe ihr Ziel ſehen müßten. 

enn eine ſolche Erhöhung würde ja den durch die 
Entwertung drohenden Verfall am einfachſten hindern. 
Dem ſtellen ſich indeſſen andere Notwendigkeiten 
entgegen. Der Zuſammenhang zwiſchen dem Wert 
der Produkte und dem Wert der Produktionsmittel 
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iſt gerade auf dem Gebiet der Landwirtſchaft ſoviel 
erörtert, daß ſich weitere Ausführungen darüber er⸗ 
übrigen. Daraus ergibt ſich für die Erhöhung oder 
Stabiliſierung des Bodenpreiſes eine zwangsläufige 
Grenze, und es wird nur darauf ankommen, dieſe 
Grenzziehung wirtſchaftlich richtig zu finden. Aber 
ein anderes ergibt dieſe Problemſtellung automatiſch: 
Die Frage der Beſitzkonſervierung oder 
der Strukturveränd erung kann in den 
gegenwärtigen Zeitläuften in erſter Linie 
nur intereſſieren in der Beziehung zum 
Werte der Produkte und der Produktions- 
mittel. Die davon losgelöſte allgemein-politiſche 
oder ſonſtwie geartete Betrachtung kann in ruhigeren 
Zeiten Platz haben, nicht aber in den gegenwärtigen 
Notzeiten. Heute iſt die Frage, ob Strukturänderung 
oder Beſitzkonſervierung, eine Frage des Weges, 
nicht eine Frage des Zieles. 

Das Ergebnis der bisherigen Überlegungen geht 
alſo dahin, daß die Unterſuchung der Beziehungen 
zwiſchen Siedlung und Oſthilfe ausgehen muß von 
der Wertung dieſer beiden ſtaatlich finanzierten 
Maßnahmen als agrarpolitiſche Maßnahmen 
mit der Wirkung einer weitgehenden Beein- 
fluſſung der Bo denpreiſe. 


dr *. 


Aus dieſen hier entwickelten Gedankengängen her⸗ 
aus ſoll zunächſt unterſucht werden, wie ſich in den 
letzten Jahren, d. h. vorwiegend etwa von 1927 an, 
die Siedlung und die Oſthilfe tätſächlich ausgewirkt 
haben. 

Die Periode der forcierten Kreditgewährung zur 


ſtärkeren Intenſivierung hat im weſentlichen mit dem 


Jahre 1926 ihren Abſchluß gefunden. Schon in den 
Jahren 1925/26 wurden Stimmen laut, die die 
unheilvollen Auswirkungen der Pſychoſe immer um⸗ 
fangreicherer Kreditierung vorausſagten und eine 
Anderung der allgemeinen landwirtſchaftlichen Kredit⸗ 
politik verlangten. Viel zu ſpät ſetzte ſich die Er⸗ 
kenntnis durch, daß der eingeſchlagene Weg falſch 
war. Dieſe Periode iſt gekennzeichnet und nur zu 
erklären aus dem Fortbeſtand der Vorkriegsanſchau 
ungen über den Bodenwert und ſeine Entwicklung. 
Im Grunde hat dieſe Periode nicht infolge beſſerer 
Erkenntnis ihren Abſchluß gefunden, ſondern infolge 
von auftretenden Geldſchwierigkeiten und der Er⸗ 
reichung der kaufmänniſch oberſten Grenze der Kredi⸗ 
tierungsmöglichkeiten. 

Erſt im Jahre 1928 hat allmählich und zwar mit 
einer noch heute ſtaunenswerten Langſamkeit die Er⸗ 
kenntnis breiteren Raum gewonnen, daß die Kredit⸗ 
gewährung nicht nach abſoluten Vermögenswerten, 
ſondern nach der Rentabilität zu orientieren ſei. Das, 
was für den gewerblichen Kredit im allgemeinen 
ſchon lange galt, hat für den landwirtſchaftlichen 
Kredit noch bis heute ſich nicht voll durchgeſetzt. 
Das iſt eine Schwerfälligkeit geiſtiger Entwickelung, 
die nur daraus zu erklären iſt, daß das Irreguläre 
der Vorkriegs⸗Bodenpreisentwickelung nicht rechtzeitig 


und teilweiſe noch heute nicht genügend erkannt 


worden iſt. 

Die Langſamkeit, mit der nahezu der geſamte 
landwirtſchaftliche Kreditapparat ſich daran gewöhnte, 
den landwirtſchaftlichen Kredit nach Rentabilätsge- 
ſichtspunkten anſtatt nach angeblichen abſoluten Ver⸗ 
mögenswerten zu orientieren, hat ihre unheilvollſte 
Auswirkung in der geſamten Konſtruktion der Oſt⸗ 


hilfe gefunden. Auf Grund der Notverordnung vom 


Ende des Jahres 1927 wurde zunächſt für Oſt⸗ 
preußen, dann ähnlich für die meiſten übrigen Pro⸗ 


Dieſes Verfahren führte zur Inveſtierung aller⸗ 
größter Geldbeträge durch die öffentliche Hand in 
die landwirtſchaftlichen Großbetriebe und damit zur 
gefährlichen Schaffung eines fiskaliſchen Intereſſes 
an der Erhaltung dieſer im Jahre 1928 nun ein⸗ 
mal geſchaffenen oder erhaltenen Bodenwerte. 

Die weitere Entwicklung kann in aller Kürze ge⸗ 
ſtreift werden. Bedenken, die gegen die Beleihungen 
des Provinzialkreditausſchuſſes laut wurden, führten 


zur Erörterung von Plänen, einenſtaatlichen Kommiſſar 


vinzen eine Umſchuldungsaktion in Lauf geſetzt, die 


ihrer Konſtruktion nach den Kredit auf Grund der 
Feſtſtellung abſoluter Werte vermittelte. Der geringe 
Umfang dieſer Aktion in den übrigen Provinzen ver- 
hinderte dort das Auftreten ernſthafter Konſequenzen. 
In Oſtpreußen dagegen, dem allmählich bis zu faſt 
100 Millionen Mark an Umſchuldungsmitteln zuge⸗ 


geführt wurden, zeigten ſich bereits bald die bedenk⸗ 


lichen Folgen der falſchen kreditpolitiſchen Einſtellung. 
ein Gremium von 


Der Provinzialkreditausſchuß, 
ſehr zahlreichen Köpfen, bewilligte die Umſchuldungs⸗ 


hypotheken auf Grund von Taxen, die teils älteren 


Datums und dann zumeiſt von der Landſchaft, teils 
ad hoc aufgeſtellt waren und dann manchmal nicht 
nur nach der Entſtehungsurſache als Zwecktaxen be⸗ 
zeichnet werden mußten. Eine Belaſtung bis zu 
60% des Taxwertes war nach den Richtlinien zu⸗ 
läſſig und galt — man möchte ſagen: grundſätzlich 
— als tragbar. Gewiß war nach den Richtlinien 
die Frage zu prüfen, ob nach Gewährung der Um⸗ 
ſchuldungshypothek ein geſicherter Fortbeſtand des 
zu beleihenden Betriebes gewährleiſtet erſchien, doch 
wurde dieſe Prüfung nahezu ausſchließlich von der 
örtlichen Kreditkommiſſion vorgenommen, die ihrer⸗ 
ſeits, ebenſo wie der Provinzialkreditausſchuß, aufs 
ſtärkſte beeinflußt war von der berühmt gewordenen 
60 %Grenze. 
bilität nahezu gar keine Rolle geſpielt. Die Be⸗ 
willigungen richteten ſich nach dem Prozentſatz der 
Verſchuldung. 

Dieſe Feſtſtellung ſoll hier nicht einen Vorwurf 
gegen die an der Kreditgewährung Beteiligten ent⸗ 
halten, ſondern beſchränkt ſich zunächſt lediglich auf 
die Feſtſtellung, daß auch die Umſchuldungsaktion 


des Jahres 1928 noch immer unter der falſchen 


kreditpolitiſchen Einſtellung geſtanden hat, die die 
Kreditgrenze nach abſoluten Werten anſtatt nach 
Rentabilitätsgeſichtspunkten bemaß. 

Die Folge dieſes Verfahrens war, daß irgendeine 
Regulierung der Bodenwerte auf das zwangsläufige 
Verhältnis zu den Werten der erzeugten Produkte, 
demnach zur Rentabilität, nicht ſtattfand, daß alſo 
bei hochverſchuldeten Betrieben nicht Akkorde und 
Moratorien durchgeführt, ſondern hohe Beleihungen 
vorgenommen wurden. 


Praktiſch hat die Frage der Renta- | 


Inſofern muß die um⸗ 


ſchuldungsaktion des Jahres 1928 als eine Aktion 
betrachtet werden, die die Bodenpreiſe ſtabiliſierte 


oder ſogar erhöhte, ohne zu fragen, ob eine ſolche 
Erhöhung wirtſchaftlich vernünftig ſei. 
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einzuſetzen; dieſe Pläne führten weiterhin ſchließlich 
zur Einſetzung des Staatskommiſſars zur Stützung 
des oſtpreußiſchen Gütermarktes, der neben einer 
weitgehenden Mitwirkung bei der Umſchuldung auch 
noch anderweite Aufgaben erhielt, die ſich in der 
unglücklich gewählten Amtsbezeichnung ausdrücken. 
Mit Schaffung des Staatskommiſſariats wurde erſt⸗ 
malig der Verſuch gemacht, die Beleihung auf Grund 
individueller Betriebs- und Rentabilitätsprüfungen 
durchzuführen. Wir ſtehen den Dingen noch zu nahe, 
als daß es heute ſchon möglich wäre, über den 
Erfolg dieſer Maßnahme zu ſprechen. Ich möchte 
daher die Entſcheiduug über den Erfolg dieſer Um⸗ 
ſtellung der Zukunft überlaſſen. Darauf muß aller⸗ 
dings hingewieſen werden, daß eine radikale Ande- 
rung des Verfahrens durch das Geſetz vom Mai 1929 
nicht vorgenommen wurde, und daß aus dieſem 
Grunde auch eine radikale Anderung der bisher an⸗ 
gewandten Grundſätze nicht durchführbar war. Die 
Mitwirkung des Staatskommiſſars im Umſchuldungs⸗ 
verfahren war die Einſchaltung eines gewiſſen korrek⸗ 
tiven Elementes, nicht die grundſätzliche Umſtellung 
auf neue Geſichtspunkte. 

Die Oſthilfe des Jahres 1930 fährt in ihrer Arbeit 
ähnlich fort wie der Staatskommiſſar. Sie hat aber 
die Feſſeln des früheren Verfahrens im weſentlichen 
abgeſtreift. 

Die Auswirkungen der Umſchuldungsaktion von 1928 
bis heute ſind alſo darin zu ſehen, daß einerſeits 
die Tendenz zur Erhöhung, mindeſtens 
aber hohen Stabiliſierung des Boden— 
preiſes unterſtützt, und das andrerſeits 
eben durch die Umſchuldung auf einer der⸗ 
artigen Baſis ein fiskaliſches Intereſſe 
an der Erhaltung der einmal feſtgelegten 
Bodenwerte geſchaffen wurde. Das ganze 
Umſchuldungsverfahren unter den allgemeinen Ge⸗ 
ſichtspunkten der landwirtſchaftlichen Kreditpolitik iſt 
der nunmehr hoffentlich letzte Reſt jener alten ver⸗ 
fehlten Anſchauungen, die den landwirtfchaftlichen 
Kredit nach abſoluten Werten zu orientieren ver⸗ 
ſuchten. 


Auf dem Gebiete der Siedlung iſt bei Unter⸗ 
ſuchung ihrer Auswirkungen unter den einleitend 
genannten allgemeinen Geſichtspunkten ebenfalls vor⸗ 
wiegend die Zeit von 1926 oder 1927 bis 1930 
zugrundezulegen. Es iſt allgemein bekannt, daß der 
Gütermarkt in Oſtpreußen für größere Betriebe im 


Laufe diejer Zeit immer ſchlechter wurde, und daß 
ſchon im Jahre 1928 für Betriebe von 1000 Morgen 
und mehr in den meiſten Gegenden der Provinz ein 
freihändiger Umſatz ſo gut wie garnicht mehr in 
Frage kam. Die einzigen ernſthaften Käufer waren 
die Siedlungsgeſellſchaften. Ihre Tätigkeit auf dem 
Gebiete des Ankaufs hatte die Auswirkungen, die 
zwangsläufig eintreten, wenn nur ein Käufer auf 
einem Markt von ſtarkem Angebot auftritt. Die 
Siedlungsgeſellſchaften beſtimmten unter Mitwirkung 
der Landeskulturverwaltung den Preis landwirtſchaft⸗ 
licher Großbetriebe. Auch dieſe Preisbeſtimmung 
war immer noch weitgehend beeinflußt von dem 
alten Glauben an den abſoluten Wert des Grund 
und Bodens. Allerdings beſteht bei der Siedlung 
ein ſehr viel engerer und zwangsläufiger Zuſammen⸗ 
hang mit Rentabilitätsfragen, weil der Verkaufs⸗ 
preis der fertigen Siedlerſtellen ſich nahezu aus⸗ 
ſchließlich nach der Tragbarkeit der aus dem Preis 
ſich ergebenden Rente richtet. Auch hier haben aber, 
beeinflußt ebenfalls von der Vorſtellung des abſoluten 
Bodenwertes, allzu optimiſtiſche Auffaſſungen ge⸗ 
herrſcht und damit eine Regulierung der Ankaufs⸗ 
preiſe verhindert. Im übrigen hat man die Siedlung 
als eine Aufgabe eigener Art angeſehen, vor allem 
als eine koloniſatoriſche, bevölkerungspolitiſche und 
wanderungspolitiſche Aufgabe, nicht aber — oder 
jedenfalls weſentlich zu wenig — als eine Aufgabe 
der allgemeinen Agrarpolitik. 

Erſt im letzten Jahre iſt die Erkenntnis durchge⸗ 
drungen, daß es falſch iſt, ſich dem Abſinken der 
Güterpreiſe in den Weg zu ſtellen, d. h. die Er⸗ 
kenntnis, daß Bodenpreis und Rentabilität un⸗ 
lösbar mit einander verbunden ſind, und daß daher 
der Ankaufspreis als Ausdruck des Boden⸗ 
wertes des Großbetriebes nicht nur der zu⸗ 
künftigen Rentabilität der Siedlerſtelle, 
ſondern auch der gegenwärtigen Renta— 
bilität des Großbetriebes Rechnung tragen 
muß. 

Die völlige Herauslöſung der Siedlung aus dem 
allgemeinen Agrarhilfsprogramm zeigt ſich am beſten 
darin, daß noch in den Zeiten, in denen man den 
Zuſammenbruch des Gütermarktes, d. h. den völligen 
Zuſammenbruch des Preisniveaus für landwirtſchaft⸗ 
liche Großbetriebe durch ſtaatliche Maßnahmen zu 
verhindern trachtete, der doch ebenfalls ſtaatlich 
finanzierte Ankauf zu Siedlungszwecken von dieſer 
Aufgabe vollſtändig gelöſt blieb. Umſchuldung und 
Siedlung waren zunächſt zwei miteinander überhaupt 
nicht verbundene Gebiete. 

Die Folge dieſes ſchon ſehr frühzeitig von mehreren 
Seiten gerügten Konſtruktionsfehlers war, daß die 
Siedlungsgeſellſchaften die landwirtſchaftlichen Be⸗ 
triebe lediglich unter ſiedlungstechniſchen Geſichts⸗ 
punkten zum Ankauf ausſuchten, ohne dabei Rückſicht 
auf die mit jedem Kauf ausgeübte Einwirkung auf 
den Cütermarkt zu nehmen. Die Großzügigkeit 
ſtaatlicher Stellen ging ſoweit, daß in Zeiten des 
völligen Stagnierens des Gütermarktes und in Zeiten 
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geringer Gebrauch gema 


größter finanzieller Not des Staates allergrößte 
Beträge an Gutseigentümer ausgezahlt wurden, die 
nicht durch die wirtſchaftliche Lage ihres Betriebes, 
ſondern durch die Ausſicht auf den Barerlös zum 
Verkauf ihres Gutes beſtimmt wurden. Gleichzeitig 
mußten andere ſiedlungsgeeignete Betriebe durch 
die Verſteigerung gehen und die Gläubiger dabei ihr 
Geld verlieren. Es iſt heute unverſtändlich, wie man 
zwei große mit öffentlichem Geld finanzierte, zum 
mindeſten in ihrer Auswirkung agrarpolitiſche Maß⸗ 
nahmen hat nebeneinander laufen laſſen können, 


ohne mit der einen die andere zu erleichtern und zu 
verbinden. 


Der erſte Verſuch einer Verbindung wurde 1929 
gemacht, als dem Staatskommiſſar zur Stützung des 
oſtpreußiſchen Gütermarktes das Recht der Ankaufs⸗ 
genehmigung für Siedlungsobjekte übertragen wurde. 
Leider iſt von dieſer Einrichtung ein verhältnismäßig 
cht worden, weil ſich ſehr 
bald herausſtellte, daß der Gedanke einer umfaſſenden 
Gütermarktſtützung, der der Schaffung des Staats⸗ 
kommiſſariats zugrunde gelegen hatte, zu erheblichen 
Teilen falſch war. Immerhin ſind in den beiden 
letzten Jahren Ankäufe zu Siedlungszwecken mit 
hohen Barauszahlungen an die Verkäufer nur noch 
in ſolchen Fällen vorgenommen, bei denen ein Grund 
gefunden wurde, der den Ankauf als notwendig er⸗ 
ſcheinen ließ. Aber auch darüber kann meiner Auf⸗ 
faſſung nach kein Zweifel ſein, daß in dieſen Zeiten 
die Inveſtierung ſtaatlicher Mittel auch zur Ermög⸗ 
lichung barer Erbauseinanderſetzungen und dergleichen 
nicht gerechtfertigt iſt, daß dieſe Mittel vielmehr aus⸗ 
ſchließlich konzentriert werden müſſen auf den Auffang 
derartiger Betriebe, die ohne ihren Einſatz dem lang⸗ 
ſamen oder ſchnellen Verfall entgegengehen. 


So kann zuſammenfaſſend über die Entwickelung 
der Siedlung geſagt werden, daß ſie in Verfolg des 
falſchen Glaubens an abſolute Bodenwerte, d. h. 
letztlich in Verfolg von Vorkriegsirrtümern, eine 
Stabiliſierung der Bodenpreiſe auf einer Baſis er⸗ 
möglicht hat, die wir heute als falſch erkennen, und 
daß ſie jede Einſchaltung in den Zuſammenhang 
ſtaatlich finanzierter agrarpolitiſcher Maßnahmen hat 
vermiſſen laſſen. 


Siedlung und Oſthilfe haben alſo bis in dieſes 
Jahr hinein Tendenzen verfolgt, die wir, wenn nicht 
ſchon früher, dann aus den Lehren, die der Sommer 1931 
uns gebracht hat, als falſch bezeichnen müſſen. Beide 
haben ſich ausgewirkt als Bodenpreiserhöhung, beide 
ſind noch bis zum vorigen Jahr weitgehend beein⸗ 
flußt von Vorkriegsirrtümern und von fehlerhaften 
kreditpolitiſchen Anſchauungen. Erſchwerend kommt 
hinzu, daß die Oſthilfe ein fiskaliſches Intereſſe an 
der Erhaltung der erhöhten Bodenpreiſe geſchaffen 
hat, das zahlenmäßig ausgedrückt Millionenbeträge 
ausmacht. Beide haben ſchließlich ohne jeden Zu⸗ 
ſammenhang nebeneinander die großen Geldbeträge 
in der oſtpreußiſchen Wirtſchaft inveſtiert. Es gilt, 
für die Zukunft aus dieſen Feſtſtellungen zu lernen. 


Wenn bisher die Ausführungen über 
Siedlung und Oſthilfe ſich auf eine Kritik 
an der Entwickelung der letzten Jahre be— 
ſchränkt haben, ſo geſchieht das deshalb, 
weil die poſitiven Seiten, über die keine 
Meinungsverſchiedenheit beſteht, ſolange 
nicht hervorgehoben zu werden brauchen, als 
es darum geht, aus den Fehlern der Ver— 
gangenheit zu lernen, und das iſt die Ver- 
anlaſſung der bisherigen Ausführungen. 
Die grundſätzlichen Fehler müſſen erkannt 
werden, wenn wir heute — und zwar leider 
erſt heute — dazu kommen wollen, die 
knappen Geldmittel, die in den nächſten 
Jahren noch zur Verfügung ſtehen werden, 
wenigſtens dahin zu leiten, wo mit ihnen 
= äußerſtmögliche Nutzen erzielt werden 
ann. 

Die erſte und wichtigſte Frage, die ſich aus den 
vergangenen Fehlern für die zukünftige Arbeit er⸗ 
gibt, iſt die Frage nach der notwendigen Haltung 
gegenüber dem Bodenpreiſe. 

Im Rahmen dieſes Vortrages ſoll völlig die 
Überlegung außer Betracht bleiben, ob aus Gründen, 
die außerhalb der Zuſammenhänge von Oſthilfe und 
Siedlung liegen, eine Bodenpreisſenkung notwendig iſt. 
Ich beſchränke mich alſo bewußt auf Folgerungen 
aus der Entwicklung dieſer beiden Aufgabengebiete. 

Die Bodenpreisfrage liegt für die Oſthilfe und 
für die Siedlung inſofern nicht ganz einheitlich, als 
die Siedlung zwangsläufig den Zuſammenhang mit 
Rentabilitätsfragen hat, nämlich abhängig iſt von 
der Tragbarkeit der Rente der auszulegenden Siedler⸗ 
ſtellen. Der Zuſammenhang der Oſthilfe mit den 
Fragen des Bodenpreiſes und der Rentabilität geht 
dagegen nur auf bankmäßige Überlegungen zurück. 

Nach den bisherigen Ausführungen bedarf es 
keines weiteren Beweiſes, daß eine Senkung des 
Bodenpreiſes und damit eine allmähliche Einſtellung 
auf Rentabilitätsfragen auch bei der Bodenbewertung 
notwendig iſt. Auch die Siedlung wird bei Ankäufen 
zu Siedlungszwecken das Verhältnis zwiſchen Boden- 
preis und Rentabilität bei dem Großbetriebe nicht 
außer acht laſſen dürfen, wird alſo, ſelbſt wenn 
Möglichkeiten zur ausreichenden Verringerung der 
Renten beſtehen, doch eine Überhöhung von Boden: | 
preiſen ablehnen müſſen, da ſonſt durch die Ankaufs⸗ 
tätigkeit und die darin liegende Marktbeeinfluſſung 
eine Entwickelungstendenz in den Grundſtücksmarkt 
gebracht wird, die für den Großbetrieb wirtſchaftlich 
falſch iſt. 

Daß für die Oſthilfemaßnahmen genau das gleiche, 
nur noch in verſtärktem Umfange, zu gelten hat, bedarf 
keiner Ausführungen. Inwieweit die heute der Um⸗ 
ſchuldung zugrundegelegte Bewertung dieſen Über- 
legungen entſpricht, ſoll hier nicht unterſucht werden. 

Wenn aus dieſen Ausführungen eine ſehr ſtarke 
Tendenz in der Richtung auf die Bodenpreisſenkung 
entnommen werden kann, ſo muß demgegenüber feſt⸗ 
geſtellt werden, daß dieſe Gedankengänge eine 
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Einſchränkung erfahren bei Berückſichtigung der 
Tatſache, daß nun einmal die Oſthilfemaßnahmen 
der Jahre 1928 bis 1930 ein außerordentlich 
ſtarkes fiskaliſches Intereſſe an der Stabiliſierung der 
Bodenpreiſe geſchaffen haben. Dieſes fiskaliſche 
Intereſſe bringt die öffentliche Hand in 
die unangenehme Lage, zwiſchen dem 
Intereſſe des Gläubigers und dem 
Intereſſe des Agrarpolitikers oder 
Wirtſchaftspolitikers wählen zu müſſen. 
Auch hier wird, wie meiſt bei derartigen Gegenſätzen, 
der Verſuch gemacht werden müſſen, einen Mittelweg 
zu finden. Man wird wegen des wirtſchaftspolitiſchen 
Intereſſes am Bodenpreis alle diejenigen Maßnahmen 
reſtlos ausſchöpfen müſſen, die geeignet ſind, den er⸗ 
ſtrebten Erfolg zu erreichen, ohne mehr als unbedingt 
notwendig gegen das fiskaliſche Intereſſe am Boden⸗ 
preis zu verſtoßen. 

Praktiſch ausgedrückt heißt das, daß der Weg 
zur Verbilligung nicht allein geſucht werden darf in 
der Senkung des Ankaufspreiſes für den Grund und 
Boden, ſondern daß alle daneben möglichen Wege zur 
Verbilligung der Siedlung beſchritten werden müſſen, 
ja daß ſogar ohne reſtloſe Ausſchöpfung dieſer Mittel 
eine Senkung der Bodenpreiſe unzuläſſig erſcheint. 

Dieſe zuſätzlichen anderweiten Maßnahmen liegen 
zunächſt in der Ausſchaltung aller vermeidbaren 
Zwiſchengewinne, einerlei ob echter Siedlungsgewinne 
oder Zinsgewinne, und ſodann in der größtmöglichen 
Verbilligung der Gebäude. 

Über die Frage der Zwiſchengewinne, d. h. im 
weſentlichen der Gewinne der Siedlungsträger, iſt im 
Laufe des letzten Jahres verhältnismäßig viel ge⸗ 
ſprochen worden. Es würde im Rahmen dieſes Vor⸗ 
trages zu weit führen, auf Einzelheiten dieſer Frage 
einzugehen. Feſtgeſtellt ſoll nur der Grundſatz werden, 
daß jeder Gewinn von Siedlungsgeſellſchaften ein Er⸗ 
trag iſt, der letzten Endes durch die Bereitſtellung ſehr 
ſtark verbilligter öffentlicher Gelder ermöglicht wird, 
d. h. alſo ein Gewinn auf Koſten der öffentlichen Hand 
oder vielleicht auf Koſten der Siedler. Dieſer Grund- 
ſatz muß einmal mit aller Schärfe ausgeſprochen 
werden, weil auf dieſem Gebiet in der kommenden 
Zeit manches geändert werden muß. 

Eine weitere grundſätzliche Erörterung iſt in dieſem 
Zuſammenhang nötig. Es iſt an ſich richtig, daß die 
Tüchtigkeit des Siedlungsunternehmers den Gewinn 
vermittelt. Dazu iſt aber zu ſagen, daß die öffentliche 


Hand ihre finanziellen Hilfen eben nur dem Tüchtigſten 


zur Verfügung ſtellen dürfte, daß alſo die Bedingungen 
des Siedlungsgeſchäftes nur nach den Fähigkeiten der 
beſten Unternehmer beſtimmt werden dürften. Die 
Auswahl der Fähigen, die ſchon 
privatwirtſchaftlich weitgehend ſelbſt⸗ 
verſtändlich iſt, wird mit um ſo größerer 
Schärfe da notwendig, wo die öffent- 
liche Hand als Geldgeber auftritt. 

Die Ausſchaltung vermeidbarer und nicht gerecht⸗ 
fertigter Gewinne iſt nur eines jener Mittel, deſſen 
Einſetzung die öffentliche Hand verlangen muß, bevor 


man der Senkung der Bodenpreiſe nähertritt. Auch haben, nicht dafür zu ſorgen, daß die 


im Verfahren ſelbſt liegen Einſparungsmöglichkeiten, 
die eine Rentenſenkung ſchon ohne Bodenpreisſenkung 
möglich machen. Ich denke hier in erſter Linie an die 
Gebäudekoſten. Man hat es im Anfang dieſes Jahres 
für eine große Tat angeſehen, daß die Gebäudekoſten 
einer 60-Morgen-Stelle um einige tauſend Mark ges 
ſenkt werden konnten. Inzwiſchen haben wir uns an 
den Gedanken gewöhnt, daß von den jetzt zuläſſigen 


Gebäudekoſten noch weiter zum mindeſten ein Drittel 
geſtrichen werden muß und geſtrichen werden kann, 


ohne dadurch die Ordnungsmäßigkeit der Stelle zu 
beeinträchtigen. Inzwiſchen hat ſich auch der Ge— 
danke durchgeſetzt, daß in ganz anderer Weiſe als bis- 
her die alten Gebäude — wieder ohne den früher 
gerade hier möglichen Gewinn — verwertet werden 
müſſen. 


Es iſt jetzt, um einen allgemeinen Gedanken einzu⸗ 


ſchalten, vielleicht ein ſchlechter Augenblick, über die 
bisherigen Fehler der Siedlung zu ſprechen, weil die 
Entwicklung, die dieſer Sommer gebracht hat, Ge— 
danken allgemeiner Anerkennung hat finden laſſen, 
die bis dahin noch als äußerſt problematiſch galten. Es 


iſt alſo, wenn man jo will, entweder zu früh oder zu | 


ſpät, ſich über dieſe Dinge zu äußern, und inſofern 
beſchränkt ſich ein Teil meiner praktiſchen Ausfüh⸗ 
rungen darauf, die Notwendigkeit deſſen zu vertreten, 
was bis zum Anfang dieſen Jahres umſtritten war, 
jetzt aber im Laufe der letzten Monate weitgehende 
Anerkennung gefunden hat. 


Daß auch in der übrigen Durchführung des Ver⸗ 


fahrens Erſparnismöglichkeiten liegen, ſoll nur kurz 
erwähnt werden. In den Vordergrund tritt gerade 


in der letzten Zeit das Problem des freiwil⸗ 


ligen Arbeitsdienſtes, das im Rahmen 
dieſes Vortrages nur kurz geſtreift werden kann. In 
dieſem Zuſammenhang intereſſiert nur die eine Frage, 
wem die erzielbaren Einſparungen zufließen müſſen. 
Da die völlige Ausſchöpfung der Erſparnismöglich— 


keiten, wie ich vorher ausführte, gefordert werden 
muß, um ſo wenig als möglich gegen das aus der 
Umſchuldung ſtammende Intereſſe der, öffentlichen | 
Hand am Bodenpreis zu verſtoßen, kann in dieſem 


Fall neben der Zuweiſung der Erſparnis an den 
Siedler in Geſtalt der Nentenverbilligung auch eine 
unmittelbare Zuweiſung an die öffentliche Hand in 
allen Fällen gedacht werden, in denen dieſe als | 
Gläubiger der Umſchuldungshypothek Nutznießer der 
Erlösſteigerung iſt. Die Entſcheidung der Frage 
hängt davon ab, ob der freiwillige Arbeitsdienſt bei 
der Beſiedlung umgeſchulter Betriebe beſonders ſtark 
eingeſetzt werden kann. Dies iſt grundſätzlich mit 
aller Entſchiedenheit zu befürworten. Ich habe bei 
den Folgerungen, die von der Siedlung aus 
m bisherigen Fehlern gezogen werden müſſen, nicht 
pe Notwendigkeit einer engeren Verbindung zu den 
Maßnahmen der Oſthilfe genannt. Dieſe Gruppierung 
it mit Vorbedacht gewählt. Ich möchte eher um⸗ 
gekehrt ſagen, daß die an der Hſthilfe betei⸗ 
ligten Stellen ihrerſe its den Fehler gemacht 


Siedlung in eine engere Verbindung zu 
den Oſthilfemaßnahmen gebracht wurde, 
und daß es daher als Aufgabe dieſer 
Stellen angeſehen werden muß, den bis⸗ 
her gemachten Fehler ſchnellſtens zu beſei— 
tigen. 

Wie kann nun die Verbindung zwiſchen der 
praktiſchen Oſthilfe und der Siedlung ausjehen, 
wenn man die Frage von der Oſthilfe aus be⸗ 
trachtet? 

Zunächſt muß ſchon nach den bisherigen Aus⸗ 
führungen der Ankauf zu Siedlungszwecken jo regu⸗ 
liert werden, daß die in ihm liegende Marktbeein⸗ 
fluſſung gleichzeitig zu einer Entlaſtung unter dem 
Geſichtspunkte der Oſthilfe wird. Es muß alſo zus 
nächſt unter allen Umſtänden ausgeſchloſſen ſein, 
daß Betriebe zu Siedlungszwecken gekauft werden, 
die gering verſchuldet und gut im Stande ſind, 
wenn zur gleichen Zeit oder jedenfalls für die gleiche 
Siedlungsperiode Siedlungsland verfügbar iſt, das 
zu Betrieben gehört, die dem Zuſammenbruch ent⸗ 
gegengehen. In dieſem Rahmen erſcheint mir noch 
eine weitere Gruppierung erforderlich. Die öffent⸗ 
liche Hand als Großfinanzierer der Siedlung muß 
unter allen Umſtänden Wert darauf legen, daß in 
erſter Linie diejenigen Betriebe der Siedlung zuge— 
führt werden, an denen ſie ſelbſt finanziell inter⸗ 
eſſiert iſt, d. h. alſo die umgeſchuldeten Betriebe. 
Nach den bisherigen Feſtſtellungen der Treuhand- 
ſtelle werden bis zum nächſten Frühjahr ſehr erheb⸗ 
liche Flächen ſiedlungsfähigen Landes von umge- 
ſchuldeten Betrieben zur Beſiedlung kommen müſſen. 
Dieſe ſetzen ſich zuſammen aus denjenigen Betrieben, 
deren Zuſammenbruch bis zu dem genannten Zeit 
punkt mit Sicherheit zu erwarten iſt, weiter aus 
denjenigen, bei denen eine freihändige Beſiedlung 
jetzt noch möglich iſt, binnen kurzem aber wegen 
berſchuldung ausgeſchloſſen ſein wird, und ſchließ⸗ 
lich aus denjenigen, die durch eine teilweiſe Ver⸗ 
ſiedlung hinſichtlich des Reſtbetriebes ſaniert werden 
können. 

Wenn in dieſem Herbſt dieſe Flächen und die 
Ländereien, die noch in der Hand von Siedlungs- 
unternehmern ſind, der Beſiedlung zugeführt werden, 
dann wird vielleicht ſchon das äußerſte deſſen er- 
reicht werden, was im nächſten Jahre überhaupt 
bejiedelt und finanziert werden kann. Wenn eine 
weitere Auswahl in Frage kommt, dann iſt auch 
dabei die Zuſammengehörigkeit von Siedlung und 
Oſthilfe unter allen Umſtänden zu berückſichtigen. 

Es muß alſo auch bei der Beſchaffung weiteren 
Landes vor allem darauf geſehen werden, nur ſolche 
Betriebe von Siedlungsträgern ankaufen zu laſſen, 
die bereits in nächſter Zeit den Markt zu belaſten 
drohen. 

Aber die Auswahl des zur Siedlung kommenden 
einzelnen Objektes hinaus ſind von der öffentlichen 
Hand noch weitere Forderungen zur Förderung der 
Oſthilfe zu ſtellen. In erſter Linie muß mit dem 


bisher jedenfalls praktiſch aufrechterhaltenden Grund⸗ 
ſatz gebrochen werden, daß nur oder nahezu nur 
Großbetriebe in einem Geſamtkomplex der Siedlung 
zugeführt werden. Die Teilſiedlung iſt unter Oſt⸗ 
hilfegeſichtspunkten eine der wichtigſten Aufgaben. 
Dieſes Verfahren iſt zweifellos weſentlich komplizierter 
als die Beſiedlung eines größeren Geſamtobjektes. 
Es gibt aber auf der anderen Seite die Möglichkeit, 
durch rechtzeitiges Eingreifen den Zuſammenbruch 
von Betrieben zu verhindern und wird in einer 


ganzen Reihe von Fällen auch dazu führen, daß die 


Hingabe von ſchlecht geſicherten Umſchuldungshypo⸗ 
theken durch Beſiedlung von Teilen der Betriebe 
erſetzt wird, daß alſo eine Erhöhung des Engagements 
der öffentlichen Hand bei den Umſchuldungshypo⸗ 
theken vermieden wird. 

An dieſer Stelle muß eine grundſätzliche Bemerkung 
über die Sanierung durch Siedlung und die Sanie⸗ 
rung durch Kreditgewährung eingeſchoben werden. 
Der Grundgedanke der Umſchuldung ging dahin, den 


Betrieben durch Konſolidierung der ſchwebenden Ver⸗⸗ 


bindlichkeiten einerſeits und durch Herabſetzung des 
Zinsſatzes für dieſe Verbindlichkeiten andererſeits 
verbeſſerte Rentabilitätsausſichten zu geben. Dieſer 
Grundgedanke war bei ſtrenger Auswahl der umzu⸗ 
ſchuldenden Betriebe vielleicht richtig. Es iſt aber 
ohne Zweifel ein Fehler, von der Schuldenkonſoli⸗ 


dierung und der Zinsherabſetzung allzuviel zu er⸗ 


warten. Man hat bei der Umſchuldung in Oſt⸗ 
preußen von vornherein weſentlich zuviel von dieſem 
Verfahren erhofft. Dieſer Fehler hat ſich in ver⸗ 
ſtärktem Maße gezeigt, als die allgemeinen Renta⸗ 
bilitätsbedingungen für die landwirtſchaftlichen Be⸗ 
triebe ſich weiter verſchlechterten. Man muß heute 
arundſätzlich jagen, daß die Sanierung durch Kredit 
gewährung eine außerordentlich fragwürdige Ange⸗ 
legenheit iſt, ein Verfahren, von dem zum mindeſten 
nur dann Gebrauch gemacht werden ſollte, wenn 
heſſere Sanierungsmöglichkeiten nicht vorhanden find. 
Weſentlich ſicherer wirkt die Sanierung durch Ver⸗ 
wertung der verwertungsfähigen Subſtanz, d. h., da 
Überinventar nicht vorhanden zu ſein pflegt und 


Waldeinſchläge bei der gegenwärtigen Lage des 


Holzmarktes ſich verbieten, durch Verkauf von Land 
und von Gebäuden. 
Teilſiedlung. 


Beides iſt möglich durch die 


Dieſe Teilſiedlung muß ſo gehandhabt werden, 
daß der äußerſt erzielbare Erlös dem Gutseigen⸗ 
tümer zufließt. Dies geſchieht nicht, wenn Teil⸗ 

flächen des Betriebes an Siedlungsgeſellſchaften ver⸗ 
kauft und im normalen Siedlungsverfahren verwertet 
werden. Das Teilſiedlungsverfahren iſt in wirklich 
zweckmäßiger Weiſe nur denkbar als eigene Siedlung 
des Eigentümers unter Beratung eines Siedlungs⸗ 
trägers, der gleichzeitig mit der techniſchen Durch— 
führung beauftragt wird. Neben der Anliegerſiedlung 
und der Teilſiedlung, manchmal auch ſelbſtändig und 
von beiden losgelöſt, muß die Auslegung von Land⸗ 
arbeitereigenheimen weiter ausgebaut werden. Sie 
iſt im Sanierungsinterejje überall da anzuſtreben, 
wo die Betriebe mehr als notwendig über Inſt⸗ 
wohnungen verfügen. Die Entwicklung der ojtpreußi- 
ſchen Großbetriebe zur arbeitsextenſiven Wirtſchafts⸗ 
form hat Inſtwohnungen bereits jetzt in großem 
Umfange überflüſſig gemacht. Die Entwickelung wird 
in dieſer Richtung noch weſentlich weitergehen, ſo⸗ 
daß ein Weg, der Hilfe für den Arbeiter und Hilfe 
für den Großbetrieb durch Realiſierung ſonſt toter 
Vermögenswerte bedeutet, unbedingt ausgebaut 
werden muß. 

Ich bin damit am Ende meiner Ausführungen. 
Das Ziel dieſes Vortrages ging dahin, die Fehler 
aufzuzeigen, die von der Siedlung und der Oſthilfe 
in den letzten Jahren unter dem Geſichtspunkt des 
Zuſammenhanges dieſer beiden Aufgabengebiete ge⸗ 
macht worden ſind, und daran Fingerzeige über das 
aufzuweiſen, was aus dieſen Fehlern gelernt werden 
muß. Meine Ausführungen über die praktiſchen 
Folgerungen konnten daher nur Andeutungen über 
das enthalten, was in der nächſten Zeit wird ge⸗ 
ſchehen müſſen. Wichtiger als dieſe Hinweiſe iſt 
mir die Feſtſtellung der begangenen Fehler; denn 
ich bin überzeugt, daß diejenigen, die in Oſtpreußen 
in der Siedelung und in der Oſthilfe maßgeblich 
mitarbeiten, die Wege finden werden, die in Zukunft 
begangen werden müſſen, wenn nur erſt einmal die 
Grundlagen für die gemeinſame Arbeit unter dem 
einheitlichen Geſichtspunkt der agrariſchen Hilfsmaß⸗ 
nahmen gefunden ſind. An die praktiſche Löſung 
der in dieſem Vortrage angeſchnittenen Fragen heran- 
zugehen, iſt die nächſte Aufgabe aller derer, die ſich 
mit Siedlung und Oſthilfe befaſſen. 


Wie urteilt die Praxis über den „freiwilligen Arbeitsdienft“? 


J. Der Träger der Arbeiten 
von Aſſeſſor Dr. Ferdinand Neumann, Leiter der Abteilung für Wirtſchaftsfragen bei der Oſtpr. Heimſtätte. 


Im Spiegel der öffentlichen Meinung beobachten 
wir das Werden einer neuen Bewegung von geſchicht⸗ 
licher Bedeutung. „Freiwilliger Arbeitsdienſt“ lautet 
in vielen Abwandlungen die Überſchrift. Sonder⸗ 
berichterſtatter, die von großen Tageszeitungen in 
die Arbeitslager der Freiwilligen entſandt werden, 


kehren begeiſtert in ihre Redaktionsſtube zurück und 
verkünden die neue Idee, die von den geſunden Kräften 
unſeres arbeitenden Volkes ausgeht. Mit Bild⸗ 
material ſchmücken ſie ihre Aufſätze. Was zeigen 
ſie uns? Pioniere der Arbeit! Auf dieſe Weiſe 
ffeſtgehaltene Arbeitsvorgänge können wir zwar in 
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ähnlicher Geſtalt überall jehen, aber dennoch jind | 


die Bilder berechtigt. Denn in ihnen iſt der frucht⸗ 
barſte Moment unſeres kriſenhaften Wirtſchafts⸗ 
geſchehens feſtgehalten: die Selbſtbeſinnung der 
Maſſen! 

Das Recht des Volkes auf Arbeit wandelte ſich 
in einen Anſpruch auf Geldunterſtützung. Den Be⸗ 
rechtigten gefiel der Gedanke, weil er eine Erweiterung 
ihrer Rechte brachte. Die Organe des Staates hinderten 


die Entwicklung nicht. Plötzlich wollte jeder einzelne 


vom Staate leben. Um dieſen Anſpruch praktiſch durch⸗ 


zuſetzen, reiht er ſich in mächtige Organiſationen ein, 
die oft, um ihre Schlagkraft zu erhöhen, nicht einmal 


an den Grenzen der Nationen Halt machen, ſondern 
in internationaler Verbundenheit ihre Wirtſchaftsfor⸗ 
derungen zur Geltung bringen. Arbeitnehmer- und 
Arbeitgeberorganiſationen ſtehen ſich heute in allen 
Wirtſchaftszweigen gegenüber. 
dauernden Wirtſchaftskrieg. Der Waffenſtillſtand 
der Tarife täuſcht darüber nicht hinweg. Im Innern 
krankt die Wirtſchaft ſchwer an den Begleiterjchei- 
nungen. 
keit. Die Organe des Staates, die als Arzte ein⸗ 
zugreifen berufen ſind, ließen zunächſt den Dingen 
ihren Lauf. Dann verſagten ſie, weil ihre eigene 
Autorität auf den Organiſationen aufgebaut iſt, 
die es zu heilen gilt. Ein Wandel tritt ein. Die 


Regierung geht eigene Wege. Sie verſucht die Wirt: | 


ſchaft zu ſanieren. Unter den in den Notverord— 
nungen verkündeten Heilmitteln entdeckt das Volk 
die Möglichkeit einer Erwerbsloſenarbeit. 
Doch die Verbände wehren ſich gegen dieſes Mittel! 
Warum? Sie wollen doch auch die Geſundung der 
Wirtſchaft?! 
Die Stellungnahme der Gewerlſchaften 

iſt klar. Sie ſehen die Tarife gefährdet. Aber die 
Regierung hat doch in vorausſchauender Erkenntnis in 
den Beſtimmungen zum freiwilligen Arbeitsdienſt fejt- 
gelegt, daß es ſich um „gemeinnützige“ und „zuſätz⸗ 
liche“ Arbeiten handeln muß. Ein Arbeiter mit Tarif- 
lohn könnte bei dieſen Arbeiten niemals beſchäftigt 
werden, weil ſie aus Mangel an Mitteln im freien 
Arbeitsverhältnis garnicht ausgeführt werden könnten. 


Darüber hinaus kommt der Erfolg der im freiwilligen 
Dienſt geleiſteten Arbeiten der Allgemeinheit zugute. 


Alle dieſe Vorausſetzungen werden vom Präſidenten 


des Landesarbeitsamts nach Anhörung des geſchäfts-⸗ 


führenden Ausſchuſſes beim Landesarbeitsamt ein⸗ 
gehend geprüft. In dieſem Verwaltungsausſchuß 
können die Vertreter der Arbeitnehmer- und Arbeit⸗ 
geberverbände ihre Bedenken äußern und in Einzel⸗ 
fällen eine die Förderung des „freiwilligen Arbeits⸗ 
dienſtes“ verſagende Entſcheidung des Präſidenten 
herbeiführen, wenn die geſetzlichen Beſtimmungen 
nicht erfüllt find. Außerdem können alle Wirtſchafts⸗ 
gruppen, die ein berechtigtes Intereſſe daran haben, 
die Entſcheidung des Landesarbeitsamts im Be⸗ 
ſchwerdewege anfechten, wenn die in der minifteri- 
ellen Durchführungsverordnung vom 23. Juli 1931 
und den Verwaltungsanweiſungen des Präſidenten 


Sie führen den 


Unaufhaltſam ſteigert ſich die Arbeitsloſig⸗ 


der Reichsanſtalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
loſenverſicherung vom 29. 7. 1931 niedergelegten Vor⸗ 
ausſetzungen des freiwilligen Arbeitsdienſtes nicht ges 
geben ſind oder von einem der Beteiligten bei Aus⸗ 
führung eines beſtimmten Arbeitsvorganges nicht er⸗ 
füllt werden. Eine Gewähr dafür, daß die freiwilligen 
Arbeiten vom „Träger der Arbeiten“ beſtimmungs⸗ 
gemäß durchgeführt werden und der Erfolg der Allge— 
meinheit zugute kommt, iſt ſchon dadurch gegeben, 
daß nur „öffentlich rechtliche Körperſchaften, gemein⸗ 
nützige Genoſſenſchaften oder Verbände“ in dieſer 
Eigenſchaft auftreten dürfen. Es kann ſich bei den 
„zuſätzlichen Arbeiten“ doch praktiſch faſt nur um 
Bodenverbeſſerungen, Waſſerregulierungen und Sied⸗ 
lungen handeln. Während die erſten beiden Arten der 
Arbeiten doch immer nur dem Nutzen einer großen, 
zahlenmäßig nicht beſtimmten Menſchenmenge dienen 
werden, müſſen die Siedlungen mit Hilfe der Arbeits⸗ 
dienſtwilligen ausgebaut werden, damit die anzu- 
ſetzenden Siedler mit den ihnen vom Staate wegen 
der Finanznot nur noch in ſehr beſchränkter Höhe 
zur Verfügung geſtellten Krediten leben und ihre 
Rente zahlen können. Außerdem handelt es ſich 
um eine geſunde Selbſthilfe, da Arbeitsloſe auf 
den Siedlungen angeſetzt werden ſollen. Der frei⸗ 
willige Arbeitsdienſt iſt nämlich ein Mittel zur Er⸗ 
langung einer Siedlung, weil der Dienſtwillige auf 
Antrag außer der Fortdauer der Arbeitsloſenunter⸗ 
ſtützung noch einen zahlungsmäßig beſchränkten 
Reichsſchuldbuchanſpruch als Guthaben für den Er⸗ 
werb einer eigenen Siedlung erhält. 

Die ablehnende Stellungnahme der Gewerkſchaften 
kann deshalb nicht nach den geſetzlichen Beſtimmungen 
begründet werden. Iſt ihr tieferer Grund etwa die 
Furcht der Führer für den Beſtand ihrer eigenen 
Organiſationen und der auf ihrer Macht aufbauenden 
Tarife? Die Zeichen mehren ſich, daß dieſe 
Gefahr auch ohne den freiwilligen Arbeits- 
dienſt Wirklichkeit zu werden droht. Darum 
mögen die Gewerkſchaften die Volksbe— 
wegung zur freiwilligen Arbeit benutzen, 
um ihren Anhängern zu ſagen, daß die 
Zeiten ſich gewandelt haben. Begeiſterte 
Menſchen werden dann wiederum zukunftsgläubig 
auf ihre Führer hören. Sie werden die aus den 
Wirkungen der Kriſe geborene Enttäuſchung leichter 
ertragen und einmal ganz vergeſſen. Wenn dieje 
Stimmung vorherrſcht, werden ſich die Tarife leichter 
| den Notwendigkeiten der Wirtſchaft anpaſſen laſſen. 
Dann wird zum notwendigen Ausgleich der Kräfte 

durch neue tarifliche Bindungen die heute fehlende 

Rentabilität als Gradmeſſer hinzukommeu. 

Wenn die Wirtſchaft gedeihen ſoll, darf das kol— 
lektive Prinzip nicht überſpannt, ſondern 
| muß ergänzt werden durch einen weit: 
ſchauenden individualiſtiſchen Wirtſchafts— 
geiſt, der das Wohl des Ganzen erſtrebt, 
weil er nur darin das eigene Wohl finden 
kann. Der geſunde Geiſt der freiwilligen Arbeit 
kann dieſe Entwicklung fördern. Er kann die Inter⸗ 
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eſſentengruppen verſchiedener Richtungen einigen und 
zum gemeinſamen Kampfe gegen die alles vernichtende 
Wirtſchaftskriſis verbinden. Dann wird ſich auch 
das Problem der elaſtiſchen Lohnhöhe leichter löſen 
laſſen, ohne daß die Gewerkſchaften ihre Macht auf- 
zugeben brauchen. 

Ganz unverſtändlich iſt 


die ablehnende Haltung der Unternehmer 


gegenüber dem freiwilligen Arbeitsdienſt. 


griff der „zuſätzlichen und gemeinnützigen Arbeiten“ 
klar gemacht? Dieſes ſind Arbeiten, die auf dem 
freien Arbeitsmarkt niemals vergeben werden können 
und deshalb ohne den freiwilligen Arbeitsdienſt über⸗ 
haupt unausgeführt bleiben müſſen. Wenn aber 
die Arbeiten ungetan bleiben, dann würde auch der 
nach normalen Wirtſchaftsgeſetzen daran beteiligte 
Privatunternehmer auf dem freien Arbeitsmarkt 
daran keinen Vorteil haben. Jetzt aber bietet ſich 
dem Unternehmer ſogar durch den „freiwilligen 
Arbeitsdienſt“ eine Gewinnchance. Denn es wird 
ſelten eine Arbeit gegeben, die ohne Aufwand von 
Material oder einen nicht aus den Kreiſen der 
Arbeitsloſen zu wählenden Leiter ausgeführt werden 
kann. Der „freiwillige Arbeitsdienſt“ iſt daher 
gerade entgegen der Annahme des Privatunterneh⸗ 


mertums ein Mittel zur Belebung der Wirtſchaft 


im allgemeinen und im beſonderen auch zur Bes 
ſchäftigung von Induſtrie und Unternehmertum. 


Haben 
fi) denn die beteiligten Kreiſe noch nicht den Ber 


Denn ſoviel wirtſchaftliche Überlegung ſollte doch 
in Unternehmerkreiſen vorhanden ſein, um zu er 


kennen, daß der Staat bei der gegenwärtigen Finanz⸗ 
lage kein Geld für Bodenverbeſſerungen und Sied⸗ 
lungen in dem früher gegebenen Umfange bereit⸗ 
ſtellen kann. 


Nach dem Ergebnis dieſer wirtſchaftlichen Über- | 
legungen bleibt zu hoffen, daß ſich die Gewerk⸗ 
ſchaften und Unternehmer der beſſeren Einſicht nicht 


verſchließen und den bei der Ausführung des „frei⸗ 
willigen Arbeitsdienſtes“ Beteiligten ihre Aufbau⸗ 
arbeit nicht ſo ſchwer wie bisher machen werden. 
Aber nicht nur poſitive Duldung, ſondern 
kräftige Mitarbeit muß von den Wirtſchafts— 


verbänden gefordert werden. Wenn auch das 


Beiſpiel der bereits als Pioniere wirkenden Arbeits⸗ 
gruppen zahlreiche Anhänger nach ſich ziehen wird, 
ein Antrieb der Maſſen durch die beteiligten Organi⸗ 
ſationen wird trotzdem nötig ſein, um aus dem 
„freiwilligen Arbeitsdienſt“ eine große Volksbewegung 
zu machen. Wenn die Regierung dieſe Unterſtützung 
in der Wirtſchaft findet, dann wird ſie die jetzt in 
den Verordnungen feſtgeſetzten Schranken beſeitigen 
können und aus der Einrichtung des „freiwilligen 
Arbeitsdienſtes“ ein wirkſames Heilmittel zur Be⸗ 
lebung der Privatwirtſchaft machen. Das eine aber 
iſt ſicher: So wie es jetzt iſt, kann es nicht bleiben. 
Die geſetzlichen Beſtimmungen ſind ſo eng gefaßt 
und in vielen Punkten noch mißverſtändlich, ſo daß 
es ſelten eine Arbeit gibt, bei der alle nach der 
geſetzlichen Regelung noch beſtehenden Zweifel an 
der Zuläſſſgkeit eines Arbeitsplans beſeitigt werden 
können. Der Kreis der Arbeiten ſelbſt braucht da= 
bei noch nicht einmal erweitert zu werden, es gibt 
noch unendlich viel gemeinnützige Projekte, insbe⸗ 
ſondere Meliorations- und Siedlungsvorhaben, die 
unausgeführt bleiben müſſen, weil ſie bei der heutigen 
Notlage nach dem im ſtarren Syſtem geſchaffenen 
Tarif nicht zu bezahlen ſind. Damit dieſe Arbeiten 
aber in größerem Ausmaße in Angriff genommen 
werden können, muß der Kreis der Arbeits- 
dienſtwilligen erweitertwerden. Die Zulaſſung 
zum freiwilligen Arbeitsdienſt darf insbeſondere nicht 
davon abhängig gemacht werden, ob derſich Meldende 
keine Unterſtützung, nur beſchränkte Kriſen- oder Wohl⸗ 
fahrtsunterſtützung bezieht. Da die Arbeitsdienſt⸗ 
willigen aber Verpflegung und ein Taſchengeld im 
Geſamtwerte von 2.— RM bekommen müſſen, wird 
es praktiſch ſein, den Träger der Arbeiten zur Ent⸗ 
laſtung der öffentlichen Kaſſen im Sonderfalle zu 


einem Beitrage heranzuziehen. 


Wenn aber die notwendige Unterjtügung für die 
Idee des „freiwilligen Arbeitsdienſtes“ durch die 
Wirtſchaftsverbände ausbleibt, dann wird einſt die 
Zeit kommen, in der die Staatsgewalt das Wort 
„freiwillig“ weglaſſen wird. Bei der Durchführung 
der Arbeitsdienſtpflicht werden dann die Wirtſchafts⸗ 
verbände, ähnlich wie jetzt in der Politik der Reichs⸗ 
tag als der vermeintliche Souverän der deutſchen 
Republik, in ſelbſtgewählter Paſſivität der Diktatur 
der Zwangsläufigkeiten einflußlos verfallen ſein. 


II. Der Träger des Dienſtes 
von Oberingenieur Schwartzkopf, Leiter der Techniſchen Nothilfe, Landesbezirk Oſtpreußen. 


Die Verordnung zur Förderung des freiwilligen 


Arbeitsdienſtes hat wohl allen denen eine Freude 
bereitet, die eine ſittliche Erneuerung unſeres Volkes 
erhoffen, die die ſeeliſche und wirtſchaftliche Not 
vieler Arbeitsloſen kennen und vor allem die Ge⸗ 
fahren der Arbeitsloſigkeit für die Männer in jugend⸗ 
lichem Alter richtig einſchätzen. Leider wird die 
Freude bei eingehender Prüfung der Verordnung 
und Beſtimmungen über die Durchführung des F. A. D. 
erheblich herabgeſetzt, denn neben anderen Mängeln 


können. 
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beſchränkt ſie den Kreis der Arbeitswilligen, die im 
Rahmen dieſer Verordnung zur langerſehnten Arbeit 
kommen können, gar zu ſehr. 

Die techniſche Nothilfe hat ſofort nach Erhalt der 
Richtlinien für die Durchführung des F. A. D. ihre 
arbeitsloſen Mitglieder dafür aufgerufen. Dabei hat 
ſich ergeben, daß noch nicht 10% der ſich Meldenden 
auf Grund der Beſtimmungen beſchäftigt werden 
Es wirkt für junge Leute über 21 Jahre 
recht hart und verbitternd, zurückgewieſen zu werden, 


——— ————— 


nur weil ſie eben keine Arbeitsloſen- und Kriſen⸗ 
unterſtützung erhalten. Sie wollen ihre Eltern oder 
3. B. die Mutter, die nur eine recht beſcheidene Rente 
hat, von der Unterhaltungspflicht befreien, damit 
ſich ihre Angehörigen teils durch die Entlaſtung erſt 
wieder richtig ſatt eſſen oder das Geld für dringend 
notwendige Anſchaffungen ſparen können. So wirken 
ſich die Beſtimmungen für den F. A. D. ſicher nicht 
in der vom Geſetzgeber beabſichtigten Weiſe aus. 


Die erſte Freude wird vergällt, und bei den jungen 


Leuten wird neue Unzufriedenheit, ja tiefe Verbitterung 
ob dieſer Regierungsmaßnahmen erzeugt. 

Der Geſetzgeber hat mit der Beſchränkung ſicher 
eine weitere Belaſtung der Erwerbsloſenfürſorge 
vermeiden wollen, und das iſt ſogar ſeine Pflicht. 
Aber warum müſſen denn die Gelder zur Bezahlung 
der Arbeitswilligen aus dem Staatsſäckel fließen? 
Warum hat nicht der Träger der Arbeiten die Ent⸗ 
ſchädigung in Höhe von 2.— RM pro Arbeitstag 
zu tragen. Mag die Arbeit noch ſo zuſätzlich ſein, 
mag ſie noch jo gemeinnützig ſein, die 2. — RM 
müſſen vom Träger der Arbeiten, ſoweit es ſich über⸗ 


haupt um eine volkswirtſchaftlich nützliche Arbeit 


handelt, zu tragen ſein. Warum alſo einerſeits das 


Reich damit belaſten und andererſeits den Rahmen 


ſo eng faſſen, daß neue Verbitterung geſchaffen wird. 
Gebt freie Bahn den Arbeitswilligen, hemmt nicht 


durch Bürokratismus die ſittliche Erneuerung unſeres 


Volkes und vor allem der Jugend. 

Trotz der ſtarken Beſchränkung, die durch die er⸗ 
wähnten Beſtimmungen vorhanden iſt, find ſehr ſchnell 
zwei Gruppen je 15 Mann zur Arbeit gebracht. Beide 
Gruppen ſind mit den Vorarbeiten für Siedlungen 
beſchäftigt. 

Die Unterbringung und Verpflegung iſt gut und 
in beiden Gruppen iſt in wenigen Tagen nicht nur 
ein guter Arbeitsgeiſt, ſondern auch ein guter Kamerad⸗ 


ſchaftsgeiſt entſtanden. Sie halten eine ſtrenge Selbſt⸗ 


diſziplin, jeden Tag wechſelnd hat einer Stubendienſt 


„ 


ſo daß für Reinlichkeit und Ordnung geſorgt iſt. 


Bei der einen Gruppe mußten zwei Mann entfernt 


werden. weil ſie den Kameradſchaftsgeiſt ſtörten. 
Die Mitglieder dieſer Arbeitsgemeinſchaften ſind in 
der kurzen Zeit eine Lebens- und Geſinnungsgemein⸗ 
ſchaft geworden. Die Abendſtunden werden mit Schach⸗ 
ſpiel und anderen Unterhaltungen verbracht, um 
22 Uhr liegt alles im Bett. 


Dieſe Gruppen zeigen, daß der Gedanke des F. A. D. 
ein glücklicher war, daß dringend gefordert werden 
muß, den engen Rahmen zu erweitern. Aber es ſind 
auch noch andere Mängel der Verordnung zu be 
ſeitigen. 

Bei rein zuſätzlichen Arbeiten wird der Arbeitsort 
recht oft, wie in dieſen beiden Fällen, entfernt von 
größeren Orten liegen und das iſt ſogar wünſchens⸗ 
wert, um die Gruppen ſchnell zu einer Gemeinſchaft 
werden zu laſſen. Das Wirtshaus kann gar nicht 
weit genug entfernt ſein. An den Sonn- und Feier⸗ 
tagen können die meiſten ſich auch nicht zu Verwandten 
begeben, aber ſie können alle nicht den Tag ohne 
jede Beköſtigung bleiben. Sollen ſie nun den Sonn⸗ 
tag die 50 Pfg., die ihnen pro Tag als Taſchengeld 
ausgezahlt werden, verbrauchen, dann haben ſie von 
der ganzen Arbeit der Woche garnichts. Die 2. — RM 
werden aber von dem Landesarbeitsamt nur für den 
Arbeitstag gezahlt, alſo am Sonntag lebe von der 
Gnade des Trägers oder von der Luft. Wäre es 
nicht viel richtiger, daß der Träger der Arbeit den 
Betrag für den Arbeitstag trägt und für den Sonn⸗ 
oder Feiertag die Reichskaſſe? 


Die Aufdeckung der Fehler der Beſtimmungen 
entſpricht nicht, wie wohl deutlich aus den Zeilen 
hervorgeht, einer Gegnerſchaft gegen den F. A. D., 
ſondern im Gegenteil, der Gedanke iſt ſo gut, daß 
er weiter ausgebaut werden muß. Alſo nochmals: 
„Gebt den Arbeitswilligen, ganz beſonders den 
jugendlichen Arbeitswilligen freie Bahn, daß ſie auf 
dem angedeuteten Wege ihren Hunger nach Arbeit 
ſtillen können, daß ſie ſich wieder als gleichberech— 
tigte Mitglieder ihrer Familie und ihres Volkes 
fühlen können.“ 


Neuzeitliche Wohnungseinrichtungen 


von Helene Neumann, zweite Vorſitzende des Hausfrauenbundes Königsberg Pr. 


In letzter Zeit ſind wiederholt Vorſchläge in Wort 
und Bild und auf Ausſtellungen gemacht worden, 
wie auch Klein- und Kleinſtwohnungen, 
Schaffung durch den Mangel an Wohnungen in der 
Nachkriegszeit und die immer drückender werdende 
wirtſchaftliche Not erforderlich geworden iſt, den 


Anforderungen an ein bequemes Wohnen gerecht 


werden können. 

Das erſte Erfordernis dazu iſt eine bis ins kleinſte 
ſorgfältig durchdachte Geſtaltung des Wohnungs: 
grundriſſes. Nachdem dieſe Aufgabe durch inten⸗ 
five Forſ 
hörden, Architekten und Berufsvereinigungen ſoweit 
gelöſt iſt, daß wir heute in der überwiegenden Zahl 


deren 


chung und praktiſche Bearbeitung von Be⸗ 
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der Fälle Kleinwohnungen beſitzen, die mit geſchickten 
Grundriſſen, gut durchdachter Abmeſſung der Wand⸗ 
flächen und zweckmäßiger Anordnung von Türen 
und Fenſtern tatſächlich die wirtſchaftlichſte Aus⸗ 
Ausnutzung des zur Verfügung ſtehenden Raumes 
gewährleiſten, harrt eine andere wichtige Aufgabe 
noch der Löſung, nämlich die Beſchaffung der zweck⸗ 
dienlichſten Möbel für die neue Wohnung. 

Wenn ſich die Kreiſe der Wohnungskonſumenten 
nur ſchwer mit der Tatſache haben abfinden können, 
daß die Erſparung von Wohnraum ein Erfordernis 
der Gegenwart geworden iſt, ſo liegt das wohl in 
der Hauptſache daran, daß die Beſchaffung von den 
für dieſe kleinen Wohnungen zweckdienlichen Möbeln 


— — —— ́Ü TEE p p EEE hh regen 


auf Schwierigkeiten ſtößt. Die häufigen Klagen, 
„wie ſollen wir in ſolchen Wohnungen unſere Möbel 
unterbringen?“, berühren den Kernpunkt des Pro⸗ 
blems. Gewiß iſt es eine ſchwierige, oft unlösbare 
Aufgabe, das übliche Mobiliar einer früheren 
4 5⸗Zimmer⸗Wohnung, wie ſie für eine Familie 
des Mittelſtandes üblich war, in eine heutige Klein⸗ 
wohnung von 2½—3 Zimmern zu ſtellen. Das 
rieſige Büfett, die großen Betten, der dreiteilige, 

unzerlegbare Schrank bilden unüberwindliche Hinder⸗ 

niſſe, und ſelbſt, wenn man ſich zu dem ſchweren 

Schritt, ſich von den alten, liebgewordenen Möbeln 

zu trennen, entſchließen würde, wäre dadurch noch 

nicht viel erreicht, da der für die Lebensbedürfniſſe | 
erforderliche Innenraum der Möbel nun auf das 

Empfindlichſte beſchränkt iſt, Behaglichkeit und Be⸗ 

quemlichkeit verloren gegangen ſind. Die Mög⸗ 
lichkeit aber, aus dem bei dem Verkauf der alten 
Möbel erzielten Erlös zweckmäßigen Erſatz zu be⸗ 
ſchaffen, erſcheint außerordentlich gering. 

Die Vorſchläge und Verſuche, die auch in Königs⸗ 
berg in letzter Zeit mehrfach auf dem Gebiete der 
zweckmäßigen Einrichtung der Kleinwohnungen ge— 
macht worden ſind, können daher wohl in der 
Hauptſache nur bei Neugründungen von Haus⸗ 
haltungen befolgt werden, geben aber in dankens⸗ 
werter Weiſe Anregungen, die richtunggebend für 
die weitere Entwicklung dieſer Fragen ſein dürften. 

Der Hausfrauenbund Königsberg Pr. zeigte auf 
ſeiner Ausſtellung „Im Reiche der Hausfrau“ 
eine 2½ — Zimmerwohnung, die für ein junges 
Ehepaar gedacht und deren Ausſtattung einſchl. der 
Betten, Wäſche, Gardinen uſw. 3500. — RM. 
koſtete. Maßgebend war, daß alles ſchlicht und 
zweckmäßig und jedes Stück in Größe und Form 
ſo gewählt wurde, daß überflüſſige Arbeit für die 
Hausfrau bei der Reinhaltung vermieden wird. 
Bei der Schlafzimmereinrichtung aus gebeizter Eiche 
— die Betten nur 90 em breit — war das Haupt⸗ 
gewicht auf vorzügliche Matratzen gelegt, weil die 
notwendige Ruhe und Stärkung dieſe Bequemlich⸗ 
keit unentbehrlich macht. Das zweite Zimmer, zu⸗ 
gleich Wohn⸗ und Eßzimmer, enthielt ſtatt des 
üblichen Büfetts einen halbhohen Schrank für Ge⸗ 
ſchirr, Gläſer und Tiſchwäſche in zweckmäßiger Ein⸗ 
teilung, an den ſich in gleicher Höhe und Form ein 
Schreibſchrank anpaßte. Ein Bücherregal mit aus⸗ 
ziehbarer Schreibmaſchinenplatte und verſchließbarem 


Schränkchen vervollſtändigte die Einrichtung. Das 
halbe Zimmer war als Arbeitsraum der Hausfrau 
gedacht. Hier ſtand die Nähmaſchine und eine 
Kommode, deren obere Platte durch bequemes Auf- 
klappen einen großen Schneidertiſch bildete und 
durch Auflage eines Kiſſens als Wickelkommode 
verwendbar iſt. 

Der Grundgedanke dieſer Ausſtellung kam klar 
zur Geltung: die Zweckmäßigkeit der Möbel in 
Anpaſſung an beſchränkte Raumverhältniſſe, Her⸗ 
ſtellung von ſoliden, dauerhaften Möbeln in heimi⸗ 
ſchen Hölzern durch oſtpreußiſche Handwerker, 
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Bequemlichkeit des Wohnens und die Möglichkeit 
für die Hausfrau, ihren Haushalt ohne fremde 
Hilfe zu verſorgen. 

Ganz dieſelben Erwägungen hatten zu der 


Ausſtellung „Sowo“ („So wohne alle Tage“) 


geführt, die im Rahmen der Oſtmeſſe von den 
Königsberger Architekten Hans Hopp, Lucas und 
Kurt Frick geſchaffen war. Hier waren die Wohn⸗ 
bedürfniſſe der werktätigen Bevölkerung beſonders 
berückſichtigt und dankenswerterweiſe eine ſtädtiſche 
Klein⸗ und Kleinſtwohnung von den Archi⸗ 
tekten Hopp und Lucas geſchaffen. Bei der ſcharfen 
Kritik, die hier oft laut wurde, mögen die Beſucher 
ſich nicht klar gemacht haben, daß unſere wirtſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſe leider zu ſolcher Raumbe⸗ 
ſchränkung zwingen und daß es ein Kunſtſtück des 
Architekten bedeutet, wenn er auf 40 qm eine 
Wohnung ſchafft (Wohnraum mit Kochniſche, Schlaf— 
zimmer, Flur, Kloſett und Waſchraum), in der 
tatſächlich eine Familie mit 1 — 2 kleinen Kindern 
gut leben kann, wenn die Hausfrau Sinn für 
Ordnung und Sauberkeit hat. Alles was getan, 
um ihr die Hausarbeit zu erleichtern, die Koch- 
niſche mit Extrafenſter, kleinem Gasherd, hellem 
Arbeitsplatz, Spüle und Wandbrettern, an denen 
ſogar die ſo beliebten Schütten nicht fehlten. Die 
Möbel beider Wohnungen, den einfachen Verhält- 
niſſen entſprechend billig und zweckmäßig, zeigten 
eine neue Verarbeitungsmethode von dunkel ge⸗ 
beiztem Kiefernholz mit hellen Sperrholzauflagen 
an allen größeren Flächen. Der praktiſch ein⸗ 


gerichtete Kleider- und Wäſcheſchrank zu 74. — RM 


wirkte allerdings innen durch das unverkleidete 
Rahmenwerk etwas roh, während die Betten je 
32.— RM mit beiderſeitigem Sperrholzbelag durch⸗ 
aus gefallen konnten. Im Wohnraum dieſer 
Kleinſtwohnung ſtand außer dem Familien-Eßtiſch 
mit Stühlen eine Polſterbank, die auch als Nacht⸗ 
lager zu verwenden iſt, und ein halbhoher, drei⸗ 
teiliger Geſchirrſchrank, das Büfett erſetzend. In 
der größeren der beiden Wohnungen von 2% 
Zimmern kehrte derſelbe Schrank nochmals wieder 
und zwar im Wohnzimmer mit offenem Aufſatz, 
in der Küche weiß geſtrichen. Dieſe 2 Zimmer- 
wohnung mit 49,05 qm Nutzfläche iſt als Muſter⸗ 
beiſpiel dafür gedacht, daß bei richtiger Einteilung 
auch eine größere Familie, hier 5 Erwachſene und 
1 Kind, in ſolchen Räumen Platz findet. Im 
Elternſchlafzimmer iſt durch Hochklappen der Betten 
Raum für einen Arbeitsplatz geſchaffen, außerdem 
ein Kleinkinderbett untergebracht. Im Wohn- 
zimmer iſt hinter einem Vorhang ein ſeitlich auf- 
geklapptes Bett verborgen und im Nebenraum iſt 
es durch Übereinanderſtellen der beiden Betten 
ermöglicht, daß neben dem gemeinſamen Kleider⸗ 
und Wäſcheſchrank die zwei größeren Kinder je 
einen eigenen Arbeitsplatz und eigenes Bücherregal 
haben. Ganz ſicher iſt dies keine Ideallöſung, vor 
allem, wenn man bedenkt, daß Kinder auch in der 


ZI ͤu%ͥ•— k En u 2 ð 


Wohnung etwas Bewegungsfreiheit zum Spielen 
haben ſollten. Und doch bleibt es dankenswert, 
daß einmal gezeigt wurde, daß auch in beſcen 
denen Verhältniſſen jeder ſein eigenes Bett haben 
kann, ohne daß der Wohnraum am Tage zu ſehr 
eingeengt wird. | 

Auf größere Verhältniſſe war die Wohnung von 
Herrn Architekt Kleppe zugeſchnitten. Doch war 
auch hier an die Möglichkeit allmählicher Be⸗ 
ſchaffung der Möbelſtücke gedacht. So beſtand das 
Büfett aus zwei oder drei gleichgroßen, verſchieden 
eingeteilten Unterteilen und Glasaufſätzen von gleicher 
Breite, die alle ſtückweiſe nach und nach angeſchafft 
werden können. Ebenſo war der Schreibſchrank aus 
einem ſchmäleren Oberteil und einem tieferen Unter⸗ 
teil, der auch durch eine Kommode erſetzbar war, 
zuſammengeſtellt. Auch die Küchenmöbel beſtanden 
aus kleinen Elementen und waren dadurch den ges | 
gebenen Raumverhältniſſen leicht anzupaſſen. 

Von großem Intereſſe war auf dieſer Ausſtellung 
auch die Einrichtung eines Siedlerhauſes 
(Modell der Oſtpreußiſchen Heimſtätte), von Herrn 
Architekt Frick. Mit beſonderer Berückſichtigung der 
ländlichen Wohnbedürfniſſe war hier in ſehr ſolide 
verarbeitetem, maſſivem Kiefernholz zum Preiſe von 
1400.— RM eine vollſtändige Einrichtung für die 
geräumige Wohnküche, ein Wohn- und zwei Schlaf⸗ | 
zimmer hergeſtellt. Wenn auch nicht viele Siedler | 

| 


in der Lage ſein werden, ſich ſolche Einrichtung zu 
ſchaffen, ſo war die ſachliche und ſachgemäße, prak— 


tiſche Form ſämtlicher Möbelſtücke durchaus auch 
für bürgerliche ſtädtiſche Verhältniſſe geeignet und 
die zahlreichen Nachbeſtellungen von Einzelſtücken 
bezeugten, daß dieſe ſchnell Liebhaber gefunden 
und daß Verſtändnis und Geſchmack ſich allmählich 
den ſachlichen Zweckmöbeln zuwenden. 

Wenn es auch nicht zu vermeiden ſein wird, daß 
noch auf lange Zeit hinaus in einer gewiſſen Ver⸗ 
kennung der Sachlage zu große Möbel gekauft 
werden, weil ſie als Schauſtücke das Auge 
reizen und „vornehm“ ſcheinen, ſo wird doch das 
Verſtändnis der Geſamtheit durch derartige Aus⸗ 
ſtellungen geweckt und der Geſchmack allmählich be⸗ 
einflußt. Wirkt nicht auch ſolch eine Wohnung mit 
kleineren Räumen und dazu abgeſtimmten Möbeln 
oft freundlicher und einladender als die alten, dunkel 
tapezierten Räume, vollgeſtellt mit ſchweren Möbeln? 
Iſt es nicht eine große Erleichterung für die Haus⸗ 


frau, wenn die Fenſter ſo niedrig ſind, daß ſie die 


Vorhänge bequem mit Hilfe eines kleinen Trittes 
ſelbſt anbringen kann und welche ungeahnten Mög⸗ 
lichkeiten des Raumſchmuckes bieten die wunderbaren 
Indanthrenwaſchſtoffe und die geſchmackvollen, kunſt⸗ 
ſeidenen Vorhangſtoffe! Hat ſich nicht vieles zum 
Vorteil der Hausfrau gewandelt? Ihre Arbeit und 
die Rückſicht auf dieſe iſt mitbeſtimmend bei der 
Wohnungsgeſtaltung der Gegenwart. Weitere Fort⸗ 
ſchritte ſind zu erwarten von dem, was in früheren 
Zeiten fehlte: die verſtändnisvolle Zuſammenarbeit 
von Architekten und Hausfrauen! 


Veſprechungen 


„Die Bevölkerungsverteilung in Oſtpreußen und 
ihre Veränderungen“ mit 15 Figuren im Text 
und einer Karte von Dr. Werner Horn. 
Veröffentlichungen des Geographiſchen Inſtituts 
der Albertus⸗Univerſität zu Königsberg Pr. 
Neue Folge. Reihe Geographie Nr. 2. Kar⸗ 
toniert RM 5.—, Gräfe und Unzer Verlag, 
Königsberg Pr. 

Das oſtpreußiſche Bevölkerungsproblem iſt wieder⸗ 
um der Gegenſtand einer eingehenden wiſſenſchaft⸗ 
lichen Unterſuchung geweſen. Noch lebt die viel- 
beſprochene und in ihren Ergebniſſen oft angegrif- 
fene Arbeit von Oberpräſident a. D. Dr. von Batocki 
und Dr. G. Schack in der Erinnerung aller, die um 
den wirtſchaftlichen Wiederaufbau Oſtpreußens be⸗ 
müht ſind. 

Diesmal hat ein Geograph, Dr. Werner Horn, 
die Verteilung und die Bewegung der oſtpreußiſchen 
Bevölkerung unterſucht. Das Buch bringt zwar keine 
weſentlichen neuen Erkenntniſſe gegenüber den bis- 
herigen einſchlägigen wiſſenſchaftlichen Forſchungen, 
in den Einzelheiten enthält es aber wertvolle und 
genaue, mit umfangreichem Zahlenmaterial belegte 
Grundlagen für die praktiſche Arbeit der oſtpreußi⸗ 
ſchen Wirtſchafter, insbeſondere der Siedlungsträger. 
Die wirtſchaftliche Sonderſtellung der dünn bevöl⸗ 
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kerten Provinz mit ihren 61 Menſchen je qkm kann 
nicht oft genug warnend betont werden. In Preußen 
entfallen 132, im Deutſchen Reich 134 Einwohner 
auf die gleiche Flächeneinheit. Danach leben in Oſt⸗ 
preußen auf 7,9 v. H. der Reichsfläche nur etwa 
3,6 v. H. der Reichsbevölkerung. Auch in der Be— 
völkerungsverteilung innerhalb der Provinz beob- 
achten wir den auffallenden, den Agrarcharakter 
kennzeichnenden Unterſchied im Verhältnis zum 
weiteren Reichsgebiet. Von der Geſamtbevölkerung 
Oſtpreußens entfallen nämlich 48,4 v. H. auf die 
Städte, d. h. im ſtatiſtiſchen Sinne die Gemeinden 
mit 2000 und mehr Einwohnern und 61,6 v. H. auf 
das flache Land. In Preußen leben dagegen 
64,4 v. 9. der Bevölkerung in den Städten 
und nur noch 35,6 v. H. auf dem flachen Lande. 
Von der Landbevölkerung entfallen auf die hoch 
gelegenen Teile Preußens, die zum Teil wenig 
fruchtbaren Endmoränenzüge des Baltiſchen Höhen— 
rückens, mehr Menſchen auf die Flächeneinheit als 
in den Niederungen trotz ihres ertragreichen Bodens. 
Die geringſte Bevölkerungsdichte hat die agrarwirt— 
ſchaftlich wertvolle Staubeckenzone des Grundmoränen- 
gebiets, die im Norden vom Pregel und im Süden 
von den Städten Barten, Röſſel und Heilsberg begrenzt 
wird. Die Dichte der Beſiedlung hängt alſo nicht von der 
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Bodengüte ab, ſondern ſteht in einigen Landſchaften 
ſogar in auffallendem Widerſpruch dazu, Die Haupt⸗ 
urſache für dieſe Bevölkerungsverteilung liegt in der 
Verteilung des Grundbeſitzes. In den Gegenden 
des ausſchließlichen Großgrundbeſitzes und des groß⸗ 
bäuerlichen Beſitzes finden wir die geringſte Be⸗ 
völferungsdichte, während der Kleinbauernbeſitzwegen 
der ihm eigenen Familienwirtſchaft die größten Be⸗ 
völferungszahlen je Flächeneinheit aufweiſt. Dabei 
hat ſich ergeben, daß auf die Kleinbetriebe 
von 5—20 ha faſt doppelt ſoviel Perſonen ent⸗ 
fallen wie auf die Mittelbetriebe, während der Ab⸗ 
ſtand zwiſchen den Mittel- und Großbetrieben nicht 
ſehr bedeutend iſt (Seite 27). 


Dr. Horn bringt unter genaueſter Bezeichnung 


der Bodenqualität und unter Verwendung über⸗ 
ſichtlicher Schaukarten zahlenmäßig beſtimmte Einzel- 


angaben für alle Teile der Provinz. Für die 
Siedlungstätigkeit iſt dies eine wertvolle Beſtätigung 
der insbeſondere in den letzten Jahren bei der 
Aufteilung angewandten Grundſätze. 


Er enthält intereſſante Aufſchlüſſe über die Ent⸗ 
wickelung des letzten Jahrhunderts. Die Bevölkerungs- 
zunahme wird jetzt in Oſtpreußen ſtändig langſamer, 
während ſie bis zum letzten Drittel des vorigen 


Jahrhunderts ſich beſonders ſtark ſteigerte. Die Ur- | 


ſache der Maſſenabwanderung aus Oſtpreußen ſieht 
der Verfaſſer in den verringerten Ernährungsmöglich⸗ 
keiten für den natürlichen Bevölkerungszuwachs. Die 
Folgerung und Forderung aus dieſen bevölkerungs⸗ 
ſtatiſtiſchen Unterſuchungen iſt: Schaffung neuer Er⸗ 
werbsmöglichkeiten! Es wird immer hervorgehoben, 
daß die ländliche Siedlung ein geeignetes Mittel 


hierfür ſei. Aber gleichzeitig verlangt auch Dr. Werner 
Horn, wenn auch nicht mit der Entſchiedenheit wie 


von Batocki und Schack in „Bevölkerung und Wirt 
ſchaft in Oſtpreußen“, eine planmäßige Vermehrung 
der gewerblichen Arbeitsgelegenheiten, ja ſogar eine 
Induſtriealiſierung Oſtpreußens. Die Bedeutung der 


für die Selbſtkoſtenentwicklung entſcheidenden Stand⸗ 


ortfrage und der Abſatzgelegenheit wird dabei aber 


vielfach unterſchätzt. Man wird daher die Forderung 
nach Vermehrung der gewerblichen Arbeitsgelegen— 
heiten dahin zu mildern haben, daß dieſe 
Entwicklung im Rahmen und im entſprechenden 
Verhältnis zur dichteren Beſiedlung des flachen 
Landes erfolgen kann. Gewerbe und Induſtrie ſollen 
die Folge der durch die Beſiedlung geſchaffenen Nach⸗ 
frage ſein. Zuerſt iſt der Abſatzmarkt zu ſchaffen, 
dann folgen Gewerbe und Induſtrie von allein. Das 
eine ſteht aber feſt und iſt von Dr. Werner Horn 
eingehend begründet worden: in dem wirtſchaftlich 


ſchwachen Oſtpreußen darf kein Mittel unverſucht 


bleiben, die Abwanderung zu verhüten und die Be⸗ 
völkerung wirtſchaftlich geſund und kräftig zu er- 
halten, dies insbeſondere aus nationalpolitiſchen 
Erwägungen. Dr. F. N. 
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für 
Miete herzuſtellen, 

Der zweite Teil der Arbeit iſt den Verände- | 
rungen der Bevölkerungsverteilung gewidmet. | 


„Private und gemeinnützige Wohnbautätigkeit“ 
Die ſozialpolitiſche Bedeutung der Wohnungs⸗ 
wirtſchaft in Gegenwart und Zukunft. Von 
Senator Dr. M. F. Wibaut, Amſterdam. 
(Verlag des Internationalen Verbandes für 
Wohnungsweſen, Frankfurt, Main, Hanſa⸗Allee 
Nr. 27). Preis: 3.— RM. 


In der Schrift wurden die aus 17 Ländern 
eingegangenen Berichte einer internationalen Enquete 
ſorgfältig und überſichtlich verarbeitet. Senator 
Wibaut kommt zu dem Ergebnis, daß nahezu alle 
Länder auch heute noch die Förderung der Wohn⸗ 
bautätigkeit durch Staat und Gemeinde für unent⸗ 
behrlich halten. Mit zwei Ausnahmen bringen 
ſämtliche Berichterſtatter in irgendeiner Form zum 
Ausdruck, daß die „auf privatwirtſchaftliche Ren⸗ 
tabilität eingeſtellte Bauwirtſchaft abſolut nicht in 
der Lage iſt, die benötigten Kleinwohnungen in 
ausreichender Menge und guter Qualität zu einer, 
die breiten Bevölkerungsſchichten tragbaren 
und fordern die Weiterent⸗ 
wicklung einer aktiven Wohnbaupolitik der öffent⸗ 
lichen Körperſchaften. 

Für Deutſchland hebt der Verfaſſer in ſtändigem 
Vergleich mit den Fürſorgeeinrichtungen anderer 
Länder die Tätigkeit der im Reichsverbande zu— 
ſammengeſchloſſenen Wohnungsfürſorgegeſellſchaften 
anerkennend hervor. 

Zum übergang zur freien Wohnungswirtſchaft 
in Deutſchland iſt zum Vergleich der von Finnland 
erſtattete Bericht intereſſant. Dies iſt das einzige 
Land, das die Wohnbautätigkeit gänzlich der pri⸗ 
vaten Bauwirtſchaft überlaſſen hat. Dies hat zur 
Folge gehabt, daß die Angeſtellten bis zu 30 und 
40% ihres Einkommens für eine Kleinwohnung 
ausgeben müſſen. 

Dieſe Tatſachen müſſen denjenigen zu denken 
geben, die in der geplanten und von einſichtigen 
Wirtſchaftlern auch begrüßten freien Wohnungs- 
wirtſchaft für den Wohnungsbedarf der Minder— 
bemittelten jede Bindung und Fürſorge ausſchließen 
wollen. 

Die Kenntnis des intereſſanten Berichts iſt für 
alle diejenigen unentbehrlich, die ſich einen liber- 
blick über die internationale Entwicklung des 
Wohnungsweſens zu verſchaffen wünſchen. 

Auf Grund einer mit uns getroffenen Verein- 
barung gewährt der Internationale Verband für 
Wohnungsweſen für ſeine Publikationen unſeren 
Leſern einen Rabatt von 25% gegen Voreinſendung 
des Betrages. Dr. F. N 


„Wohnungsinſpektion“ 
Wohnungspflege). 
Von Dr. Marie⸗Eliſabeth Lüders, Berlin (Ver⸗ 
lag des Internationalen Verbandes für 
Wohnungsweſen, Frankfurt a. M., Hanſa⸗Allee 
Nr. 27), Preis: 3.— RM. 


(Wohnungsaufſicht und 


a TE] „ 


Die Behandlung des Problems der Wohnungs⸗ 
inſpektion auf dem Internationalen Wohnungs⸗ 
kongreß in Berlin vom 1. bis 5. Juni 1931 hat dem 


Internationalen Verband für Wohnungsweſen Anlaß 


gegeben, eine internationale Enquete über den gegen- 
wärtigen Stand der Wohnungsinſpektion zu veran⸗ 
ſtalten. Das intereſſante Material, das hierbei 
zuſammenkam, wurde von Frau Dr. M. E. Lüders 
bearbeitet und zeigt den gegenwärtigen Stand der 
Wohnungsaufſicht in den verſchiedenen Kulturländern. 
In Deutſchland iſt dieſe Aufſicht einſchl. der joge- 
nannten Schlafſtellenkontrolle in der Vorkriegszeit 
von Gemeindebeamten auf Grund von Wohnungs— 
verordnungen und Dienſtanweiſungen ausgeführt 
worden. Private Organiſationen beteiligten ſi 
daran. Der große Mangel an Wohnungen zwang dann 
zur Einſchränkung dieſer Tätigkeit. Die Wohnungs⸗ 
ämter waren beſtrebt, im Rahmen der Wohnungs⸗ 
zwangswirtſchaft die Aufgaben der Wohnungs⸗ 
aufſicht zu erfüllen. Auch in der freien Wirtſchaft 
wird dieſe Aufgabe den Gemeinden verbleiben, deren 
Wirken von den Wohnungsfürſorgegeſellſchaften zu 
fordern ſein wird. Für dieſe Neuregelung iſt ein 
Vergleich mit den von Frau Dr. M. E. Lüders be⸗ 
zeichneten Einrichtungen anderer Länder ſehr wertvoll. 
Auch für dieſe Schrift gewährt der Internationale 
Verband für Wohnungsweſen einen Rabatt von 25% 
gegen Voreinſendung des Betrages. Dr. F. N. 


„Zurück zur Scholle“. 
Gartenſtaat.) 
Ein Weg zur größeren Siedlung von Wolfgang 
Scharenberg. Verlag der Zeitſchrift „Der 
Ruf“, Berlin⸗Weißenſee, Berliner Allee 83. 
Die 54 Seiten umfaſſende Abhandlung iſt eine 
Kritik an der bisherigen Siedlungsweiſe und ihren 
Erfolgen. 


(Vom Schrebergarten zum 


Es wird einleitend auf die wirtſchaft⸗ 


liche Bedeutung der Siedlung hingewieſen und 


hervorgehoben, daß die Vorkriegsſiedlung „alles 
in allem ein völliger Fehlſchlag“ ſei. Aus dieſem 
Fehlſchlag habe aber die Nachkriegsgeneration nichts 
gelernt, denn auch die nach dem Kriege auftreten⸗ 
den Forderungen nach Siedlungen ſeien nicht in 
gebührendem Maße gewürdigt worden. Und das 
ſei in erſter Linie die Schuld der bürokratiſchen 
Handhabung aller deutſchen Siedlungsfragen. Man 
darf bei der Beurteilung der Siedlungserfolge 
nicht vergeſſen, daß Ende 1918 der allgemeine Ruf 
nach Siedlung als eine Epiſode aufzufaſſen iſt, 
deren Wirkungsſtärke mit zunehmender Zeitdauer 
abnahm. Wenn damals tatſächlich das großzügige 
Programm durchgeführt worden wäre, — ohne 
Hemmungen und Bindungen, ſo wie es gefordert 
worden it, — jo wären Rückſchläge eingetreten, deren 
Ausmaße kaum vorſtellbar ſind. 


Mit Recht wünſcht der Verfaſſer eine Anpaſſung 


der „Art und Weiſe“ 
Wirtſchaftslage. 
Siedlungsgeſetzgebung liegen auf der Hand. 
it zu wünſchen, daß eine weitere Loslöſung von 
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der Siedlung an die heutige | 
Die Vorteile der Elaſtizität der 
Es 


ſtarren Formen der Geſetzgebung zu einer fort⸗ 
ſchreitenden Selbſtändigkeit der Siedlungsträger 


führen wird. Im Zuſammenhang hiermit beleuchtet 
der Verfaſſer die Stellung der Parteien zur 
Siedlung. 


An dieſe Kritik ſchließt ſich die Kritik über „die 
Arbeitsweiſe der gemeinnützigen Giedlungsgejell- 
ſchaften“. Dieſe Ausführungen gehen fehl. Der 
Verfaſſer gibt die Dauer der Zwiſchenwirtſchaft 
auf 2 — 3 Jahre an. Die Zwiſchenwirtſchaft dauert 
allerhöchſten Falles jedoch nur 1 — 1½ Jahre; 
wenn ein Gut, angenommen im Februar, gekauft 
wird, ſo können die Siedler bereits am 1. Juli oder 
1. Oktober desſelben Jahres zuziehen. Die Geſell⸗ 
ſchaften haben im Intereſſe des Siedlers ſelbſt 
den Wunſch nach Verkürzung der Zwiſchenwirtſchaft; 
denn jede Erſparnis dabei kommt ja dem Siedler 
wieder zugute. Die Ernte der Zwiſchenwirtſchaft 
wird nicht für die Geſellſchaft verkauft, ſondern 
der Siedler erhält die geſamte Ernte und zwar 
ausreichend zur Saat und für ein volles Wirt⸗ 
ſchaftsjahr. 

Der Siedler zahlt heute nicht, wie der Verfaſſer 
annimmt, für 1 ha nackten Landes 1 300. — RM. 
ſondern die Verkaufspreiſe liegen heute im Durch⸗ 
ſchnitt bei 700. — RM. bis höchſtens 1000 —. RM. 
je ha. Die Schwankungen zwiſchen Ankaufspreis und 
Verkaufspreis ſind heute zur Bedeutungsloſigkeit her⸗ 
abgeſunken, da der Einkaufspreis bei den abfallenden 
Tendenzen auf dem Gütermarkt bereits ſo tief liegt, 
daß er vom Siedler ohne weitere Senkung ge⸗ 
tragen werden könnte. In den meiſten Fällen 
liegen aber die Verkaufspreiſe für die Siedler unter 
dem Einkaufspreis der Geſellſchaft. Von einem 
„Geſchäftemachen“ der Siedlungsgeſellſchaften auf 
Koſten der Siedler kann alſo keine Rede ſein. 

Der vom Verfaſſer für eine 15 -ha-Gtelle einſchl. 
Inventar mit ca. 40 000. — RM. angegebene 
Preis iſt zu hoch. Die Stelle gleicher Größe ohne 
Inventar — der Verkauf ſämtlicher Stellen erfolgt 
ohne Inventar — koſtet heute etwa 25 000.— RM., 
wobei auf die Gebäude höchſtens 13 000. — RM. 
und auf den Grund und Boden 12 000. — RM. 
entfallen. Im kommenden Jahre iſt mit einem 
noch ſtärkeren Abſinken der Preiſe, insbeſondere 
der Gebäudepreiſe, zu rechnen. 

Hinſichtlich der Anzahlungen, die nach Angabe 
des Verfaſſers 6 — 8 000. — RM. betragen ſollen, 
iſt richtig zu ſtellen, daß fie heute nur noch 1500.— 
bis 3 000.— RM. betragen. Die abfallende Ren⸗ 
tabilität der Großbetriebe bedingt ein Überangebot 
auf dem Gütermarkt und die daraus reſultierenden 
niedrigen Bodenpreiſe haben auch niedrige Renten 
zur Folge. Die Renten betragen heute im Durch⸗ 
ſchnitt 10.— bis 15.— RM. je Morgen. 

Alles in allem kommt der Verfaſſer zu dem 
Ergebnis, daß die geſamte Arbeit der Siedlungs⸗ 
geſellſchaften bisher noch nicht produktiv geweſen 
ſei. Wenn er mit ſeinen Anſichten beachtet werden 
will, wird er ſie zunächſt revidieren müſſen. 


Dies gilt insbeſondere für die Vorſchläge, die 
Siedlungsmethode einer neuen Löſung entgegen⸗ 
zuführen. Er behandelt in der Hauptſache die 
Anſetzung von Arbeitern und empfiehlt von je 
400 Morgen Großgrundbeſitz 80 Morgen abzu- 
trennen und dort 20 Familien mit je 4 Morgen 
Land anzuſetzen. Als Muſterbeiſpiel hierfür gibt 
der Verfaſſer ſein mecklenburgiſches Heimatdorf an, 
in dem etwa 1000 Einwohner leben und wo jede 
Familie einen Garten von etwo 1/2 Morgen be⸗ 
ſitzt. Außerdem iſt es dort den Dorfbewohnern 
durch den bereits beſtehenden zirkulierenden Orga⸗ 
nismus möglich, einem ausreichenden Nebenerwerb 
nachzugehen, ſei es in den nahegelegenen Städten, 
im Walde oder auf den umliegenden Gütern. 
Wenn der Verfaſſer glaubt, daß bei der Anlage 
der oben genannten Siedlung von 400 Morgen 
bei Anſtedlung von 100 Familien — alſo dem 


Entwickelung hinter ſich hat, 


10. Teil ſeines Heimatdorfes, ſofort das gleiche 
blühende Leben trotz der heutigen Kriſenzeit in der 
neuen Siedlung feſtzuſtellen ſein würde, ſo beruht 
das auf einem Trugſchluß. Er vergißt, daß ſeine 
Dorfgemeinſchaft eine jahrhunderte lange organiſche 
deren Weſen und 
Vorzüge nicht von heute auf morgen geſchaffen 
werden können. 

In der Siedlung ſollte man mit Experimenten 
ſehr vorſichtig ſein, weil in ihrem Mittelpunkt der 
Menſch und ſeine Lebensexiſtenz ſtehen. Der 
konſervative Charakter des Grund und Bodens 
mit ſeinen Monopolen der Unvermehrbarkeit, Un⸗ 
zerſtörbarkeit und Unbeweglichkeit iſt eine Warnung 
vor allzuübertriebenem Optimismus bei dem For⸗ 
ſchen und Trachten nach ſeinen beſten Verwertungs- 
möglichkeiten. 

Dr. Grebe. 


Amſchau. 


Streiflichter zum wirtſchaftlichen Konjunkturverlauf. 


Landwirtſchaft. 
Die Deutſche Rentenbank⸗Kreditanſtalt unterſucht 
in ihrer 47 Seiten ſtarken Schrift die „Kreditlage 
der deutſchen Landwirtſchaft“ (Verlag von Reimar 
Hobbing). Dieſe Statiſtik der Verſchuldung und bringt 
nach einem geſchichtlichen überblick über die Ent⸗ 
wicklung der Kreditlage in den Jahren 1924 — 1930 
den zahlenmäßigen Nachweis für die immer weiter 
um ſich greifende Verſchuldung der Landwirtſchaft 
unter gleichzeitiger Verminderung der Rentabilität. 
Die Zahlenreihe der Verſchuldung baut auf den im 
erſten Abſchnitt enthaltenen Überſichten der einzelnen | 
Verſchuldungsteile auf. Die Geſamtverſchuldung der 
öſtlichen Landwirtſchaft betrug nach dieſen Erhebungen 
je Hektar der Nutzfläche: 
Größenklaſſe 1924 1925 1926 1927 1928 1929 1930 


Kleinbetriebe 227 271 310 357 386 417 447 
Mittelbetr. 279 380 432 504 579 618 651 
Großbetriebe 294 419 469 532 577 624 656 

Der Verſchuldungszuwachs in der gleichen Zeit 
betrug je Hektar 


Größenklaſſe Aufwertungs- Perſonal⸗Real⸗ Insgeſamt 
ſchulden ſchulden ſchulden — 
Kleinbetriebe 57 151 126 220 
Mittelbetriebe 70 289 153 372 
Großbetriebe 96 2 106 362 


Dieſe von Jahr zu Jahr ſteigende Verſchuldung 
hat einen entſprechend ſteigenden Zinſendienſt zur 
Folge gehabt, zumal ſich der jeweilige Durchſchnitts⸗ 
zinsſatz von landwirtſchaftlichen Krediten von 1924 
bis 1930 in faſt ununterbrochen anfſteigender Linie 
bewegte. Die Zinsbelaſtung verſchlechterte ſich unter 
den Größenklaſſen in den Jahren 1925/1926 zu 
Ungunſten der Großbetriebe. Seit dieſer Zeit ſteigt 
die Zinſenbelaſtung, von geringen Schwankungen 


abgeſehen, in den drei Größenklaſſen gleichmäßig. 
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Nur relativ wenige Betriebe haben den Zinſendienſt 
aus dem Reinertrage beſtreiten können, nämlich von 
100 Betrieben: 


Größen⸗ 192425 1925/26 1926/27 1927.28 1928/29 1929/30 
klaſſen 
Kleinbetriebe 35 38 37 49 54 42 
Mittelbetr. 31 30 26 35 40 39 
Großbetriebe 21 26 23 28 36 25 


Das Verhältnis von Ertrag und Zinſendienſt iſt 
in allen Jahren in den Großbetrieben ungünſtiger 
geweſen als in den Kleinbetrieben. 

Auch in Weſtdeutſchland iſt eine ſtändig ſteigende 
Verſchuldung der Landwirtſchaft zu beobachten. Die 
Zinſen ſind dort je Flächeneinheit noch höher als 
in Oſtdeutſchland. Trotzdem iſt die Entwicklung der 
öſtlichen Landwirtſchaft wegen der ſchwierigen Pro⸗ 
duktion und Abſatzbedingungen ungünſtiger. Das 
zeigt das in den weſtlichen und öſtlichen Landes— 
teilen verſchiedene Verhältnis von Reinertrag und 
Zinſendienſt, das ſtändig in Weſtdeutſchland günſtiger 
geweſen iſt als in Oſtdeutſchland. 

Dieſe Feſtſtellungen werden durch den Schluß⸗ 
bericht des Enqueteausſchuſſes beſtätigt, der kürz⸗ 
lich unter dem Titel „Erzeugungs⸗ und Abſatz⸗ 
bedingungen der deutſchen Wirtſchaft“ veröffentlicht 
worden iſt. Der Vorſitzende des Ausſchuſſes, 
Reichsminiſter a. D. Dr. Dernburg und die anderen 
Verfaſſer der Abhandlung weiſen insbeſondere auf 
die erhöhte Koſtenlage der deutſchen Wirtſchaft im 
Verhältnis zum Weltmarkt hin. Die Gründe liegen 
in der Entwicklung des Binnenmarktes. Große 
Kapitalien find feſtgelegt worden, ohne eine ge- 
nügende Rente zu bringen. Dieſe Fehlinveſtierungen 
des Kapitals hören auch heute noch nicht auf. In 
der Frage der Lohn- und Preispolitik haben die 
Gutachter kein abſchließendes Urteil abgegeben, da 
die Entſcheidung, ob die Gefährdung der Bevölkerung 


ern 


größer iſt bei verhältnismäßig hohem Lohn und 
geringer Arbeitstätigkeit, oder bei niedrigem Lohn 
und umfangreicherer Arbeitstätigkeit zu ſchwierig ſei. 
Dabei iſt die Selbſtkoſtenfrage und die wegen des 
zu hohen Lohnkontos fehlende Konkurrenzfähigkeit 
der deutſchen gegenüber der ausländiſchen Wirtſchaft 
genügend zu berückſichtigen. Die Senkung der Selbſt⸗ 
koſten und der Preiſe unter gleichzeitiger Auflockerung 
des Kartellweſens iſt vielmehr die Kernfrage der 
deutſchen Wirtſchaftspolitik, und zwar zugleich in der 
Landwirtſchaft und der Induſtrie. In der Land- 
wirtſchaft ſind die Löhne nach dem September⸗ 
bericht des Preußiſchen Landwirtſchaftsminiſteriums 
(Lw. MBl. 31, 527) deshalb mit Recht verſchie⸗ 
dentlich geſenkt worden. An anderen Stellen wurden 

zu dieſem Zweck Kündigungen ausgeſprochen. 


Bauwirtſchaft. 


Die Deutſche Bau- und Bodenbank, Berlin, hat 
jetzt ihren Bericht über die Entwicklung der deutſchen 
Bauwirtſchaft im erſten Halbjahr 1931 vorgelegt. 
Danach blieben die Bauanträge in dieſem Zeitraum 
um 38% hinter der Vorjahreszeit zurück und er⸗ 
reichten nur eine Zahl von etwa 28500. 

Die Wohnungsbauverhältniſſe betrugen demnach 
nur 72,8 % der im erſten Halbjahr von 1930 er- 
teilten Bauerlaubniſſe. Im gleichen Zeitraum gingen | 
die Wohnungsbaubeginne um 38,7 im Verhältnis 
zu den Neubauten im Vorjahre, und ſogar um 
51,3 % im Verhältnis zu den Zahlen des erſten 
Halbjahres 1929 zurück. Die Zahl der fertigge⸗ 
ſtellten Wohnungen blieb im erſten Halbjahr 1931 
um 30 gegenüber der entſprechenden Bauleiſtung 
des Vorjahres zurück. Dieſer Rückgang iſt gleich⸗ 
mäßig in den verſchiedenen Gemeindegrößenklaſſen 
zu beobachten und erſtreckt ſich auf das geſamte 
Reichsgebiet. Der öffentliche Hoch- und Tiefbau, 
deſſen Verlauf gemäß den Konjunkturbeobachtungen 
ſich immer von dem der privaten Bautätigkeit 
unterſcheidet, iſt bei den Baugenehmigungen um 
etwa 31,97%, bei den Baubeginnen um 44,4 %, 
und bei den Bauvollendungen um 40,5 % gegen⸗ 
über der gleichen Zeit des Vorjahres zurückgegangen, 
Entſprechend iſt die Entwicklung in den Bauſtoff⸗ 
induſtrien und auf dem Arbeitsmarkt. Von den 
Mitgliedern der Gewerkſchaften des Baugewerbes 
waren im zweiten Vierteljahr 1931 etwa zwei 
Drittel der für die gleiche Zeit im Jahre 1930 
und noch nicht die Hälfte der für 1929 feſtgeſtellten 
Zahl voll beſchäftigt. 

Die vorſtehenden Zahlen kennzeichnen die ſtarken 
rückläufigen Konjunkturentwicklungen. Die Arbeits⸗ 
loſigkeit im Baugewerbe ſteigt und droht noch weiter 
zu ſteigen. Es iſt daher nicht verwunderlich, daß 
die ernſten Aufrufe, Mahnungen und Entſchließungen 
der an dem Fortgang der Bauwirtſchaft intereſſierten 
Vereinigungen immer häufiger und dringender 
werden. Der Allgemeine Deutſche Gewerkſchafts⸗ 
bund veranſtaltete am 25. September 1931 eine 
Kundgebung gegen Arbeitslofennot für Wohnungs⸗ 
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und Siedlungsbau. Als erſter Redner forderte 
Franz Spliedt, Vorſtandsmitglied des A. D. G., 
durchgreifende Maßnahmen der öffentlichen Hand 
zur Beſchaffung von Arbeitsmöglichkeiten unter all⸗ 
gemeiner Einführung der 40⸗Stunden-Woche. Der 
Vorſitzende des Deutſchen Gewerkſchaftsbundes⸗ 
Bernhard, verlangte als Ausweg aus der bauwirt⸗ 
ſchaftlichen Kriſis die öffentliche Förderung des 
Straßenbaues, des Ausbaues der Waſſerkräfte, der 
Waſſerſchutzanlagen und des Brückenbaues, ohne 
jedoch zu ſagen, wie die Mittel für dieſe „ſtaats⸗ 
politiſche Tätigkeit erſten Ranges“ zu beſchaffen 
ſind. 

Miniſterialdirektor Meyer beſchäftigte ſich zunächſt 
mit der Forderung der Arbeitgeberorganiſationen, 
der Hausbeſitzer und Hypothekenbanken und der 
Mieterorganiſationen auf Aufhebung der Hauszins⸗ 
ſteuer und verſuchte die von dieſen Wirtſchafts 
gruppen vorgebrachten Gründe zu widerlegen. Er 
bekämpfte den Humarplan und forderte eine Reform 
der Hauszinsſteuer unter Erhaltung ihres bisherigen 
Wohnungsbauanteils. Der Hinweis des Redners 
auf die Bedeutung der Steuer als Grundlage für 
die Verſorgung der minderbemittelten Bevölkerung 
mit Wohnungen zu tragbaren Mieten verdient 
volles Verſtändnis. Die neue Notverordnung vom 
6. 10. 1931 trägt dieſen Forderungen in weitem 
Umfange Rechnung, da ſie nur eine allgemeine 
Kürzung der Hauszinsſteuern um 20 v. H. vorſieht. 
Finanzpolitiſch it dieſe Steuer aber dennoch in 
der heutigen Form nicht zu rechtfertigen. Wir ver⸗ 
weiſen hier auf unſere Ausführungen im September⸗ 
heft. Staatsſekretär Krüger ſprach über die Sied⸗ 
lung. Er bejahte die Möglichkeit, die Produktion 
unſerer Landwirtſchaft zu ſteigern, ſowie in ihrer 
Qualität zu erhöhen und ſetzte ſich für die Anſied⸗ 
lung auf das Land ein. Mit vollem Recht bemerkte 
er, daß die Siedlungstätigkeit als Erwerbs⸗ 
loſenhilfe aber in erſter Linie den erwerbslos ge⸗ 
wordenen Landarbeitern zugute kommen müſſe. 

Ahnliche Forderungen vertraten die bauwirtſchaft⸗ 
lichen Verbände in den Verhandlungen, die am 
18. September 1931 unter Teilnahme von Vertre⸗ 
tern des Reichsfinanz⸗, Reichswirtſchafts⸗ und Reichs⸗ 
verkehrsminiſteriums und der Reichsanſtalt für 
Arbeitsloſenverſicherung beim Reichsarbeitsminiſter 
ſtattfand. 

Schließlich verdient die am 19. September 1931 
geweſene Tagung des Verbandes Rheiniſcher Bau⸗ 
genoſſenſchaften und des Verbandes Weſtfäliſcher 
Baugenoſſenſchaften erwähnt zu werden. Dort 
ſprach der Direktor des Hauptverbandes Deutſcher 
Baugenoſſenſchaften, Oberregierungs-Rat a. D. 
Dr. Weber, über die Auswirkungen der gegenwär⸗ 
tigen Wirtſchaftslage auf die gemeinnützigen Bau⸗ 
vereine. Seine Gedanken fanden ihre Beſtätigung 
in der nachfolgenden Rede des Preußiſchen Volks⸗ 
wohlfahrtsminiſters Dr. Hirtſiefer und in der ein⸗ 
ſtimmigen Annahme einer Entſchließung. Nach ihr 
ſollen die Regierungen und Parlamente mit größtem 


Ernſt und Nachdruck darauf aufmerkſam gemacht 
werden, daß der ungehemmte Fortgang der Arbeits⸗ 
loſigkeit und die gleichzeitig zuſammenſchrumpfende 
Kaufkraft der breiten Kreiſe die Wirtſchaftslage 
der gemeinnützigen Wohnungsunternehmungen, der 
Hauptträger des Kleinwohnungsbaues, auf das 
ſchwerſte bedrohen. Deshalb werden beſchleunigte 
und wirkſame Hilfsmaßnahmen für die Klein⸗ 
wohnungswirtſchaft gefordert, insbeſondere 

a) Verzicht auf Zinſen für Hauszinsſteuerhypotheken. 

b) Tilgungsaufſchub für Hypotheken aller Art, 

c) Freiſtellung der ſeit 1924 errichteten Neubauten 

von den gemeindlichen Grundſteuerzuſchlägen. 

d) Gleichſtellung der ſozial Bedrängten bei Miets⸗ 

erleichterungen in Alt- und Neubauwohnungen, 
e) unverminderte Aufrechterhaltung der Hauszins⸗ 
ſteuer für die Zwecke der Wohnungswirtſchaft, 

1) geeignete Maßnahmen zur Flüſſigmachung be⸗ 

willigter Hypotheken. 

Der in den vorſtehenden Angaben zum Ausdruck 
kommende Konjunkturrückſchlag gebietet auch nach 
unſerer Meinung vorſorgende Maßnahmen des 
Staates für die Bauwirtſchaft, die zwar ſorgfältig 
durchdacht, aber dennoch ſchnell getroffen werden 
müſſen. Die Schwierigkeiten liegen in der Finan⸗ 
zierung der Bauaufgaben, bei der gegenwärtigen 
Geldkriſe insbeſondere in der Beſchaffung und Ab— 
löſung des Hypothekarkredits. | 

Damit vermietbare, dem verringerten Einkommen 
der Bevölkerung entſprechende Wohnungen erſtellt 
werden können, müſſen auch die Baukoſten noch 
weiter geſenkt werden. Dies gilt in verſchärftem 
Maße für die Siedlungsbauten, die als Fertig⸗ 
ſiedlungen in der bisherigen Form eine zu hohe 
Rente des Siedlers zur Folge haben. Alsdann 
bringt die rückläufige Konjunkturveränderung eine Um- 
wandlung in der Standortwahl der Bauten zu gunſten 
der ländlichen Siedlung und der Stadtrandſiedlung. 

Auch die Deutſche Bau- und Bodenbank weiſt 
darauf hin, daß die landwirtſchaftliche Siedlung und 
die Anſiedlung hauptberuflich in der Stadt tätiger Per⸗ 
ſonen auf kleine Landſtellen im Umkreis der Großſtädte 
an Bedeutung wachſe. 


Geldwirtſchaft. 


Die am 1. Oktober 1931 in Kraft getretene Banken⸗ 
aufſicht hat den Zweck, die Regierung mehr als 
bisher über den Stand der deutſchen Geldwirtſchaft 
zu unterrichten und die allgemeine Bankpolitik vom 
Standpunkt der deutſchen Geſamtwirtſchaft zu beein⸗ 
fluſſen. Ob dieſer Zweck erreicht werden wird, iſt 
zweifelhaft, da die Berichte des Bankkommiſſars bei 
dem heute ſo ſchwierigen und ſchnelle Entſcheidungen 
fordernden Kreditverkehr wohl faſt immer zu ſpät 
kommen dürften. Aberraſchungen werden nicht zu 
vermeiden ſein. Es wirkt zwar beruhigend, daß 
die Reichsregierung und der Reichsbankpräſident 
vor der Sffentlichkeit immer wieder das Verſprechen 
erneuern, eine neue Inflation unter allen Umſtänden 
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zu vermeiden. Die Nachrichten aus England be— 
weiſen jedoch, daß die Abkehr vom Goldſtandard 
dort einen großen Aufſchwung der Wirtſchaft mit 
ſich gebracht habe. Es iſt heute ſogar in der 
Finanzwelt anerkannt, daß die letzten engliſchen 
Währungsmaßnahmen zu den wirtſchaftspolitiſchen 
Beſtleiſtungen der letzten Jahre gehören. Für 
Deutſchland wären dieſe und ähnliche Experimente 
aber nicht zu rechtfertigen, weil die deutſchen 
Schulden im weſentlichen auf „Goldmark“ lauten 
oder in Fremdwährungen abgeſchloſſen ſind, während 
die engliſchen Verbindlichkeiten meiſt Pfundver⸗ 
pflichtungen ſind. Es kommt hinzu, daß England 
reich und nur illiquid, Deutſchland aber weder reich 
noch liquid iſt. Die Folge der gegenwärtigen 
deutſchen Währungspolitik iſt aber eine Kreditver⸗ 
knappung, die mit dem wirtſchaftlichen Zuſammen⸗ 
bruch auch der beſten und zum Teil nur wenig 
verſchuldeten Unternehmungen verbunden iſt. Unter 
dieſen Auswirkungen leidet die deutſche Bauwirt⸗ 
ſchaft mit ihrem hohen Kapitalbedarf am meiſten 
von allen Wirtſchaftszweigen. Die Erwerbsloſen⸗ 
ziffern zeigen, daß die geſamte Wirtſchaft von der 
Bauwirtſchaft als einem Schlüſſelgewerbe zur Bes 
lebung des geſamten Arbeitsmarktes im hohem 
Maße abhängig iſt. Es ſind deshalb ſchon viele 
Projekte aufgetaucht, die den Spargedanken in der 
Bau⸗ und Siedlungswirtſchaft aufheben und das 
Kreditvolumen erhöhen wollen. Aber die Reichs⸗ 
bank fordert für dieſe Maßnahme ein geſteigertes 
Handelsvolumen als unerläßliche Vorausſetzung. 
Dieſer Grundſatz iſt nach der Quantitätstheorie 
richtig und hat ſich bereits praktiſch bewährt. Er 
darf aber nur jo verſtanden werden, daß der Kredit 
der Notenbank eine produktive Anlagemöglichkeit 
vorausſetzt, denn geſteigerter Handel kann nur die 
Folge einer bereits erhöhten Produktion ſein. Wenn 
das Geld im Baumarkt an der richtigen Stelle an= 
gelegt wird, dann iſt die Anlage auch heute noch 
produktiv. Dies ſind die ſtädtiſchen Kleinwohnungen 
und die ländlichen Siedlungen. Darum müſſen 
dieſe Wirtſchaftszweige gefördert werden, aber nur 


mit inländiſchem Kredit, der ohnedies die einzige 
Möglichkeit iſt. 


Außerdem würde der ausländiſche 
Kredit eine weitere ungerechtfertigte Abhängigkeit 
vom Ausland herbeiführen. Die geplante inter⸗ 
nationale Weltwährung würde daran nichts ändern. 
Wenn dieſes Ziel der Krediterweiterung für die 
Bau⸗ und Siedlungswirtſchaft auch weit verbreitete 
Anerkennung findet, ſo ſind die Wege zum Ziel um⸗ 
ſomehr umſtritten. Uns ſcheint die oft empfohlene 
Ausgabe neuer Reichsbanknoten unter Verminderung 
der Deckungsrenze aber gefährlicher als die in einem 
beſonderen Aufſatz im Septemberheft eingehend be⸗ 
gründete Schaffung eines neuen Geldſurrogats zu 
ſein, da eine faſt ausſchließlich auf Handelswechſel 
aufgebaute Währung an Vertrauen verliert. Daß 
die Reichsregierung derartigen neuen Plänen aber 
abgeneigt iſt, folgt nicht nur aus den wiederholten 
Erklärungen, ſondern auch aus den Beſtimmungen 


des Teils 5, Kapitel 9 der Notverordnung vom 
6. Oktober 1931, nach denen die Ausgabe von 
Notgeld unter erhebliche Strafe geſtellt werden ſoll. 
Dieſe Vorkehrungen gegen die Ausgabe von Notgeld 
find allerdings zu begrüßen, denn dieſes Geld- 
ſurrogat bedeutet im Gegenſatz zu einer zentral 
kontrollierten Binnenwährung mit feſter Deckung 
und beſtimmtem Umlaufskontingent eine unüberſeh⸗ 
bare Aufblähung des Zahlungsmittelumlaufs. 


Auswege. 


Die dritte Verordnung des Reichspräſidenten zur 
Sicherung von Wirtſchaft und Finanzen vom 6. Ok⸗ 
tober 1931, die in allen Kreiſen der Wirtſchaft 
ſchon mit Spannung erwartet wurde, ſollte die 
Auswege für den wirtſchaftlichen Fortſchritt ſchaffen. 
Das Studium dieſes 30 Seiten ſtarken Geſetzeswerkes 
läßt die Erfüllung dieſer Hoffnung zweifelhaft er- 
ſcheinen. Es iſt jedoch nicht zu verkennen, daß die 

| 
| 
| 


Notverordnung Wegzeichen für die aus den vor- 
ſtehenden Betrachtungen des Konjunkturverlaufs ſich 
ergebende Wirtſchaftsrichtung enthält. Der hier vor 
allem intereſſierende Teil 4 „Wohnungs- und Sied⸗ 
lungsweſen“ (vergl. Geſetzesteil) bringt Rahmen— 
vorſchriften für die tatkräftige Förderung der Stadt⸗ 
Landbewegung mit dem Ziele, „die Seßhaftmachung 
der Bevölkerung auf dem Lande zu fördern, die Er— 
werbsloſigkeit zu vermindern und den Erwerbsloſen 
den Lebensunterhalt zu erleichtern“. In den Einzel— 
heiten werden die richtigen Vorausſetzungen für die 
Senkungen der Siedlungskoſten geſchaffen. Zur Auf- 
bringung der Mittel für die Senkung der Siedlung 
müſſen dieLänder vom Rechnungsjahr 1932 ab von dem 
Aufkommen aus der Steuer über den Geldentwertungs— 
ausgleich bei bebauten Grundſtücken (in Preußen: 
Hauszinsſteuer) einen Teilbetrag an das Reich ab— 
führen. Die Höhe der einzelnen Leiſtungen wird 
jährlich von der Reichsregierung im Benehmen mit den 
zuſtändigen Ausſchüſſen des Reichsrats feſtgeſetzt. 
Soweit die auf dieſe Weiſe aufkommenden Mittel 
nicht ausreichen — dieſer Fall wird ſicher eintreten — 
wird der Reichsfinanzminiſter ermächtigt, die er⸗ 
forderlichen Mittel bereitzuſtellen. Es handelt ſich 
demnächſt bei faſt allen Vorſchriften nur um 
Ermächtigungen an die ausführenden Stellen. Der 
Erfolg der Maßnahme wird daher davon abhängen, 
wie dieſe Vollmachten ausgenutzt werden. Zu 
begrüßen iſt, daß durch den Reichsſiedlungs— 
kommiſſar für das ganze deutſche Reich eine einheit- 
liche Leitung in Siedlungsfragen gewährleiſtet ſein 
dürfte. Seine Befugniſſe gehen bei Erlöſchen des 
Amtes auf den Reichsarbeitsminiſter über. Es 
wäre wohl beſſer geweſen, ſie ſofort dem Reichs- 
arbeitsminiſter zu übertragen, da das Reichsarbeits⸗ 
mniſterium heute bereits über eine mit dieſen Fragen | 
vertraute, fachkundige Verwaltungsorganiſation ver⸗ 
fügt und ein Nebeneinanderlaufen der Arbeiten 
dieſes Miniſteriums und der des Siedlungskommiſſars 
zur Verteuerung unſerer Verwaltung führen kann. 
Das Erwerbsloſenſiedlungsprogramm in der Form 
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begründet worden. 


der Stadtrandſiedlung ſoll noch in dieſem Herbſt 
in Angriff genommen werden. Mit dem Lande 
Preußen ſind bereits Vereinbarungen über die 
Vereinfachungen und Beſchleunigung des Verfahrens 
zuſtande gekommen. Es iſt zu hoffen, daß die 
Ausführungsbeſtimmungen des Reichskommiſſars 
eine elaſtiſche Siedlungsplanung unter Befreiung 
von allen Feſſeln bürokratiſcher Vorſchriften einſchl. 
der baupolizeilichen Beſtimmungen möglich machen 
werden. Nur dann können die Stadtplanungen 
durch zielbewußte, der örtlichen Wirtſchaftslage ges 
recht werdende Erweiterungen mit dem flachen 
Lande organiſch verbunden werden. Dieſe For 
derung iſt von Generaldirektor Nadolny in ſeinen⸗ 
Aufſatz „Menſchen aufs Land“ (Königsberger Al 
gemeine Zeitung vom 4. Oktober 1931) eingehend 
Für die oſtpreußiſche Erwerbs- 
loſenſiedlung ſoll nach dieſen Ausführungen die 
Einrichtung der 2—4 Morgen-Stellen zur Ausnahme 
gehören, weil die ertragreichſte Verwertung dieſer 
Stellen, nämlich ein großzügiger Gemüſebau, hier 
nur beſchränkte Abſatzmöglichkeiten hat. Für ſolche 
Siedlungen werden nämlich zahlenmäßig nur wenige 
Stellen innerhalb der Randſiedlung um Königsberg 
und die größeren Provinzſtädte in Frage kommen. 

In Oſtpreußen wird die regelmäßige Verwendung 
des Bodens im Anbau der für die Siedlerfamilien 
notwendigen Nahrungsmittel und des Futters für 
die Viehhaltung gegeben ſein. Bei den größeren 
Stellen muß die Viehhaltung auf den Abſatz, demnach 
den Geldertag, abgeſtellt werden und zur Erreichung 
größerer Erfolge ſpezialiſiert werden. Wo Abſatz⸗ 
möglichkeiten nicht vorhanden und auch bei ver— 
beſſerten, vom Siedlungsträger einzurichtenden 
Organiſationen nicht geſchaffen werden können, bleibt 
der bäuerliche Kleinbetrieb von 15 — 20 Morgen, 
je nach der Güte des Bodens, auch für die Anſiedlung 
von Erwerbsloſen der einzige Ausweg. Denn als 
oberſter Grundſatz muß immer die Erwägung gelten, 
daß die Erwerbsloſen bei der Umſiedlung unmittelbar 
durch den Bodenertrag und mittelbar durch verbeſſerte 
Nebenerwerbsmöglichkeiten der Erwerbsloſigkeit für 
immer entzogen werden ſollen. 

Die Umwandlung der Hauszinsſteuer iſt in der 
Notverordnung nicht abſchließend geregelt. Zum 
Ausgleich der ab 1932 durch die Fälligkeit der Auf⸗ 
wertungshypotheken eintretenden Mehrbelaſtung iſt 
eine allgemeine Senkung der Hauszinsſteuer um 
20 v. H. angeordnet. Die Notverordnung enthält 
noch viele wichtige Maßnahmen zur Belebung der 
Wirtſchaftskonjunktur, deren Würdigung den Rahmen 
dieſer Beſprechung überſchreitet. Es muß jedoch 
leider hervorgeboben werden, daß die Frage der 
Selbſtkoſtenſenkung durch eine einſchneidende An— 
gleichung der Löhne und Preiſe nicht geregelt iſt. 
Sie bleibt demnach den eigenen Verhandlungen 
der Verbände vorbehalten. Mögen dieſe Ver— 
handlungen im weiteren unter Einhaltung des von 
der Reichsregierung gewünſchten „Burgfriedens, zu 
einer befriedigenden Löſung führen. Dr. F. N. 
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Geſetze, Verordnungen und Erlaſſe. 


RdErl. d. MiHuG., zugleich im Namen des Pr. 

MPräſ. u. ſämtl. Staatsminiſter, v. 29. 7. 1931, 

betr. innerdeutſche Wirtſchaftsgrenzen — VI 5204 
Erl., II 7488 So. — 


Schr. d. RWiM. v. 11. 7. 1931 — IIIA 1164/31—. 
In letzter Zeit ſind mir zahlreiche Klagen über 


die Beſtrebungen einzelner öffentlicher Beſchaffungs⸗ 


ſtellen mitgeteilt worden, bei der Vergebung von 
Aufträgen, das orts- oder bezirksanſäſſige Gewerbe 
gegenüber auswärtigen Bietern in wirtſchaftlich nicht 
zu rechtfertigender Weiſe zu bevorzugen. Die Be⸗ 
rechtigung zu einer beſonderen Berückſichtigung orts⸗ 
anſäſſiger Unternehmer kann nur inſoweit anerkannt 


werden, als ſie ſich im Rahmen der Beſtim⸗ 
mungen der „Verdingungsordnung für Bau⸗ 
leiſtungen“ (Teil A, $ 26, 3) bewegt. Dagegen 


würde ein grundſätzlicher Ausſchluß auswärtiger 


Bieter oder aber ihre Nichtberückſichtigung trotz 
offenſichtlich günſtigerer Angebote geſamtwirtſchaft⸗ 
lich äußerſt ungünſtige Wirkungen haben. Ich bin 
der Auffaſſung, daß regionale Abgrenzungen, die 


die Einheitlichkeit des deutſchen Wirtſchaftsgebietes 


aufheben, bei Vergebungen öffentlicher Körper⸗ 
ſchaften keinesfalls Platz greifen dürfen, und daß 


es notwendig iſt, einer derartigen Entwicklung recht 


zeitig und mit Nachdruck entgegenzutreten. 

Ich bitte daher ergebenſt, die Beſchaffungsſtellen 
Ihres Landes noch einmal anzuweiſen, bei den 
Vergebungen meiner Anregung entſprechend zu ver⸗ 
fahren. Ferner wäre ich dankbar, wenn Sie in 
gleichem Sinne auch auf die Gemeinden und ſonſtige 
Ihrer Aufſicht unterſtehenden öffentlichen Körper⸗ 
ſchaften einwirken würden. 

Mit Wahrnehmung der Geſchäfte beauftragt: 

Trendelenburg, Staatsſekretär. 


An die Regierungen der Länder. 


Ich erſuche ergebenſt, bei der Vergebung von 
Aufträgen entſprechend der Anregung des RMiM. 
zu verfahren. 

Weitere Mitteilung erfolgt nicht. 

J. A.: Römhild. 


An die Behörden ſämtlicher Zweige der preußiſchen 
Staatsverwaltung. 
(VMBl. Sp. 903.) 


Mieterſchutz. 
Vdg. d. MfV. v. 12. 9. 1931 über die Aufhebung 
des Mieterſchutzes bei Neubauten — II 3211/11.9.— 
Auf Grund des $ 33 Abſ. 3 des Geſetzes über 
Mieterſchutz und Mieteinigungsämter in der Faſſung 
der Bekanntmachung vom 7. 2. 1928 (RGBl. 1, 
S. 25) wird folgendes angeordnet: 
Einziger Paragraph. 
Die Verordnung über Mieterſchutz bei Neubauten 
vom 16. 3. 1928 (GS. S. 30) in der Faſſung der 
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Verordnungen vom 27. 2. 1931 (GS. S. 12) und 
vom 20. 3. 1931 (GS. S. 35) tritt am 1. 4. 1932 
außer Kraft. 
Hirtſiefer. 
(VM Bl. Sp. 905). 


Vog. d. MfV. v. 17. 9. 1931 über die Aufhebung 
des Schiedsverfahrens vor dem Mieteinigungsamt 
— 11 3200/ 29.8. — 

Auf Grund des § 52a des Geſetzes über Mieter⸗ 
ſchutz und Mieteinigungsämter in der Faſſung der 
Bekanntmachung vom 17. 2. 1928 (RGBl. S. 25) 
wird folgendes angeordnet: 

Einziger Paragraph. 

Die Verordnung über ein Schiedsverfahren vor 
dem Mieteinigungsamte vom 28. 3. 1927 (GS. S. 36) 
tritt mit ſofortiger Wirkung außer Kraft. 

Hirtſiefer. 
(VM Bl. Sp. 905). 


Dritte Verordnung des Reichspräſidenten 

zur Sicherung von Wirtſchaft und Finanzen 

und zur Bekämpfung politiſcher Ausſchrei⸗ 
tungen. Vom 6. Oktober 1931. 


Vierter Teil 
Wohnungs- und Siedlungsweſen. 

Kapitel l. 
Geldentwertungsausgleich bei bebauten Grundſtücken. 
8 1 
(1) Die Steuer, die nach dem Geſetz über den 
Geldentwertungsausgleich bei bebauten Grundſtücken 
in der Faſſung der Bekanntmachung vom 1. Juni 1926 
(Reichsgeſetzbl. I S. 251) in den Ländern und Ges 
meinden erhoben wird (Gebäudeentſchuldungsſteuer), 
iſt vom 1. April 1932 ab für die Zwecke des Abj. 3 
in allen Steuerſtufen um 20 vom Hundert zu ſenken. 
(2). Der Senkung zugrunde zu legen iſt der volle 
Jahresbetrag der Steuer, der für das Rechnungs⸗ 
jahr 1930 Geltung hatte, ohne Berückſichtigung der 

niedergeſchlagenen oder erlaſſenen Beträge. 

(3) Durch die Senkung nach Abſ. 1 und 2 gilt 
der Betrag, der den Eigentümern in der Miete zur 
Verzinſung aufgewerteter Hypotheken und des Eigen⸗ 
kapitals zu belaſſen iſt, als abgegolten; damit ent⸗ 
fällt die Ermäßigung nach $ 2 Abſ. 3 Satz 6 bis 
9 des Geſetzes über den Geldentwertungsausgleich 
bei bebauten Grundſtücken in der Faſſung des 
Kapitels Il, Sechſter Teil der Zweiten Verordnung 
des Reichspräſidenten zur Sicherung von Wirtſchaft 
und Finanzen vom 5. Juni 1931 (Reichsgeſetz⸗ 
blatt 1 S. 279). 

§ 2. 

Die Landesregierungen können mit Zuſtimmung 

des Reichsminiſters der Finanzen zur Abgeltung des 


Betrags, der den Eigentümern in der Miete zur 


Verzinſung aufgewerteter Hypotheken und des Eigen⸗ 
kapitals zu belaſſen iſt, an Stelle der Senkung nach 


$ 1 die Gebäudeentſchuldungsſteuer nach $ 2 Abſ. 3 

Satz 6—9 des Gejeßes über den Geldentwertungs- 

ausgleich bei bebauten Grundſtücken in der Faſſung 

des Kapitel II, Sechſter Teil der Zweiten Verord⸗ 

nung des Reichspräſidenten zur Sicherung von Wirt⸗ 

ſchaft und Finanzen vom 5. Juni 1931 ermäßigen. 
§ 3. 

Die Gebäudeentſchuldungsſteuer darf über den ſich 
nach SS 1, 2 ergebenden Betrag hinaus nicht erhöht 
werden. Entgegenſtehende Beſtimmungen treten mit 
Wirkung vom 1. April 1932 außer Kraft. 

§ 4. 

Soweit die Gebäudeentſchuldungsſteuer nach den 
Landesbeſtimmungen mit Rückſicht auf die Hilfsbe⸗ 
dürftigkeit der Mieter zu ſtunden und niederzuſchlagen 
iſt, haben die Landesregierungen zu beſtimmen, ob 
und in welcher Weiſe die Auswirkungen der Steuer⸗ 
ſenkung auf Grund von SS 1, 2 für hilfsbedürftige 
Mieter unter Mitwirkung der Fürſorgeverbände aus- 
zugleichen ſind. 

85. 


Die Länder haben für die Umſchuldung der Ge- 
meinden (Gemeindeverbände) in den Rechnungs⸗ 


jahren 1932, 1933, 1934 und 1935 aus dem Auf⸗ 


kommen der Gebäudeentſchuldungsſteuer die nach 
Maßgabe des Dritten Teils Kapitel II erforderlichen 
Beträge zur Verfügung zu ſtellen. 
§ 6. 
Die nach dieſem Kapitel erforderlichen Anord- 
nungen trifft die Landesregierung. 


Kapitel ll. 
Landwirtſchaftliche Siedlung, vorſtädtiſche Klein⸗ 


ſiedlung, Bereitſtellung von Kleingärten für Erwerbs⸗ Einvernehmen mit dem Reichsminiſter der Finanzen 


loſe. 
8 
Um die Seßhaftmachung der Bevölkerung auf dem 
Lande zu fördern, um die Erwerbsloſigkeit zu ver⸗ 
mindern und Erwerbsloſen den Lebensunterhalt zu 
erleichtern, werden die landwirtſchaftliche Siedlung 
ſowie die Kleinſiedlung in der Umgebung von 
Städten und größeren Induſtriegemeinden (Vor⸗ 
ſtädtiſche Kleinſiedlung) und die Bereitſtellung von 
Kleingärten für Erwerbsloſe nach Maßgabe der 
folgenden Beſtimmungen gefördert. 


J. Allgemeines. 
82. 
Von den Mitteln, die nach den Vorſchriften über 


den Geldentwertungsausgleich bei bebauten Grund- 


ſtücken zur Förderung der Bautätigkeit auf dem 


Gebiete des Wohnungs- und Siedlungsweſens be⸗ 


ſtimmt, haben die Länder vom Rechnungsjahr 1932 ab 
für die landwirtſchaftliche Siedlung, die vorſtädtiſche 
Kleinſiedlung und die Bereitſtellung von Kleingärten 
für Erwerbsloſe einen Teilbetrag an das Reich oder 
die von der Reichsregierung beſtimmte Stelle abzu⸗ 
führen. Die Höhe dieſ 


es Betrages und das Ver⸗ 
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hältnis, nach welchem der Betrag auf die Länder 
umgelegt wird, werden jährlich von der Reichs⸗ 
regierung im Benehmen mit den zuſtändigen Aus⸗ 
ſchüſſen des Reichsrats feſtgeſetzt. Dieſe Beſtimmung 
tritt für die landwirtſchaftliche Siedlung an die 
Stelle des § 3 Abſ. 1 des Geſetzes zur Förderung 
der landwirtſchaftlichen Siedlung vom 31. März 1931 
(Reichsgeſetzbl.] S. 1220 


8 
Soweit die im § 2 bezeichneten Mittel nicht aus⸗ 
reichen, wird der Reichsminiſter der Finanzen er⸗ 
mächtigt, die erforderlichen Mittel bereitzuſtellen. 


§ 4. 

Die Arbeiten zur Aufſchließung des Geländes und 
und zur Errichtung der notwendigen Baulichkeiten 
ſind gemeinnützig und zuſätzlich im Sinne des $ 139a 
des Geſetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeits⸗ 
loſenverſicherung. 


I. Landwirtſchaftliche Siedlung. 


8 5. 

(1) Die Mittel, die auf Grund der §ð§ 2 und 3 
für die landwirtſchaftliche Siedlung zur Verfügung 
geſtellt werden, fließen dem Zweckvermögen bei der 
Deutſchen Siedlungsbank zu, das ihr vom Reich auf 
Grund des $ 3 des Dritten Abſchnitts (Oſthilfe) 
der Verordnung des Reichspräſidenten vom 
26. Juli 1930 (Reichsgeſetzbl.] S. 311) überwieſen 
worden iſt. Die Deutſche Siedlungsbank darf das 
Zweckvermögen auch für ſonſtige der landwirtfchlichen 
Siedlung dienende Zwecke, insbeſondere für die 
Auswahl, Schulung und Beratung von Siedlern, 
verwenden; der Reichsarbeitsminiſter beſtimmt im 


den Betrag, der jährlich für dieſe Zwecke verwendet 


werden darf, und regelt die Verwendung. 


(2) Die im Abſatz 1 bezeichneten Mittel, ſollen 
insbeſondere auch für die Anſiedlung von Land- 
arbeitern Verwendung finden. 


S 6. 

In jedem beteiligten Lande ſoll ein Staats⸗ 
kommiſſar beſtellt werden, der die einheitliche Durch— 
führung der landwirtſchaftlichen Siedlung in dem 
Lande gewährleiſten ſoll. Dem Staatskommiſſar 
ſtehen insbeſondere die im S 7 der Verordnung zur 
Behebung der dringendſten Wohnungsnot vom 9. De⸗ 
zember 1919 (Reichsgeſetzbl. S. 1968) den Bezirks⸗ 
wohnungskommiſſaren gegebenen beſonderen Be- 
fugniſſe zu. Er kann dieſe Befugniſſe nachgeordneten 
Stellen übertragen. 

5 


Um das Verfahren zur Begründung von Sied— 
lungen im Sinne des Reichsſiedlungsgeſetzes zu er⸗ 
leichtern, zu beſchleunigen und zu verbilligen, kann 
der Reichsarbeitsminiſter von reichsrechtlichen, der 
Staatskommiſſar von landesrechtlichen Vorſchriften 
abweichende Beſtimmungen erlaſſen. Dieſe können ſich 
insbeſondere erſtrecken auf das Verfahren, in dem die 


A a a a ae ee en — T— — —— — 


Aufwendungen zur Regelung der öffentlich-rechtlichen 
Verhältniſſe feſtgeſetzt, werden, auf die übernahme 
der Siedlerſtellen in das Grundbuch und auf das 
Verfahren der Siedlungsbehörden. 


§ 8. 
Die Reichsregierung kann, ſofern nicht aus⸗ 
reichende landesrechtliche Vorſchriften beſtehen, 


beſtimmen, daß nach der Einleitung eines Gied- 
lungsverfahrens im Sinne des Reichsſiedlungs⸗ 
geſetzes auf Erſuchen der zuſtändigen Landes- 
ſiedlungsbehörde im Grundbuch ein Vermerk über 
das eingeleitete Verfahren einzutragen iſt (Sied⸗ 
lungsſperrvermerk). Der Vermerk hat die Wirkung, 
daß die ſpäter eingetragenen privatrechtlichen Be⸗ 
laſtungen dem Siedler gegenüber unwirkſam und 
Veräußerungen des Grundſtücks durch den Eigen⸗ 


tümer ohne Genehmigung der Siedlungsbehörde 
Die Löſchung des Vermerks erfolgt 


nichtig ſind. 
nur auf Erſuchen der Siedlungsbehörde. 


3. Vorſtädtiſche Kleinſiedlung und Bereit- 
ſtellung von Kleingärten für Erwerbsloſe. 
89. 

(1) Um die vorſtädtiſche Kleinſiedlung und die 


Bereitſtellung von Kleingärten für Erwerbsloſe 


beſchleunigt einzuleiten, wird ein Reichskommiſſar 
beſtellt. Er unterſteht dem Reichskanzler. Die 
Reichsregierung beſtimmt die Dauer ſeines Auf⸗ 
trages. Im Benehmen mit der Landesregierung 


werden Stellvertreter des Reichskommiſſars beſtellt. 


Der Reichskommiſſar kann im Benehmen mit der 
Landesregierung ſeine Befugniſſe anderen Behörden 
übertragen. 


(2) Die Reichs-, Landes- und Gemeindebehörden 


ſowie andere Körperſchaften des öffentlichen Rechtes 
haben dem Reichskommiſſar und 
tragten jede zur Durchführung ſeiner Aufgaben 
dienliche Verwaltungshilfe unentgeltlich zu leiſten. 


§ 10. 
Der Reichskommiſſar ſoll die Eigentümer geeig⸗ 


neten Siedlungslandes, insbeſondere Körperſchaften 
des öffentlichen Rechts (Reich, Länder, Gemeinden, 
Gemeindeverbände), die geeignetes Land beſitzen, 


anhalten, Land zur Verfügung zu ſtellen. 


§ 11. 

(1) Steht geeignetes Land in paſſender Lage 
zu angemeſſenem Preiſe nicht zur Verfügung, ſo 
kann der Reichskommiſſar geeignete Grundſtücke 
gegen angemeſſene Entſchädigung enteignen. Durch 
Enteignung iſt zunächſt Land der öffentlichen Körper⸗ 
ſchaften in Anſpruch zu nehmen, joweit es nicht für 
dringenden öffentlichen Bedarf benötigt wird. Die 
Enteignung landwirtſchaftlicher und gärtneriſcher 
Familienbetriebe iſt ausgeſchloſſen; ebenſo ſoll von 
der Enteignung ſolcher Betriebe abgeſehen werden, 
deren Erhaltung aus allgemeinen wirtſchaftlichen 


ſeinen Beauf⸗ 
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Neichkommiſſar zuſtehen. 


Gründen geboten erſcheint. Gefährdet die Ent⸗ 
eignung von Teilen ſelbſtändiger landwirtſchaftlicher 
und gärtneriſcher Betriebe den Beſtand des Betriebes, 
jo iſt entweder eine entſprechend höhere Entſchädi⸗ 
gung feſtzuſetzen oder der Geſamtbetrieb zu enteignen. 
Das Nähere wird durch die Ausführungsbeſtimmungen 
geregelt. 


(2) Auf die Enteignung finden die Vorſchriften 
der SS 4 und 5 der Verordnung zur Behebung der 
dringendſten Wohnungsnot vom 9. Dezember 1919 
(Reichsgeſetzbl. S. 1968) mit der Maßgabe ſinn⸗ 
gemäß Anwendung, daß 


a) der Enteignungsbeſcheid, ſofern nichts anderes 
beſtimmt wird, die Beſitzeinweiſung in ſich ſchließt, 

b) die Entſchädigung vom Reichskommiſſar nach 
Anhörung von Sachverſtändigen endgültig feſt⸗ 
geſetzt wird. 


(3) Die Ausführungsvorſchriften zu der Ver⸗ 
ordnung vom 9. Dezember 1919 finden ſinngemäß 


Anwendung, ſoweit der Reichskommiſſar nicht 
etwas anderes beſtimmt. 
8 


Wird das enteignete Grundſtück nicht innerhalb 
eines Jahres ſeit der Zuſtellung des Enteignungs⸗ 
beſcheides oder binnen einer vom Reichskommiſſar 
beſtimmten Friſt für die Zwecke dieſer Verordnung 
verwendet, ſo hat der Enteignete oder ſein Rechts⸗ 
nachfolger binnen eines weiteren Jahres einen An⸗ 
ſpruch auf Rückübereignung des Grundſtücks gegen 
Erſtattung der Entſchädigung. 


8 13. 

Die Kleingarten- und Kleinpachtlandordnung vom 
31. Juli 1919 (Reichsgeſetzbl. S. 1371) findet mit 
der Maßgabe Anwendung, daß die nach $ 5 Abſ. 2 
und 3 der Landeszentralbehörde und den Ver⸗ 
waltungsbehörden übertragenen Befugniſſe dem 
Vor der Entſcheidung 
über einen angemeſſenen Pachtzins hat der Reichs⸗ 
kommiſſar Sachverſtändige zu hören; ſeine Ent⸗ 
ſcheidung iſt endgültig. Die Ausführungsvorſchriften 
zu der Verordnung vom 31. Juli 1919 finden ſinn⸗ 
gemäß Anwendung, ſoweit der Reichskommiſſar 
nicht etwas anderes beſtimmt. 


§ 14. 

Der Reichskommiſſar kann Pacht- und Nutzungs⸗ 
rechte gegen angemeſſene Entſchädigung aufheben. 
Auf das Verfahren finden die Vorſchriften des 
§ 11 entſprechende Anwendung. 


§ 15. 

Dem Reichskommiſſar ſtehen die in der Ver⸗ 
ordnung zur Behebung der dringendſten Wohnungs⸗ 
not vom 9. Dezember 1919 (Reichsgeſetzbl. S. 1968) 
insbeſondere im §7 den Bezirkswohnungskommiſſaren 
gegebenen beſonderen Befugniſſe mit der Maßgabe 
zu, daß er auch Befreiungen von reichsrechtlichen 
Vorſchriften eintreten laſſen kann. 


— . —— 


§ 16. 

Für die vorſtädtiſche Kleinſiedlung ſoll Land in 
der Regel nur erworben werden, wenn durch 
Stundung des Kaufpreiſes oder durch Vereinbarung 
mit den Hypothekengläubigern dafür Sorge getragen 
wird, daß keine erheblichen Barzahlungen zu leiſten 
ſind. Der Reichskommiſſar kann in dieſen Fällen 
mit Zuſtimmung des Reichsminiſters der Finanzen 
die Reichsbürgſchaft für die aus dem Erwerbe des 
Landes entſtehenden Verbindlichkeiten gegenüber den 
Gläubigern übernehmen. 

8 * 

Kleinſiedlern, die als Pächter oder Erbbau— 
berechtigte angeſiedelt werden, ſoll die Möglichkeit 
gegeben werden, das Land als Eigentum zu 
erwerben. 

§ 18. 

Die Vergebung von Kleinſiedlungsſtellen oder 
Kleingärten ſoll davon abhängig gemacht werden, 
daß der Bewerber perſönlich geeignet iſt und daß 
er während einer gewiſſen Mindeſtzeit an der 
Aufſchließung des Geländes oder an der Errichtung 
der Baulichkeiten mitgearbeitet hat. Sie kann 
weiterhin davon abhängig gemacht werden, daß er 
ſich einer Beratung für die Bewirtſchaftung ſeines 
Geländes unterwirft und daß er ſich zu einem 
genoſſenſchaftlichen Zuſammenſchluß, insbeſondere 
für den Abſatz ſeiner Erzeugniſſe verpflichtet. 


§ 19. 
(1) Soweit Kleinſiedlerſtellen hypothekariſch be⸗ 
liehen werden, kann der Reichskommiſſar mit Zu⸗ 


Nachrichten des Vau⸗ 


Bauwirtſchaft. 
Wenn wir in unſerem vorigen Bericht ſagten, 


daß die infolge der Kreditſchwierigkeiten eingetretene 


Einſchränkung in der Bautätigkeit bis Ende Juli 


auf den Arbeitsmarkt im Baugewerbe noch keinen 


ſichtbaren Einfluß gehabt hatte, ſo zeigt ſich im 
Auguſt ſchon deutlich die Wirkung. Bis Ende Auguſt 
ſtieg die Zahl der arbeitſuchenden Bauhandwerker 
in Oſtpreußen von 4964 auf 6560 und zeigt damit 
eine Steigerung, wie ſie in früheren Jahren erſt 
mit Beendigung der Bauſaiſon, alſo im Oktober, 
einzutreten pflegte. Folgende Zahlen zeigen, wie 
in dieſem Jahre im Vergleich zu 1930 ſeit April 
die Zahl der arbeitſuchenden Bauhandwerfer pro⸗ 
zentual ſich gegenüber dem Vormonat verändert hat. 
Die Zahl der Arbeitſuchenden ſank bezw. ſtieg 
1931 1930 


von April auf Mai um — 40,0 v. H. — 37,0 v. H. 


von Mai auf Juni um — 24,4 „ — 20,4 „ 
von Juni auf Juli um — 5,5 „ — 4,7 „ 
von Juli auf Auguſt um 32,2 „ + In 


Die Steigerung der Arbeitsloſigkeit ift in dieſem 


Jahre im Auguſt alſo doppelt ſo groß geweſen als Lohnindex von 168,0 auf 167,6. 


ſtimmung des Reichsminiſters der Finanzen die 
Bürgſchaft für das Kapital ſowie den Zinjen- und 
Tilgungsdienſt der Hppothefenforderung übernehmen. 

(2) Der Reichskommiſſar kann die Übernahme 
der Bürgſchaft davon abhängig machen, daß die 
Gemeinde oder der Gemeindeverband die Rück— 
bürgſchaft übernimmt. 

(3) Der Reichskommiſſar kann mit Zuſtimmung 
des Reichsminiſters der Finanzen Zinszuſchüſſe zur 
Verbilligung der Hypothekendarlehen gewähren. 


§ 20. 
Auf die Durchführung der vorſtädtiſchen Klein⸗ 
ſiedlung finden die Beſtimmungen des $ 29 des 
Reichsſiedlungsgeſetzes entſprechende Anwendung. 


4. Schlußbeſtimmungen. 


8 
Die Reichsregierung kann zur Durchführung und 
Ergänzung dieſes Kapitels Rechtsverordnungen und 
allgemeine Verwaltungsbeſtimmungen erlaſſen. Sie 
kann dabei von beſtehenden reichs- und landes⸗ 
rechtlichen Vorſchriften abweichen. 


8 
Wenn das Amt des Reichskommiſſars ($ 9) er⸗ 
liſcht, gehen ſeine Befugniſſe aus dem SS 9 ff auf 
den Reichsarbeitsminiſter über. 


§ 23. 


Die Vorſchriften dieſes Kapitels treten mit ihrer 
Verkündung in Kraft. 


und Siedlungsmarktes. 


im Vorjahr. Es wurde ſchon wiederholt darauf 
hingewieſen, daß in dieſem Jahr die Zahl der arbeit⸗ 
ſuchenden Bauhandwerker durchweg höher war als 
in den Vorjahren. Das zeigt ſich in der für Ende 
Auguſt ausgewieſenen Zahl beſonders ſcharf: die 
Zahl der Arbeitſuchenden iſt mit 6560 um rd. 1600 
höher als im Vorjahr. 

Eine weitere Folge der Einſchränkung der Bau- 
tätigkeit war die Stillegung oder die Einſchränkung 
der Produktion bei einer Anzahl von Ziegeleien und 
Sägewerken, da die Rentabilität der Produktion 
durch die verminderte Nachfrage immer mehr nach, 
ließ. Ein Teil der Haffziegeleien ſah ſich gezwungen⸗ 
die Arbeit auf 3 bezw. 5 Arbeitstage in der Woche 
zu beſchränken. 

Das Preisniveau iſt im September „Oktober gegen⸗ 
über den Vormonaten im allgemeinen unverändert 
geblieben, abgeſehen von einer geringfügigen Preis⸗ 
ermäßigung für Mauerſteine von 43,25 RM auf 

43.— RM je 1000 Stück und für Sand von 5. — RM 

auf 4.50 RM je Kubikmeter. Der Bauſtoffindex 
ermäßigte ſich dadurch von 147,3 auf 146,6 im 
September und der Baukoſtenindexbei gleichbleibendem 
Dr. Gr. 
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Jahlen zur Vauwirtſchaft 


Gegenſtand 


1931 
Auguſt | September Oktober 


c en 134,9 0 
eee a ee er 110,2 0 
Bantotenmacee [Reichchchchchõoc!l!l!l;, 143,0 8 ° 
Baukoſtenindex (Oftprußen) . . 2 2202. 168,0 168,0 167,6 
Bauftoffinder (Oftpreußen) . . : > 2200. 143,3 147,3 146,5 
Lohnindex l V 193,4 193,4 193,4 
Mauerſteine Be en DL en 43,25 RM 43,25 RM 43, — RM 
0 nn ri Le Sirenen Fe 88,.— „ 88,.— „ 88,.— „ 
ee a rn 3025 20,25 „ 20.25 
FCCCCCCCCC 90,.— „ 90,.— „ 90,.— „ 
RN A vr ee ͤ K 45,.— „ 45,.— „ 45,.— „ 
Fußboden e Bere 100, — „ 100,— „ 100, — „ 
Balken und Bohlen Er 3 52,.— „ 52,— „ 52,.— „ 
Bauhandwerker (Stundenlohn) E 1.— „ 1.— „ 1.— „ 
Bauhilfs arbeiter „ 82 82 „ 982 „ 
Arbeitſuchende Bauhandwerker 6560 8 8 


ac allt. 
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